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Kurzfassung 

Infolge gesellschaftlicher und ökonomischer Veränderungen werden Leerstände in Bauten, 
Anlagen und Arealen weiter steigen. Ländliche Gemeinden erachten Zwischennutzungen 
noch zu selten als Möglichkeit, um diese Leerstände bis zur Umnutzung temporär zu über-
brücken. Dort ist jedoch die Förderung von Zwischennutzungen umso wichtiger, da der Um-
nutzungsprozess aus verschiedenen Gründen eher lange dauert. Diese Arbeit schlägt des-
halb Massnahmen zur Förderung von Zwischennutzungen in ländlichen Gemeinden vor. Bei 
der Untersuchung, ob die übergeordnete Gesetzgebung Zwischennutzungen zulässt, zeigte 
sich, dass die oftmals fehlende Zonenkonformität das grösste Problem ist. Beispiele von 
Kantonen, Städten und Gemeinden zeigen aber, dass die Bewilligung von zonenfremden 
Zwischennutzungen möglich ist. Ebenfalls wird die Instrumentalisierung von Zwischennut-
zungen in Deutschland analysiert. Anhand der schweizerischen und deutschen Beispiele 
werden Vorschläge für die Handhabung von Zwischennutzungen in ländlichen Gemeinden 
formuliert. Sie werden in öffentlich-rechtliche Regelungen (Artikel im Baureglement, Sonder-
bauzone, kommunaler Richtplan/Konzept) und sog. innovative Massnahmen unterteilt. Dies 
sind der Zwischennutzungsvertrag, der bei der Baubewilligung vom Eigentümer, Zwischen-
nutzer und den Behörden unterzeichnet wird, die kostenlose Überlassung von Flächen, der 
Ideenaufruf und die Belebung von Gewerbeflächen durch Zwischennutzungen beleben. E-
benfalls wird eine regionale oder kantonale Zwischennutzungsfachstelle vorgeschlagen. 

 

Für den eiligen Leser sind die wichtigsten Stellen grau hinterlegt. 
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1 Einleitung 

1.1 Ausgangslage 
Leer stehende Fabrikareale infolge der Verlegung industrieller Produktionen in Länder mit 
einem tieferen Lohnniveau, nicht mehr gebrauchte Infrastrukturanlagen als Konsequenz ver-
änderter logistischer Herausforderungen, still gelegte Abbaustandorte, nicht mehr genutzte 
Schulen und Kirchen als Zeichen tief greifenden gesellschaftlichen Wandels: Wie kann die 
Raumplanung diesen räumlichen Veränderungen begegnen? Wie kann die Raumplanung 
diese durch den Lauf der Zeit nicht mehr genutzten und somit oftmals immer weniger in den 
Siedlungskörper integrierten Bauten, Anlagen und Areale wieder in ebendiesen hereinholen? 
Wie kann die Raumplanung diese Lücken im Siedlungsgebiet füllen, sodass sie wieder zu 
Teilen der Gemeinde werden, die als durchlässig, begeh- und erlebbar gelten? Die Initiierung 
neuer Nutzungen in bestehenden Bauten, Anlagen und Arealen gestaltet sich schwierig, zu-
mal dass die bestehende Bausubstanz grossmehrheitlich monofunktional, d.h. auf eine Nut-
zung ausgerichtet ist. 

Beispiele aus Deutschland zeigen, dass die herkömmlichen Instrumente der Raumplanung 
mit diesen sich imminent auf den Raum auswirkenden Veränderungen an ihre Grenzen stos-
sen. Zwischennutzungen in leer stehenden Bauten und Anlagen und brach liegenden Area-
len gelten dort mittlerweile als anerkannte Lösung auf diese Herausforderung. In der 
Schweiz hingegen, existiert ein Dialog über Zwischennutzungen als raumplanerische Mass-
nahme erst seit einigen wenigen Jahren1. Dieser Dialog belegt, dass temporäre Lösungen für 
die Raumplanung durchaus sinnvoll sind und sie in den kommenden Jahren weiter an Be-
deutung gewinnen werden. Auch die Realität liefert den Beweis: Zwischennutzungen gelten 
mittlerweile in verschiedenen, v.a. grösseren Städten als Lösung, Leerstände temporär zu 
überbrücken und um diese Gebiete während der Umnutzungsphase innerhalb des Sied-
lungskörpers zu behalten. Diese Lösung ist aber in kleineren und v.a. auch in ländlichen 
Gemeinden, in denen die Leerstände in den kommenden Jahren weiter ansteigen werden, 
noch wenig bekannt. 

1.2 Leitidee und Hypothesen 
Diese Arbeit setzt sich mit der Frage auseinander, wie die Raumplanung, deren Ziel die Her-
stellung einer geordneten Besiedlung des Landes mit einer möglichst hohen Planungssi-
cherheit ist, Zwischennutzungen in peripher ländlichen Räumen (siehe Kapitel 2.4) vermehrt 
berücksichtigen und in ihr Themenfeld aufnehmen kann. Zwischennutzungen sind nicht nur 
in städtischen, sondern auch in peripher ländlichen Gemeinden eine sinnvolle Lösung, um 
Leerstände in Bauten und Anlagen sowie Arealen temporär zu überbrücken. Sie sollen aus 
Sicht dieser Gemeinden zu einer Option werden, die zum Erreichen der angestrebten räum-
lichen Entwicklung beiträgt. 

                                                 
1 So erschien die erste, über eine längere Zeitdauer angelegte wissenschaftliche Studie über Zwischennutzungen 
erst im Dezember 2008: Angst/Klaus/Michaelis/Müller/Wolff, zone*imaginaire: Argumente und Instrumente für 
Zwischennutzungen in der Schweiz, irap, INURA Zürich Institut, NRS Team, Universität Zürich, zhaw, 2008, Kapi-
tel 6. 
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Die aktuelle Gesetzgebung sieht aber in den wenigsten Fällen die Möglichkeit von Zwi-
schennutzungen vor, weshalb viele Gemeinden diese Option nicht berücksichtigen. Die 
Raumplanungsgesetzgebung schliesst die Möglichkeit von Zwischennutzungen aber nicht 
kategorisch aus. Eine Analyse des Bundesgesetzes über die Raumplanung, von kantonalen 
und kommunalen Planungs- und Baugesetzen belegt, dass Zwischennutzungen unter ge-
wissen Voraussetzungen zulässig sind. 

Dies führt zur Formulierung folgender Hypothesen: 

Hypothese 1: Damit auch peripher ländliche Gemeinden Zwischennutzungen anwenden, 
braucht es einfache Massnahmen und Handlungsvorschläge, um diese handhaben resp. 
bewilligen zu können. Das Zulassen von Zwischennutzungen darf aber die von der Raum-
planungsgesetzgebung vorgeschriebene Planungssicherheit nicht konkurrenzieren. 

 

Hypothese 2: Die umfassendste Art, Zwischennutzungen zuzulassen, ist durch eine öffent-
lich-rechtliche Regelung. Um eine möglichst hohe Rechtssicherheit für alle Beteiligten zu 
erreichen, braucht es Bedingungen und Auflagen im entsprechenden Artikel. 

 

Hypothese 3: Es gibt aber auch noch andere Massnahmen um Zwischennutzungen als nur 
durch öffentlich-rechtliche Massnahmen zu fördern. Gemeinden können Zwischennutzungen 
zusätzlich durch innovative Massnahmen fördern. 

 

Hypothese 4: Ein Analyseraster, der als Beurteilungshilfe für die Bewilligung oder Förderung 
von Zwischennutzungen dient, ist sinnvoll, da bei der Bewilligung nicht nur quantitative, son-
dern auch qualitative Vorschriften beachtet werden müssen. Um möglichst viele Fälle auf 
einfache Art und Weise abdecken zu können, bietet sich an, den Analyseraster so aufzubau-
en, dass die verschiedenen Zwischennutzungen vornehmlich in Funktion ihrer Örtlichkeit, 
aber auch ihrer Art kategorisiert werden können. 

1.3 Vorgehensweise: Literaturrecherche und Expertengespräche 
Diese Arbeit baut auf einer ausführlichen Literaturrecherche als auch auf Expertengesprä-
chen aus den Bereichen der Raumplanungsbehörden und –beratung auf. 

1.3.1 Nutzen von Zwischennutzungen in anderen Publikation belegt 

Auf den Nutzen per se von Zwischennutzungen wird in dieser Arbeit nicht weiter eingegan-
gen, da dieser einerseits als gegeben und somit als Ausgangslage erachtet wird und ande-
rerseits bereits in diversen Publikationen dargelegt wurde. Für eine umfassende Übersicht 
über den Stand der Forschung betreffend Zwischennutzungen in der Schweiz wird auf die 
Publikationen zone*imaginaire: Argumente und Instrumente für Zwischennutzungen in der 
Schweiz2 verwiesen. 

                                                 
2 Angst/Klaus/Michaelis/Müller/Wolff, zone*imaginaire: Argumente und Instrumente für Zwischennutzungen in der 
Schweiz, irap, INURA Zürich Institut, NRS Team, Universität Zürich, zhaw, 2008. 
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Ausführliche Darstellungen über zwischengenutzte Areale sind beispielsweise zone de 
l’imaginaire - Labor der Wünsche: Vom Potential der Zwischennutzung im südlichen Bahn-
hofsgebiet Aarau3 oder, obwohl die Publikation bereits etwas älter ist, Akupunktur für Basel4. 

Eine umfassende Übersicht über Zwischennutzungen in Deutschland geben die Publikatio-
nen Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung5 sowie Zwischennutzungen 
und Nischen im Städtebau als Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung6. Fallbeispiele, 
d.h. Beschriebe über den Aneignungsprozess eines nicht mehr genutzten Gebiets und die 
anschliessende Zwischennutzung gibt es in Deutschland zahlreiche. Ein Beispiel ist die Pub-
likation Zwischennutzung des Palast der Republik: Bilanz einer Transformation7. 

1.3.2 Analyse der Raumplanungsgesetzgebung und der Handhabung von Zwischen-
nutzungen in Deutschland 

Die Literaturanalyse beschränkt sich daher einerseits auf das Prüfen, ob die Raumplanungs-
gesetzgebung (RPG, kantonale und kommunale Planungs- und Baugesetze resp.  
–reglemente) und Bundesgerichtsentscheide Zwischennutzungen grundsätzlich zulassen, 
andererseits um eine Übersicht über die Handhabung von Zwischennutzungen in Deutsch-
land zu erlangen. 

1.3.3 Expertengespräche 

Die Expertengespräche dienen zur Sammlung und Diskussion von umgesetzten Beispielen. 
Diese Beispiele aus Gemeinden, die teilweise aus dem peripher ländlichen Raum, teilweise 
aber auch aus grösseren Gemeinden und Städten stammen. Sie dienen neben dem Ver-
gleich mit den Massnahmen aus Deutschland als Grundlage für die am Ende der Arbeit prä-
sentierten Vorschläge zur Instrumentalisierung von Zwischennutzungen in peripher ländli-
chen Gemeinden. Tendenziell haben Städte bereits mehr Erfahrungen in der Handhabung 
von Zwischennutzungen als kleine Gemeinden. Aus diesem Grund wurden auch Gespräche 
mit Experten aus städtischen Verwaltungen geführt und deren Lösungsansätze anschlies-
send weiter bearbeitet, so dass sie auch eine Option für peripher ländliche Gemeinden sind. 

                                                 
3 Angst, zone de l’imaginaire - Labor der Wünsche: Vom Potential der Zwischennutzung im südlichen Bahnhofs-
gebiet Aarau, http://zone-imaginaire.ch/torfeld/doku/Z%20de%20l%20imaginaire_72dpi.pdf, Diplomarbeit Städte-
bau am Institut für Raumplanung der Hochschule für Technik Rapperswil, Rapperswil, 2003. 
4 Bürgin/Cabane, Akupunktur für Basel: Zwischennutzung als Standortentwicklung auf dem Areal des DB-
Güterbahnhofs in Basel, http://www.areal.org/areal_alt/download/zn_mb.pdf, Deutsche Bahn AG und Kanton 
Basel Stadt, 1999. 
5 Overmeyer et. al, Urban Pioneers Berlin: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Jovis, Berlin, 2007. 
6 Schlegelmilch/Baumgart/Bembennek/Ackermann/Söpper, Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau als 
Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung, Projekt des Forschungsprogramms „Experimenteller Wohnungs- 
und Städtebau“, http://d-nb.info/990239853/34, Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung 
BMVBS und Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung BBR, Bonn, 2008. 
7 Brodowski/Wiegner et. al, Zwischennutzung des Palast der Republik: Bilanz einer Transformation, 
http://www.urbancatalyst.net/downloads/Transformation2003ff.pdf, Zwischenpalastnutzung e.V. und Bündnis für 
den Palast in Kooperation mit Urban Catalyst, Berlin, 2003. 
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1.4 Beschränkung der Fragestellung 
Um am Ende dieser Arbeit möglichst einfach anwendbare Vorschläge zur Handhabung von 
Zwischennutzungen in peripher ländlichen Gemeinden aufzeigen zu können, wird versucht, 
die Komplexität der Thematik so weit als möglich zu reduzieren. Folgende Themen werden 
deshalb nicht behandelt: 

▪ Wohnen: Obwohl die Bereitstellung von Wohnraum resp. Wohnzonen eine sehr wichtige 
Aufgabe der Raumplanung im Generellen und der Nutzungsplanung im Konkreten ist, 
wird auf die Thematik Wohnen als Form von Zwischennutzungen verzichtet. Die Thema-
tik Wohnen wird durch das Mietrecht (Art. 253 – 274g OR) geregelt und steht somit nicht 
in direkter Verbindung mit der Raumplanung, die sich eher mit der Bereitstellung von 
Wohnraum beschäftigt. Die tendenziell eher mieterfreundliche Rechtssprechung in der 
Schweiz erlaubt das Aussprechen von Optionen wie Mietverlängerungen oder Kündi-
gungssperren. Würden das Mietrecht und dessen Rechtssprechung in die Thematik der 
Instrumentalisierung von Zwischennutungen in peripher ländlichen Gemeinden miteinbe-
zogen, bestände die Gefahr einer zu grossen Verwässerung der Fragestellung. 

▪ Schutzzonen: Zwischennutzungen im Zusammenhang mit Schutzzonen, innerhalb des 
Siedlungsgebietes hauptsächlich im Zusammenhang mit dem Denkmalschutz (Zwi-
schennutzungen in denkmalgeschützten Bauten und Anlagen), werden ebenfalls nicht 
behandelt. Diese Thematik ist insofern auch weniger relevant, da bei Zwischennutzungen 
keine oder nur wenig bauliche Veränderungen getätigt werden. Grundsätzlich darf aber 
gesagt werden, dass Zwischennutzungen auch in geschützten Bauten befürwortet wer-
den können. Schliesslich ist eine der Bausubstanz und der Umgebung angepasste Zwi-
schennutzung einem Leerstand vorzuziehen. 

▪ Altlasten: Auf die Behandlung von Altlasten in ehemaligen Industriearealen wird nicht 
eingegangen, da die Entfernung von Altlasten mittel- bis langfristige Projekte sind, wäh-
rend Zwischennutzungen als temporäre Phänomene betrachtet und ohne grosse finan-
zielle Investitionen sowie bauliche Interventionen umgesetzt werden. 

▪ Energie und Lärmschutz: Fragen im Zusammenhang mit Massnahmen zur Erhöhung 
der Energieeffizienz oder zur Lärmdämmung innerhalb zwischengenutzter Gebäude, die 
den aktuellen gesetzlichen Anforderungen nicht entsprechen, werden nicht eingehend er-
läutert. 

▪ Ausschluss von gewissen Gebieten, in den Zwischennutzungen möglich sind: Bau-
ten und Anlagen sowie Areale, in den Zwischennutzungen möglich sind, werden nachfol-
gend aufgeführt und in Funktion ihrer Örtlichkeit kategorisiert. Im Anschluss an diese Ka-
tegorisierung werden aber nicht alle Kategorien weiter behandelt, sondern es werden nur 
diejenigen genauer betrachtet, die in peripher ländlichen Gemeinden vorkommen und bei 
denen die Gemeinde die Planungshoheit innehat (siehe Kapitel 2.5 und 2.6). 

▪ Städtische Gebiete: Diese Arbeit beschränkt sich auf die Instrumentalisierung von Zwi-
schennutzungen in peripher ländlichen Gemeinden und setzt sich nicht mit Zwischennut-
zungen in Städten auseinander (siehe Kapitel 2.4). 
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▪ Szenarien über die Entwicklung des ländlichen Raums: Das verwendete Szenario 
über die Entwicklung des ländlichen Raums basiert auf dem Raumkonzept Schweiz8. Da 
die Definition des peripher ländlichen Raums gut mit der Fragestellung korreliert, wurde 
auf die Erarbeitung von Szenarien für den ländlichen Raum verzichtet. 

▪ Umsetzung: Es wäre interessant zu verfolgen, wie eine Testgemeinde die unterschiedli-
chen Massnahmen in den drei Gebietskategorien umsetzen würde. Leider reichte dazu 
die Zeit nicht aus. Zugunsten der Analyse über die Gesetzgebung wurde auf eine aus-
führliche Simulation der Massnahmen in einem fiktiven Areal verzichtet. 

1.5 Aufbau der Arbeit 
Im Kapitel 2 wird der Begriff Zwischennutzung beschrieben, geklärt und von anderen (Um-
nutzungen und Fahrnisbauten) abgegrenzt. Anschliessend werden die verschiedenen Zwi-
schennutzungen in Funktion ihrer Örtlichkeit und Art kategorisiert, um so die Handlungsvor-
schläge und den Analyseraster möglichst zielgerichtet erarbeiten zu können. Im dritten Kapi-
tel wird die aktuelle Raumplanungsgesetzgebung analysiert, mit dem Ziel, die gesetzlichen 
Möglichkeiten im Hinblick auf die Instrumentalisierung von Zwischennutzungen auf vornehm-
lich kommunaler Ebene auszuloten. Im vierten Kapitel werden bereits umgesetzte Fallbei-
spiele aus schweizer Gemeinden und Städten präsentiert. Der Blick über Grenze, nach 
Deutschland, erfolgt im fünften Kapitel. Damit können weitere Massnahmen für die Handha-
bung von Zwischennutzungen in peripher ländlichen Gemeinden als Beispiel verwendet wer-
den. Anhand der drei vorhergehenden Kapitel (Raumplanungsgesetzgebung, bereits umge-
setzte Beispiele aus der Schweiz und Deutschland) werden im sechsten Kapitel zuerst die 
Hypothesen verifiziert und anschliessend Handlungsvorschläge zur Instrumentalisierung von 
Zwischennutzungen in peripher ländlichen Gemeinden präsentiert. Zum Schluss wird der 
Blickwinkel geöffnet und es werden einige Fragen, die sich im Verlaufe der Arbeit stellten, 
und weitergehende Gedanken diskutiert. 

 

 

                                                 
8 ARE, Raumkonzept Schweiz Eine dynamische und solidarische Schweiz Entwurf,   
http://www.news-service.admin.ch/NSBSubscriber/message/attachments/12782.pdf, Bern, 2008, S. 12-13, 27-28. 
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2 Begriffsklärung und Verständnis von Zwischennutzungen 
Zwischennutzungen haben oftmals eine negative Konnotation, werden sie doch mit Unter-
grundkulturen, Besetzungen und alternativen Lebensentwürfen in Verbindung gebracht. Ge-
meinhin werden unter Zwischennutzungen sämtliche Aktivitäten verstanden, die im An-
schluss an eine aufgegebene Nutzung in einem Gebiet in ebendiesem durchgeführt werden. 
Dieser Beschrieb reicht, um den verschiedenen Facetten von Zwischennutzungen gerecht zu 
werden, nicht aus. Ziel dieses Kapitels ist nicht nur die Kategorisierung der Zwischennutzun-
gen in Funktion ihrer Örtlichkeit und ihrer Art, sondern auch die Abgrenzung des Begriffs von 
anderen und der Beschrieb der beteiligten Hauptakteure. 

2.1 Leerstände in Bauten, Anlagen und Arealen: ein eher neues 
Phänomen 

Seit ungefähr Mitte der 1990er-Jahre ist bekannt, dass es infolge des wirtschaftlichen Wan-
dels (steigende Tertiarisierung der Gesellschaft, Verlagerung von arbeitsintensiven Indust-
riezweigen in Billiglohnländer, effizientere Produktionsverfahren mit geringerem Platzbedarf, 
veränderte logistische Bedürfnisse etc.) immer wie mehr freie Industrie- und Arbeitsflächen 
gibt. Gemäss ARE und BUWAL belaufen sich diese Brachen mit einer Fläche von mehr als 1 
ha auf insgesamt rund 1'700 ha (was beinahe der Grösse der Stadt Genf mit knapp 1’600 ha, 
190'000 Einwohnern und 140'000 Arbeitsplätzen entspricht)9. Gemäss Brachen der Schweiz 
gab es 2008 rund 350 Brachen mit einer Fläche von mehr als 1 ha; 70 % werden darin als 
Industriebrachen ausgewiesen10. 

Solche Leerstände beschränken sich aber nicht auf Industriebrachen, sondern sind auch in 
öffentlichen Gebäuden wie Schulen, Kindergärten und vermehrt in Kirchen als direkte Folgen 
des gesellschaftlichen Wandels (sinkende Schülerzahlen, v.a. in ländlichen Gemeinden, ste-
tig steigende Kirchenaustritte aus den Landeskirchen etc.) vorzufinden. Flächenangaben zu 
diesen Leerständen liegen keine vor. Zur Illustration dient hier ein Beispiel aus Deutschland, 
aber es darf aber davon ausgegangen werden, dass die relative Zahl ebenfalls für die 
Schweiz zutrifft: Dort gibt es rund 24'500 katholische Gotteshäuser, rund 700 (3 %) davon 
sollen in den kommenden Jahren umgenutzt werden11. 

Oftmals sind sich weder Eigentümer noch Behörden im Klaren, welcher neuen Nutzung die-
se Flächen und Gebäude zugeführt werden; Leerstände sind die Konsequenz. Zwischennut-
zungen bieten sich, bis diese Bauten, Anlagen und Areale im Rahmen eines Umnutzungs-
prozesses einer neuen permanenten Nutzung zugeführt werden, als Lösung an. Von diesen 
Leerständen profitieren heute bereits oftmals kleine Unternehmen, Start-ups, Kunst- und 
Kulturbetriebe, Migrantenkulturen etc., die sich aus diversen Gründen diese Örtlichkeiten bis 
zur Umnutzung aneignen. Aus raumplanerischer, genauer zonenplanerischer Sicht sind die-

                                                 
9 Valda/Westermann, Die brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen von Agglomerationen, 
http://www.bafu.admin.ch/publikationen/publikation/00844/index.html?lang=de, Bundesamt für Raumentwicklung 
ARE, Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft BUWAL, Bern, 2004, S. 2. 
10 Wüest & Partner, Die Brachen der Schweiz Reporting 2008,  
 http://www.are.admin.ch/dokumentation/publikationen/00018/index.html?lang=de, Zürich, 2003, S. 4. 
11 Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz, Die Katholische Kirche in Deutschland und die Denkmalpflege: 
Hintergründe, Fakten, Perspektiven, –Grundinformation,   
http://www.dbk.de/imperia/md/content/pressemitteilungen/2007-
2/0hintergrundinformation_denkmalschutz_allgemein.pdf, Bonn, 2007, S. 2. 
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se Situationen aber oftmals nicht befriedigend geregelt. Wegen dieser Unsicherheiten be-
steht beträchtliches Konfliktpotenzial. 

2.2 Zwischen- und Umnutzungen: Versuch einer Abgrenzung 

2.2.1 Zwischennutzungen 

Der Unterschied resp. die Abgrenzung von Zwischennutzungen und Umnutzungen ist oft-
mals nicht offensichtlich. Grundsätzlich haben Zwischennutzungen folgende Eigenschaften12: 

▪ Sie finden auf Arealen und in Gebäuden statt, deren ursprüngliche Nutzung abgesetzt 
wurde, 

▪ die vorhandenen Areale und Räumlichkeiten werden ohne grosse Investitionen genutzt, 
▪ sie werden nicht als neue, permanente Nutzung angesehen und 
▪ müssen demnach die Optionen für eine (ertragsreichere) Umnutzung offen lassen13, 
▪ reduzieren Missstände (durch die Nutzung des Areals kann einer Verwahrlosung und 

somit Kriminalität und Vandalismus entgegen gewirkt werden), 
▪ beleben ein still gelegtes Areal oder nicht mehr genutzte Räumlichkeiten, unabhängig 

von der Fläche14, 
▪ decken oftmals die laufenden Betriebskosten dieser Gebiete und  
▪ können für das Areal, Quartier oder sogar die Stadt Image fördernd sein15, 
▪ stellen aber auch zonen- und vertragrechtliche Probleme. Sie gelten einerseits als zonen-

rechtliches Problem, da die Nutzung oftmals nicht zonenkonform ist und andererseits als 
vertragrechtliches Problem, falls die befristete Mietdauer vertraglich nicht geregelt ist. 

In Funktion dieser Eigenschaften wird für diese Arbeit folgendes Verständnis von Zwischen-
nutzungen verwendet16: 

Zwischennutzungen sind temporäre Nutzungen, die in bestehenden, nicht mehr bewirtschaf-
teten Bauten, Anlagen oder Arealen stattfinden. Oftmals werden, wenn überhaupt, nur gerin-
ge Investitionen ohne Begleitung eines Planungsprozesses, der eine qualitative Verbesse-
rung des bestehenden Zustandes anstrebt, getätigt. Die Zwischennutzung endet sobald die 
Baute, Anlage oder das Areal einer neuen (ertragsreicheren) (End-)nutzung zugeführt wird. 
Die Dauer und die Endnutzung können, müssen aber nicht, zu Beginn der Zwischennutzung 
bereits bekannt sein. Bei einer Zwischennutzung ist weder die Planungs- und Rechtssicher-
heit noch die Zonenkonformität gewährleistet.  

                                                 
12 In Anlehnung an Plüss, Bau- und planungsrechtliche Aspekte von Zwischennutzungen,  
http://www.zwischennutzung.net/downloads/MAS_schlussbericht_pluess.pdf, MAS-Thesis, MAS in Raumplanung, 
ETH Zürich, 2007. Diverse Definitionen von Zwischennutzungen sind auf den S. 12-13, A2 zu finden. 
13 Valda/Westermann, die brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen von Agglomerationen, 2004, 
S. 9. 
14 Wüest&Partner, hingegen, nehmen in ihrer www.brachenbank.ch nur Brachen mit einer Mindestgrösse von 1 
ha auf. Dies ist möglich, da die brachenbank.ch auf die „klassische Industriebrache“, Bahn-, Militär- und Infra-
strukturbrachen (Kehrrichtverbrennungsanlagen, Kläranlagen, Steinbrüche) ausgerichtet ist.  
15 Siehe dazu z.B. Disp 175, 4 /2008, 44. Jahrgang / Volume 44, Zürich: Stadt der Kreativen, Netzwerk Stadt und 
Landschaft, ETH Zürich, Zürich, 2008. 
16 Für weitere Definitionen von Zwischennutzungen siehe: Plüss, Bau- und planungsrechtliche Aspekte von Zwi-
schennutzungen, 2007, S. A-1. 
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2.2.2 Umnutzungen 

Im Gegensatz zu Zwischennutzungen wird die leer stehende Baute, Anlage oder das nicht 
mehr benutzte Areal im Rahmen eines Planungsprozesses einer neuen Endnutzung zuge-
führt. Sofern die Umnutzung zonenkonform ist und nur bauliche Änderungen vorgenommen 
werden, kommt ein Baubewilligungsverfahren zur Anwendung. Wenn die Umnutzung nicht 
zonenkonform ist und sich die Verhältnisse erheblich geändert haben, so dass eine Revision 
der Nutzungsplanung gerechtfertigt ist, muss der neuen Nutzung eine solche vorgehen. Bei 
einer Umnutzung wird nicht nur durch die Zonenkonformität die Planungs- und Rechtssi-
cherheit gewährleistet, sondern es wird durch den begleitenden Umnutzungsprozess (Kon-
kurrenzverfahren, Testplanung, Sondernutzungsplanung etc.) eine qualitative Verbesserung 
angestrebt. 

2.2.3 Fahrnisbauten 

Zwischennutzungen unterscheiden sich auch deutlich von temporären Nutzungen und Ein-
richtungen wie z.B. Openairs, Marktstände, Zirkusse oder Baracken. Die notwendigen Ein-
richtungen für temporäre Bauten sind grundsätzlich mobiler Art, d.h. sie werden nach der 
bewilligten Zeitdauer wieder fristgerecht abgebaut (und allenfalls an einem anderen Ort wie-
der aufgebaut). Sie unterscheiden sich von Zwischennutzungen, da die Planungssicherheit 
bei diesen so genannten Fahrnisbauten durch die Abhandlung in Art. 677 ZGB sowie in der 
kantonalen Raumplanungsgesetzgebung als gegeben betrachtet wird. 

2.3 An Zwischennutzungen massgeblich beteiligte Akteure 
Bei Zwischennutzungen können drei Hauptakteure identifiziert werden: 

▪ Behörden (vornehmlich kommunale, aber auch kantonale Verwaltungen und Verwalter 
öffentlicher (Infrastruktur-)einrichtungen wie z.B. die SBB), 

▪ Eigentümer (Private, Firmen und Investoren, aber auch öffentliche Eigentümer wie z.B. 
die SBB) und  

▪ Initianten von Zwischennutzungen (nachfolgend als Zwischennutzer bezeichnet). 

2.3.1 Behörden 

Den Behörden als Entscheidungsträger kommt im Zusammenhang mit Zwischennutzungen 
eine wichtige Rolle zu, da sie durch ihre Haltung (fördern, Rahmenbedingungen schaffen, 
betreiben, kooperieren, vermarkten, dulden, verhindern) im Bezug auf Zwischennutzungen 
grossen Einfluss haben17. 

Je tief greifender die räumlichen Veränderungen auf dem Gemeindegebiet sind (steigende 
Leerstände), desto mehr wächst bei den Gemeinden oftmals nicht nur die Überzeugung, 
sondern auch der Druck, dass Zwischennutzungen eine Massnahme sein können, um diese 
Gebiete temporär zu beleben. 

                                                 
17 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 159. 
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Demnach ergeben sich für Gemeinden folgende Vorteile von Zwischennutzungen:  
▪ Zwischennutzungen beleben leer stehende Bauten, Anlagen und Areale und schützen 

sie somit vor Vandalismus, unerwünschten Besetzungen und Zerfall (siehe auch Eigen-
tümer) 18; sie bleiben somit Teil des Siedlungskörpers. 

▪ Gebiete, die vormals nicht mehr Teil des begeh- und erlebbaren Siedlungsgebiets waren, 
können durch Zwischennutzungen wieder in diesen integriert werden. Durch die Anneig-
nung resp. Belebung dieser Areale kann die soziale Dichte (Anzahl und Qualität der mög-
lichen Sozialkontakte pro räumliche Einheit)19 und dadurch die öffentliche Sicherheit wie-
der hergestellt werden. 

▪ Zwischennutzungen geben den Arealen oftmals nicht nur eine neue Identität, sondern 
▪ sie können durch die verminderte Regelungsdichte eine „starke Entwicklungsdynamik 

entfalten“20 und so auf permanente Umnutzungsmöglichkeiten hinweisen oder zukünftige 
(dauerhafte) Mieter anziehen21. Bei erfolgreichen Zwischennutzungen resp. später dann 
Umnutzungen können daraus nicht nur finanzielle Vorteile (mehr Steuereinnahmen, 
Schaffung von Arbeitsplätzen etc.), sondern auch ein Imagegewinn für den Standort er-
folgen. 

▪ Da Zwischennutzungen Einnahmen generieren, sind Behörden und Eigentümer weniger 
darauf angewiesen, die Baute, Anlage oder das Areal innert kurzer Zeit einer neuen Nut-
zung zuzuführen. Dies gibt ihnen die Möglichkeit, die optimale Nutzung im Rahmen eines 
Planungsprozesses (Wettbewerb, Testplanung, Sondernutzungsplanung etc.) zu finden. 
Der Umnutzungsprozess findet in der bestehenden Bausubstanz statt und trägt so zur 
Entwicklung nach innen bei. Durch diese Entwicklung nach innen können Neueinzonun-
gen am Siedlungsrand verhindert werden. 

Aus behördlicher Sicht können diese Aspekte als grösste Risiken bezeichnet werden:  

▪ Für die Behörden bleibt die Ungleichbehandlung von Zwischennutzungen und „normalen“ 
Nutzungen vor dem Gesetz ohne entsprechende Handlungsanweisungen eine Gratwan-
derung. 

▪ Die Handhabung von Zwischennutzungen muss so streng geregelt sein, dass diese nicht 
als Möglichkeit gelten, um die Baureglemente zu umgehen. Deshalb ist das zeitliche Be-
fristen von Zwischennutzungen wichtig. 

▪ Probleme können bei der terminlich vereinbarten, aber nicht eingehaltenen Beendigung 
von Zwischennutzungen auftreten. 

▪ Potentiell an einer Umnutzung interessierte Investoren können durch (auch behördlich 
bewilligten) Zwischennutzungen abgeschreckt werden, weil sie fürchten, dass diese z.B. 
nicht fristgerecht beendet werden. 

                                                 
18 Angst, zone de l’imaginaire - Labor der Wünsche: Vom Potential der Zwischennutzung im südlichen Bahnhofs-
gebiet Aarau, 2003, S. 22. 
19 Sieverts, Zwischenstadt zwischen Ort und Welt, Raum und Zeit und Stadt und Land, Birkhäuser, Basel, Boston, 
Berlin, 1997, S. 40. 
20 Sieverts, Zwischenstadt zwischen Ort und Welt, Raum und Zeit und Stadt und Land, S. 156. 
21 Angst, zone de l’imaginaire - Labor der Wünsche: Vom Potential der Zwischennutzung im südlichen Bahnhofs-
gebiet Aarau, 2003, S. 22. 
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2.3.2 Eigentümer 

Die Eigentümer (zwischen Eigentümern von ehemals industriell oder gewerblich genutzten 
Arealen, Privatpersonen, öffentlichen Verwaltungen etc. wird nicht unterschieden) nehmen 
bezüglich Zwischennutzungen eine Schlüsselrolle ein: Sie entscheiden, ob auf ihrem Areal 
Zwischennutzungen stattfinden22. 

Sofern die Eigentümer nicht bewusst auf Zwischennutzungen wegen laufender Projektierung 
und Vermarktung des Gebiets verzichten, gibt es folgende Risiken resp. Hemmschwellen: 

▪ Die Befürchtung, dass Zwischennutzungen dem Ruf des Areals und/oder der Bausub-
stanz schaden, 

▪ die Scheu vor einem Koordinationsmehraufwand bei Zwischennutzungen, v.a. bei einem 
häufigen Wechsel der Zwischennutzer sowie 

▪ die Angst vor einem Mehraufwand nach der Beendigung der Zwischennutzungen (z.B. 
schlechtes Instandhalten der Baute, Anlage oder des Areals, nicht fristgerechte Beendi-
gung und/oder kein Rückbau der getätigten Installationen durch die Zwischennutzer). 

Verschiedene Studien belegen jedoch, dass Zwischennutzungen für Eigentümer auch eine 
Chance sein können: 

▪ Zwischennutzungen beleben die leer stehenden Areale. Sie schützen sie somit vor Van-
dalismus, unerwünschten Besetzungen und Zerfall23. 

▪ Zwischennutzungen geben den Arealen oftmals nicht nur eine neue Identität, sondern 
▪ sie können auf permanente Umnutzungsmöglichkeiten hinweisen oder zukünftige (dau-

erhafte) Mieter anziehen24. 
▪ Die Zwischennutzer bezahlen für die von ihnen genutzten Areale meistens einen (gerin-

gen) Mietzins. Die Eigentümer können damit die laufenden Kosten (Strom, Wasser, Si-
cherheit etc.) decken25 und erlauben ihnen das Durchführen von Planungsprozessen, da 
durch die Mieteinnahmen ein geringerer Druck auf eine sofortige Umnutzung besteht. 

                                                 
22 Angst/Klaus/Michaelis/Müller/Wolff, zone*imaginaire: Argumente und Instrumente für Zwischennutzungen in 
der Schweiz, 2008, S. 21. 
23 Angst, zone de l’imaginaire - Labor der Wünsche: Vom Potential der Zwischennutzung im südlichen Bahnhofs-
gebiet Aarau, 2003, S. 22. 
24 Angst, zone de l’imaginaire - Labor der Wünsche: Vom Potential der Zwischennutzung im südlichen Bahnhofs-
gebiet Aarau, 2003, S. 22. 
25 Valda/Westermann, die brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen von Agglomerationen, 2004, 
S. 5 und 11. 
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2.3.3 Initianten von Zwischennutzungen 

Im Rahmen dieser Arbeit wurde der Versuch einer Kategorisierung der Initianten von Zwi-
schennutzungen anhand von 80 Zwischennutzungen in Deutschland26 vorgenommen. Dem-
nach können Zwischennutzer folgenden Kategorien zugeteilt werden (siehe Anhang 1): 

▪ Private 
▪ Unternehmen 
▪ Vereine und  
▪ Gemeinwesen (Behörden) 

Die untersuchten Beispiele lassen die Schlussfolgerungen zu, dass die Übergänge zwischen 
den verschiedenen Kategorien in vielen Fällen fliessend sind und dass durch eine genauere 
Kategorisierung keine genaueren Resultate erzielt werden können. So entscheiden sich ge-
mäss den beiden Publikationen die meisten privaten Initianten nach kurzer Zeit, einen Verein 
zu gründen oder eng mit einer Behörde zusammen zu arbeiten, die dann auch die Träger-
schaft der Zwischennutzung übernimmt (v.a. im sozialen Bereich). Es kann aber auch sein, 
dass private Zwischennutzer in einem frühen Planungsstadium eine Firma gründen (z.B. bei 
Sportanlagen, wo meistens gewisse Anfangsinvestitionen nötig sind). 

Die prozentuale Aufteilung der Initianten der untersuchten Zwischennutzungen ist recht aus-
geglichen: Unternehmen und Vereine machen je etwas mehr als 25 % aus, etwas weniger 
die privaten Initianten und etwas mehr die Gemeinwesen. Hier muss nochmals deutlich dar-
auf hingewiesen werden, dass diese Berechnungen anhand deutscher Grundlagen gemacht 
wurden. Für die Schweiz kann davon ausgegangen werden, dass der Prozentsatz für die 
Gemeinwesen kleiner ist, da sie noch weniger von der Möglichkeit, Zwischennutzungen ein-
zusetzen, um Leerstände in Bauten, Anlagen und Arealen bis zu ihrer Umnutzung zu über-
brücken, Gebrauch machen.  

Die Motivation für Initianten, eine Zwischennutzung in einer nicht mehr ursprünglich bewirt-
schafteten Baute, Anlage oder einem Areal zu beginnen, sind unterschiedlich: 

▪ Umsetzen eines eigenen Projekts mit geringen Anfangsinvestitionen, 
▪ tiefe Mietzinsen 
▪ Geringe Lärmeinschränkungen, v.a. in Arbeitsgebieten (gemäss LSV (SRL 814.41) sind 

in Wohnzonen und Zonen für öffentliche Zwecke Nutzungen mit Lärmempfindlichkeitsstu-
fe II nur Wohnnutzungen und keine störenden Betriebe zulässig, in Mischzonen mit 
Lärmempfindlichkeitsstufe III nur mässig störende Betriebe und in Arbeitszonen mit 
Lärmempfindlichkeitsstufe IV stark störende Betriebe). 

Der Zwischennutzer kann einen bedeutenden Einfluss auf die räumliche Entwicklung eines 
Gebiets haben, ohne dass er Teil eines formellen Planungsprozesses ist. Die Zwischennut-
zer sind aber infolge der Temporalität (Zwischennutzungsverträge haben oft eine sehr kurze 
Kündigungsfrist) und der geringen Planungs- und Rechtssicherheiten Risiken ausgesetzt. 

                                                 
26 Die Berechnungen wurden anhand der in „Urban Pioneers“ und „Zwischennutzungen und Nischen im Städte-
bau als Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung“ aufgeführten Beispiele durchgeführt. Die Beispiele wurden 
in Funktion der Trägerschaft, der Örtlichkeit und der Nutzungsart kategorisiert. Es muss darauf hingewiesen wer-
den, dass die präsentierten Zwischennutzungen vornehmlich in Grossstädten angesiedelt sind und u.a. aufgrund 
ihrer städtebaulichen Relevanz und ihrem Innovationsgehalt präsentiert wurden. Auf die Behandlung von weniger 
innovativen Nutzungen wie Lager, Gewerbe, Handel etc. wurde verzichtet. 
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2.4 Geografische Verteilung von Zwischennutzungen 
Leer stehende Bauten, Anlagen und Areale sind in sämtlichen Gemeinden, unabhängig ihrer 
Grösse vorzufinden. Über die geografische Verteilung von nicht mehr bewirtschafteten 
Wohn- und Gewerbebauten sowie Freiflächen sind keine Angaben vorhanden, von Indust-
riebrachen hingegen schon. Die Publikation Die brachliegende Schweiz – Entwicklungs-
chancen im Herzen von Agglomerationen zeigt die geografische Verteilung von Industriebra-
chen in der Schweiz auf. So befinden sich knapp die Hälfte aller Industriebrachen in den 
grössten Städten und in deren Peripherien sowie rund ein Drittel in Mittelzentren (Thun, Aa-
rau etc.) inkl. deren Peripherien. Auf die restlichen Gemeinden kommen 21 %27. Über den 
Zusammenhang Grösse der Gemeinde und Grösse der Brache scheinen keine Informatio-
nen vorzuliegen28. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Abbildung 1: Die geografische Verteilung der Industriebrachen 
Quelle: Valda/Westermann, die brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen von Agglomerationen, 
2004, S. 9. 

2.4.1 Schnelle Verwertung von Brachen in städtischen Gebieten 

Der Anteil an Industriebrachen in den verschiedenen Gebietskategorien ist somit recht aus-
geglichen verteilt. Unterschiedlich ist hingegen die Handhabung der Zwischennutzungen in 
den oben aufgeführten Gebietskategorien: In den Gross- und Mittelzentren werden Zwi-
schennutzungen wegen der grossen Nachfrage an Raum und der zentralen Lage vornehm-
lich von Zwischennutzern initiiert. Zudem beschäftigen sich Gross- und Mittelzentren, anders 
als kleinere Gemeinden, seit einigen Jahren intensiv mit der Handhabung von Zwischennut-
zungen in nicht mehr genutzten Bauten, Anlagen und Arealen und fördern diese aktiv. 

                                                 
27 Valda/Westermann, die brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen von Agglomerationen, 2004, 
S. 9. 
28 Telefongespräch mit Wüest&Partner, Autoren der Brachen der Schweiz, 2. Juli 2009. 
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2.4.2 Geringer Druck auf Umnutzungen in ländlichen Gebieten 

In ländlichen Gemeinden dauert es mangels ökonomischen Drucks (tiefe Bodenpreise, ge-
ringe Nachfrage nach Bauland) meistens länger bis zur Umnutzung der Areale als in städti-
schen Gebieten. Es kann sogar sein, dass „die dauernde Zwischennutzung [sic!] oft die ein-
zige Option ist, um das Areal wiederzubeleben“29. Da der ländliche Raum rund 31’000 km2 
oder 77% der Landesfläche umfasst, in dem rund 1,94 Mio. Einwohnerinnen und Einwohner 
oder 27% der Schweizer Wohnbevölkerung leben30, muss er weiter differenziert werden. Nur 
so können möglichst konkrete Handlungsvorschläge zur Instrumentalisierung von Zwischen-
nutzungen am Ende dieser Arbeit formuliert werden. Der Raumentwicklungsbericht 2005 teilt 
den ländlichen Raum in drei Raumtypen auf; es sind dies periurbane ländliche Räume, alpi-
ne Tourismuszentren sowie peripher ländliche Räume31.  

Periurban ländliche Räume liegen im Einzugsgebiet einer Agglomeration, von deren Dyna-
mik sie profitieren. Es kann deshalb angenommen werden, dass die Brachen in diesem 
Raumtyp, analog den städtischen Gebieten, schnell umgenutzt werden. Aus diesem Grund 
wird auf die Behandlung von Zwischennutzungen in periurban ländlichen Räumen verzichtet. 
Alpine Tourismuszentren als weiterer Raumtyp des ländlichen Raums sind mit Herausforde-
rungen im Zusammenhang mit der Entwicklung des Tourismus konfrontiert, die zu spezifisch 
sind, um in diese Arbeit integriert zu werden. Der dritte Raumtyp, die peripher ländlichen 
Gemeinden, sind Gegenstand dieser Arbeit. 

Periphere ländliche Räume liegen fern der Agglomerationen. Mindestens 20 Min. Reisezeit 
sind nötig, um ins nächste Agglomerationszentrum zu gelangen. Gemäss Raumkonzept 
Schweiz ist die Entwicklung in diesen Gemeinden ungewiss, „insbesondere bei Gemeinden 
mit weniger als 500 Einwohnern und bereits lang anhaltendem Bevölkerungsrückgang stellt 
sich die Frage der Überlebensfähigkeit“32. Infolge demografischer (steigender Anteil der alten 
Bevölkerung, Umzug der Jungen in grössere Gemeinden und Städte, sinkendes Angebot an 
Schulen, Ausbildungsplätzen und Freizeitangeboten) sowie ökonomischer Veränderungen 
(sinkende Anzahl Betriebe, v.a. Schliessung kleiner Betriebe wie Dorfläden, Gewerbeunter-
nehmen, Auslagerung von Produktionsbetrieben in Länder mit tieferen Produktions- und 
Lohnkosten etc.) wird die Zahl der nicht mehr genutzten Bauten, Anlagen und Arealen in 
peripher-ländlichen Gemeinden weiter steigen33. Die Flächenreserven, in denen Zwischen-
nutzungen stattfinden können, werden somit weiter zunehmen. 

Eine Auseinandersetzung mit Zwischennutzungen, um Leerstände in ebendiesem Raumtyp 
temporär zu überbrücken, ist aus diesen Gründen unabdingbar. 

                                                 
29 Valda/Westermann, die brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen von Agglomerationen, 2004, 
S. 9. 
30 ARE, Raumkonzept Schweiz Eine dynamische und solidarische Schweiz, Entwurf, Bern, 2008, S. 27. 
31 ARE, Raumkonzept Schweiz, 2008, S. 12. 
32 ARE, Raumkonzept Schweiz, 2008, S. 13. 
33 Weitere Herausforderungen für peripher ländliche Gemeinden siehe ARE, Raumkonzept Schweiz, 2008, S. 13 
oder allgemein zum Thema Dorfkerne im ländlichen Raum: Jerjen, Dorfkerne im ländlichen Raum - Innenentwick-
lungspotentiale und -strategien am Beispiel der Gemeinde Termen, Exposé MAS ETHZ in Raumplanung, Zürich. 
2008, 
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2.5 Arten der Zwischennutzungen: vom Lagerplatz bis zum Trendlokal 
Formen der Zwischennutzungen gibt es viele34. Lagerplätze und Gewerbebetriebe sind die 
häufigsten Formen von Zwischennutzungen in ehemaligen Industriearealen (siehe Abbildung 
1)35. 
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Abbildung 2: Arten von Zwischennutzungen in Schweizer Industriebrachen 
Quelle: Valda/Westermann, Die brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen von Agglomerationen, 
2004, S. 9. 

 

Diese Studie beschränkt sich aber nur auf Zwischennutzungen in Industriebrachen. Andere 
nicht mehr bewirtschaftete Bauten und Anlagen, in denen Zwischennutzungen möglich sind, 
werden nicht berücksichtigt. Entsprechende Daten sind in der Schweiz nicht vorhanden. In-
folge dieser fehlenden Erhebungen von Zwischennutzungen in anderen Arealen als Indust-
riebrachen wurden deutsche Grundlagen verwendet. Im Anschluss an die Untersuchung von 
80 Zwischennutzungen in städtischen Gebieten wurden Nutzungskategorien (siehe Anhang 
1) geschaffen. Die Untersuchung ergab, dass sich die verschiedenen Arten von Zwischen-
nutzungen fünf verschiedenen Kategorien zuteilen lassen (wobei die Zuteilung manchmal 
nicht eindeutig ist): Garten/Park, Gastronomie, Gewerbe, Kultur und Sport. Die Kategorien 
sind allgemein genug, um sie auf die Schweiz übertragen zu können. Erfahrungen zeigen, 
dass diese Kategorien auch in der Schweiz gültig sind. So kommt z.B. die Kategorie Gewer-
be in der Schweiz ebenfalls sehr oft vor (siehe Abbildung 2). 

Im Folgenden wird nun mit den Kategorien, die aufgrund deutscher Grundlagen geformt 
wurden, sowie der Kategorie Lager und Gewerbe, da diese gemäss der Publikation Die 
brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen von Agglomerationen36 die häu-
figsten Arten von Zwischennutzungen in der Schweiz sind, gearbeitet (siehe Abbildung 3). 

                                                 
34 Siehe dazu z.B. Overmeyer (2007), S. 48–98 oder www.zwischennutzung.net. 
35 Valda Andreas/Westermann Reto, die brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen von Agglome-
rationen, 2004, S. 9. 
36 Valda Andreas/Westermann Reto, die brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen von Agglome-
rationen, 2004. 
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Garten/Park Gastronomie 
(Grundlage Deutschland) (Grundlage Deutschland) 
Z.B. Familiengärten, Grünanlagen, „Wildnis“, Z.B. Bars, Restaurants, Mittagstische 
Grillplätze, Spielplätze, Krippen, Landwirtschaft 

  
 
 
Gewerbe Kultur 
(Grundlage Schweiz/Deutschland) (Grundlage Deutschland) 
Z.B. Kleingewerbe, oftmals im künstlerisch- Z.B. Ausstellungen, Ateliers 
kulturellen Bereich, Handel  

  
 
 
Sport Lager 
(Grundlage Deutschland) (Grundlage Schweiz) 
Z.B. Fussballfelder, BMX-Übungsgelände, Z.B. Lager von Gewerbebetrieben / Handwerkern 
(Beach-)Volleyballfelder 

  
 

Abbildung 3: Kategorisierung von Zwischennutzungen in Funktion ihrer Art 
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2.6 Orte, in denen Zwischennutzungen möglich sind: Versuch einer 
Kategorisierung 

Die Kategorisierung der Zwischennutzungen in Funktion ihrer Örtlichkeit und ihrer Art soll 
den Gemeinden bei der Beurteilung der Zwischennutzungen als Hilfe dienen. Aus diesem 
Grund müssen die verschiedenen Orte, in denen Zwischennutzungen möglich sind, kategori-
siert werden (siehe Tabelle 1). Als Orientierungshilfe dienten dabei wiederum dieselben 
deutschen Grundlagen verwendet (siehe Anhang 1). 

 
Tabelle 1: Kategorisierung von Zwischennutzungen in Funktion ihrer Örtlichkeit 
 

Mögliche Nutzungen im… Gebietskategorie Ursprüngliche 
Nutzung der 
Örtlichkeit 

Kommentar 

… städtischen 
Raum 

…ländlichen 
Raum 

Industrie-
areale 

Wird behandelt 

Einkaufs-
zentren 

Phänomen existiert in der Schweiz 
noch nicht37. 

Militärgelände 

Industrieareale 
(Freiflächen und 
Bauten) 
 

 

Bahnareale 
Die Bewilligungshoheit bei Bahn-
arealen obliegt den SBB (Eisen-
bahngesetz) resp. bei Militäranla-
gen dem VBS (Militärgesetz). Die-
se Arbeit setzt sich mit Hand-
lungsmöglichkeiten für Gemeinden 
auseinander. 

▪ Gewerbe 
(oftmals im 
künstlerisch-
kulturellen 
Bereich) 

▪ Gastrono-
mie 

▪ Sport 
▪ Kultur 
 

▪ Gewerbe 
(oftmals im 
handwerkli-
chen Be-
reich und 
Lager) 

 

Wohnbauten Wird behandelt. Leer stehende 
Einfamilienhausquartiere werden 
aber nicht explizit behandelt38. 

Büro-
/Gewerbe-
bauten, Ver-
waltungsge-
bäude 

Wird behandelt. Diese Thematik ist 
im Hinblick auf den zunehmenden 
Funktionsverlust von Dorfkernen 
besonders wichtig. 

Schulen, 
Kindergärten 

Wird behandelt 

▪ Gewerbe 
(oftmals im 
künstlerisch-
kulturellen 
und Dienst-
leistungsbe-
reich) 

▪ Gastrono-
mie 

▪ Kultur 
▪ Bestandteil 

von 
Garten/Park 

▪ Gewerbe 
(oftmals im 
Dienstleis-
tungsbe-
reich) 

▪ Kultur 
 

Kirchen Thematik über Nutzungsmöglich-
keiten von geweihten Gebäuden 
entspricht nicht der Fragestellung 
dieser Arbeit39. 

▪ Gastrono-
mie 

▪ Kultur 

▪ Gastrono-
mie 

▪ Kultur 

Wohn- und Ge-
werbebauten 
(Bauten mit einer 
kleineren Raum-
aufteilung, z.B. 
Wohnbauten, 
Schulen, Kinder-
gärten, Büroge-
bäude etc.) 
 

 

Friedhöfe Fragestellungen über die veränder-
te Nachfrage an Friedhöfen und 
allfällige Nutzungsmöglichkeiten 
von Friedhöfen entsprechen nicht 
der Fragestellung dieser Arbeit40.  

▪ Bestandteil 
von 
Garten/Park 

▪ Bestandteil 
von 
Garten/Park 

                                                 
37 Für weitere Informationen z.B. www.deadmalls.com. 
38 Für weitere Informationen z.B. Rösch, Toggenburg 2026 – leer stehende Einfamilienhäuser? MAS-Thesis, MAS 
in Raumplanung, ETH Zürich, 2007. 
39 Für weitere Informationen z.B.: Schweizer Bischofskonferenz,  
 http://www.kath.ch/sbk-ces-cvs/pdf/reaffectation_d.pdf. 
40 Für weitere Informationen z.B. Wahl, Friedhöfe im Wandel – Bedeutung, Potenziale und Strategien aus Sicht 
der Raumplanung, MAS-Thesis, MAS in Raumplanung, ETH Zürich, 2007. 
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Mögliche Nutzungen im… Gebietskategorie Ursprüngliche 
Nutzung der 
Örtlichkeit 

Wenn nicht weiter behandelt: 
Hinweis zu weiteren Informatio-
nen … städtischen 

Raum 
…ländlichen 
Raum 

Siedlungs-
lücken 

Wird behandelt 

Aufgefüllte 
Deponien 

Wird behandelt 

Abbaustand-
orte 

Wird behandelt 

Still gelegte 
Baustellen 

Wird nicht behandelt, da in der 
Schweiz eher wenig Baustellen still 
gelegt werden. 

Frei- und 
Grünflächen 
innerhalb des 
Siedlungs-
körpers 

Wird behandelt 

Grün- und Frei-
flächen 
 

 
 

Parkplätze Wird behandelt 

▪ Sport 
▪ Garten/Park 

▪ Sport 
▪ Garten/Park 

 

Gemäss dieser Untersuchung können die verschiedenen Orte, in denen Zwischennutzungen 
stattfinden, in drei Kategorien unterteilt werden: 

▪ Industrieareale 
▪ Wohn- und Gewerbebauten sowie  
▪ Grün- und Freiflächen 

Während in Industriearealen die Anteile der verschiedenen Nutzungen eher ausgeglichen 
sind, finden in Wohn- und Gewerbebauten mehrheitlich Freizeit- und Kulturnutzungen statt. 
Auf Grünflächen und in Siedlungslücken finden vornehmlich Zwischennutzungen in Form von 
Freizeitbeschäftigungen statt und sie werden als Garten oder Park angeeignet (siehe An-
hang 1).  

Aufgrund der wenig vorhandenen Daten für die Schweiz wird mit einer Ausnahme davon 
ausgegangen, dass sich diese Örtlichkeiten in der Schweiz in etwa ähnlich aufteilen wie in 
Deutschland: Während die Problematik von Leerständen in Wohn- und Geschäftsbauten v.a. 
in den Bundesländern der ehemaligen DDR in allen Gemeindeteilen existiert, limitiert sie sich 
in der Schweiz vorerst nur auf die historisch gewachsenen Dorfkerne, Altstädte etc.. Das dort 
ansässige Detailhandelsgewerbe wird durch Discounter in Arbeitszonen und auf der grünen 
Wiese verdrängt. Aus diesem Grund bezieht sich die Kategorie Leerstände in Wohn- und 
Gewerbebauten vornehmlich auf Dorfkerne. 
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2.7 Fazit 
Dieses Kapitel umschreibt kurz das Phänomen der Zwischennutzungen und die wichtigsten 
Akteure, handelt ihre geografische Verteilung ab und kategorisiert Zwischennutzungen in 
Funktion ihrer Örtlichkeit und ihrer Art. Es erlaubt folgende Rückschlüsse: 

▪ Wegen der absehbaren sozialen und ökonomischen Entwicklungen, die sich imminent 
auf den Raum auswirken, werden die Leerstände in Bauten, Anlagen und Arealen zu-
nehmen, auch in peripher ländlichen Gemeinden. Dort sind sie noch nicht weit verbreitet. 
Aufgrund der niedrigen Bodenpreise und der geringen Nachfrage an Bauland sind die 
Zwischennutzungen dort oftmals von längerer Dauer als in Städten. Es stehen auch we-
niger personelle Ressourcen zur Verfügung. Um diese Leerstände temporär zu reduzie-
ren, ist die Instrumentalisierung von Zwischennutzungen in peripher ländlichen Gemein-
den ist wichtig. Aus diesem Grund braucht es für diese Gemeinden einfache Vorschläge 
zur Handhabung von Zwischennutzungen. 

▪ Die Örtlichkeiten, in denen Zwischennutzungen stattfinden, sind teilweise sehr unter-
schiedlich. Sie können in die Gebietskategorien Industrieareal, Wohn- und Gewerbebau-
ten sowie Grün- und Freiflächen eingeteilt werden. Von der Kategorisierung der Zwi-
schennutzungen in Funktion ihrer Örtlichkeit kann abgeleitet werden, dass nicht alle 
Formen von Zwischennutzungen (Garten/Park, Gastronomie, Gewerbe, Kultur, Sport und 
Lager) in allen Gebietskategorien stattfinden. 

▪ Infolge dieser unterschiedlichen Ausgangslagen resp. Gebietskategorien braucht es un-
terschiedliche Handlungsvorschläge für die Instrumentalisierung von Zwischennutzungen 
im peripher ländlichen Raum. 
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3 Die aktuelle Rechtslage 
Ziel dieser Arbeit ist das Aufzeigen von Handlungsvorschlägen, damit Zwischennutzungen 
aus Sicht der Raumplanungsbehörden von peripher ländlichen Gemeinden als Möglichkeit 
betrachtet werden, um eine Antwort auf die steigenden Leerstände in Bauten, Anlagen und 
Arealen zu finden. Die aktuelle Gesetzgebung sieht grundsätzlich vor, durch die Zuweisung 
der Grundstücke in Bauzonen mit entsprechenden Nutzungsbestimmungen eine möglichst 
hohe Rechts- und Planungssicherheit und eine geordnete Besiedlung zu erreichen. Dies ist 
im Widerspruch zu Zwischennutzungen, die dort entstehen, wo es Leerstände gibt, unab-
hängig der Zonenkonformität.  

Erlasse, die sich mit den Nutzungsbestimmungen von Bauzonen, deren Anpassung an ge-
änderte Verhältnisse und Ausnahmen auseinandersetzen, werden in diesem Kapitel zu-
sammengefasst und kommentiert. Anschliessend werden sie mit den Eigenschaften von Zwi-
schennutzungen konfrontiert. Ziel ist zu untersuchen, welche Erlasse Aussagen zur Möglich-
keit von Zwischennutzungen machen und welche Regelungen im Hinblick auf die Bewilligung 
von Zwischennutzungen problematisch sein könnten. 

Zuerst wird kurz analysiert, inwiefern sich die Bundesverfassung zur Fragestellung äussert. 
Danach werden, eine Gesetzesebene tiefer, die entsprechenden Artikel des RPG behandelt. 
Anschliessend wird untersucht, ob und wenn ja, welche kantonale Planungs- und Baugeset-
ze Aussagen beinhalten, die im Hinblick auf die Instrumentalisierung von Zwischennutzun-
gen in peripher ländlichen Gemeinden von Nutzen sind. 

3.1 Bundesverfassung: Relative Gleichbehandlung in der Raumplanung 
Grundsätzlich sieht die BV das Prinzip der Rechtsgleichheit vor. Dies bedeutet, dass „Glei-
ches nach Massgabe seiner Gleichheit gleich, Ungleiches nach Massgabe seiner Ungleich-
heit ungleich zu behandeln“ ist41. 

Dies kommt einer „relativen Gleichbehandlung gleich“42 (z.B. BGE 125 I 166: „Le droit à 
l'égalité de traitement découlant de l'art. 4 Cst. consiste donc à traiter de manière identique 
ce qui est semblable et de manière différente ce qui est dissemblable”). Dies bedeutet, dass 
„[…] die Möglichkeit differenzierter Behandlung vergleichbarer Sachverhalte [… nur dann 
zulässig ist], wenn sich die eine Differenzierung anleitenden Elemente in den tatsächlichen 
Verhältnissen selbst nachweisen lassen“43. Der Bund lässt somit in der Raumplanung sachli-
che Gründe der Ungleichbehandlung zu44, d.h. dass dem Gleichheitsprinzip gemäss BGE 
103 Ia 250 „bei Planungsmassnahmen nur eine abgeschwächte Wirkung“ zukommt. 

Diese abgeschwächte Bedeutung bedeutet gemäss BGE 103 Ia 250, dass es im Wesen der 
Ortsplanung liegt, Zonen zu bilden, die irgendwo abgegrenzt werden müssen und dass 
Grundstücke ähnlicher Lage und ähnlicher Art bau- und zonenrechtlich völlig verschieden 
behandelt werden können. Die Abgrenzung darf gemäss BGE 103 Ia 257 nicht willkürlich 
erfolgen; sie muss sich vielmehr durch vernünftige planerische Gründe rechtfertigen lassen. 

                                                 
41 Ruch, Kommentar zum RPG, Einleitung, Schulthess Polygrafischer Verlag, Zürich, 1999, Rz. 26. 
42 Ruch, Kommentar zum RPG, Einleitung, 1999, Rz. 26. 
43 Ruch, Kommentar zum RPG, Einleitung, 1999, Rz. 26. 
44 Ruch, Kommentar zum RPG, Einleitung, 1999, Rz. 26. 
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3.2 Raumplanungsgesetz: Grundsätze der Planungs- und 
Rechtssicherheit 

In diesem Kapitel werden Artikel, die sich mit der Zweckbestimmung, also der Nutzung der 
einzelnen Bauzonen, Baubewilligungen sowie Ausnahmemöglichkeiten auseinander setzen, 
betrachtet. Ziel ist zu untersuchen, ob das RPG und die kantonalen Planungsgesetze die 
gesetzlichen Grundlagen liefern, um Zwischennutzungen auf gemeindlicher Ebene zu regeln 
und ggf. in den kommunalen Baureglementen aufzunehmen. 

3.2.1 Art. 3 RPG Planungsgrundsätze 

1) Die mit Planungsaufgaben betrauten Behörden achten auf die nachstehenden Grund-
sätze: 

2) […] 
3) Die Siedlungen sind nach den Bedürfnissen der Bevölkerung zu gestalten und in ihrer 

Ausdehnung zu begrenzen. Insbesondere sollen 
 a. Wohn- und Arbeitsgebiete einander zweckmässig zugeordnet und durch das öffent-

liche Verkehrsnetz hinreichend erschlossen sein; 
 b. Wohngebiete vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen wie Luftverschmutzung, 

Lärm und Erschütterungen möglichst verschont werden; 
 c. Rad- und Fusswege erhalten und geschaffen werden; 
 d. günstige Voraussetzungen für die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 

sichergestellt sein; 
 e. Siedlungen viele Grünflächen und Bäume enthalten. 
4) Für die öffentlichen oder im öffentlichen Interesse liegenden Bauten und Anlagen sind 

sachgerechte Standorte zu bestimmen. Insbesondere sollen 
 a. regionale Bedürfnisse berücksichtigt und störende Ungleichheiten abgebaut wer-

den; 
 b. Einrichtungen wie Schulen, Freizeitanlagen oder öffentliche Dienste für die Bevöl-

kerung gut erreichbar sein; 
 c. nachteilige Auswirkungen auf die natürlichen Lebensgrundlagen, die Bevölkerung 

und die Wirtschaft vermieden oder gesamthaft gering gehalten werden. 
 
Art. 3 Interessensabwägung RPV (700.1) 
1) Stehen den Behörden bei Erfüllung und Abstimmung raumwirksamer Aufgaben Hand-

lungsspielräume zu, so wägen sie die Interessen gegeneinander ab, indem sie 
 a. die betroffenen Interessen ermitteln; 
 b. diese Interessen beurteilen und dabei insbesondere die Vereinbarkeit mit der anzu-

strebenden räumlichen Entwicklung und die möglichen Auswirkungen berücksichti-
gen; 

 c. diese Interessen auf Grund der Beurteilung im Entscheid möglichst umfassend be-
rücksichtigen. 

 

Art. 3 RPG verlangt, dass die mit Planungsaufgaben betrauten Behörden auf verschiedene 
Grundsätze (zur Landschaft, zu Siedlungen und zu öffentlichen oder im öffentlichen Interes-
se liegenden Bauten und Anlagen) achten müssen. Sie sind „Anweisungen zur Entscheidfin-
dung“45, deren Beachtung erfolgt durch eine Interessensabwägung gemäss Art. 3 RPV46. Die 
Interessen müssen dabei aus rechtlicher, sachlicher und zeitlicher Sicht beachtlich sein47. 
Die zeitliche Sicht ist für die Instrumentalisierung von Zwischennutzungen besonders wichtig, 

                                                 
45 Tschannen, Kommentar zum RPG, Art. 3, Schulthess Polygrafischer Verlag, Zürich, 1999, Rz. 7. 
46 Tschannen, Kommentar zum RPG, Art. 3, Zürich, 1999, Rz. 18ff. 
47 Tschannen, Kommentar zum RPG, Art. 3, Zürich, 1999, Rz. 27. 
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da weder kurzfristige noch potenzielle Interessen (d.h. zum Zeitpunkt der Bestimmung der 
Zone noch nicht bekannte Interessen, wie z.B. dass es auf einem Areal einmal Zwischennut-
zungen geben könnte) bei raumplanerischen Aktivitäten (z.B. bei der Nutzungsplanung) nicht 
berücksichtigt werden dürfen48. Zeigt sich infolge einer Interessensabwägung und der Pla-
nungssicherheit jedoch, dass nicht nur eine mehrjährige Umnutzungsphase, sondern auch 
eine ständige Belegung für ein Areal die sinnvollste Lösung ist, könnte die Förderung von 
Zwischennutzungen durchaus ebenfalls in diesem Sinne anerkannt werden. 

Art. 3 Abs. 3 RPG bezieht sich auf die Siedlungsentwicklung, wobei er in lit. a die Wohn- und 
Arbeitsgebiete einander zweckmässig zuordnet. Abs. 4 sieht für öffentliche oder im öffentli-
chen Interesse liegenden Bauten und Anlagen vor, dass sie an sachgerechten Standorten zu 
bestimmen sind49. Dies bedeutet, dass bereits bei der Planung der Siedlungsgebiete durch 
Zuweisen der Bauzonen die räumliche Ordnung hergestellt wird50. 

Durch die Interessensabwägung kreiert die Raumplanungsbehörde die räumliche Ordnung, 
die für die nächsten 15 Jahre gelten soll. Jedes Grundstück wird infolge seiner Eignung einer 
Zone zugeteilt. Diese Regelung ist im Hinblick auf Zwischennutzungen hinderlich, da diese 
oftmals nicht zonenkonform sind und für deren Standort auch kein Abwägungsprozess 
durchgeführt wurde. Es besteht also die Gefahr, dass Zwischennutzungen die Planungsma-
xime der geordneten Besiedlung unterlaufen. 

3.2.2 Nutzungspläne Art. 14 RPG Begriff 

1) Nutzungspläne ordnen die zulässige Nutzung des Bodens. 
2) Sie unterscheiden vorab Bau-, Landwirtschafts- und Schutzzonen. 
 

Gemäss Art. 14 Abs. 1 ordnen Nutzungspläne die zulässige Nutzung des Bodens. Das Ziel 
eines Nutzungsplanes ist einerseits die Herstellung einer in sich schlüssigen räumlichen 
Entwicklung51, andererseits die Übereinstimmung mit übergeordneten Instrumenten52, wie 
dem regionalen oder kantonalen Richtplan. 

Um diese Ziele zu erreichen, muss den noch nicht eingezonten Parzellen eine genaue Nut-
zung zugewiesen werden. Dies geschieht durch die Zuweisung in entweder Bau- oder Nicht-
bauzonen oder in eine Schutzzone gemäss Abs. 2. Diese Dreiteilung wird aber den Prämis-
sen der zweckmässigen und haushälterischen Nutzung des Bodens und der geordneten Be-
siedlung des Landes nicht genügend gerecht. Aus diesem Grund können Kantone und Ge-
meinden die Zonen weiter differenzieren (z.B. 2- und 3-geschossige Wohnbauten, Mischzo-
nen, aber durch auch metrische Beschränkungen wie die maximale Gebäudehöhe und –
länge, Volumen, Lärmempfindlichkeitsstufe etc.), um besser auf die lokalen Begebenheiten 
einzugehen können53. Ein Grundstück, das einer Bauzone zugewiesen wird, muss sich zu-
dem in den bereits beplanten (ggf. sogar bebauten) Raum integrieren („il doit y être intégré 
de telle manière qu’il devienne partie cohérente du tissu dans lequel il s’insère“)54.  

                                                 
48 Tschannen, Kommentar zum RPG, Art. 3, Zürich, 1999, Rz. 27 
49 Tschannen, Kommentar zum RPG, Art. 3, Zürich, 1999, Rz. 62. 
50 Tschannen, Kommentar zum RPG, Art. 3, Zürich, 1999, Rz. 55. 
51 Moor, Kommentar zum RPG, Art. 14, Schulthess Polygrafischer Verlag, Zürich, 1999, Rz. 67. 
52 Moor, Kommentar zum RPG, Art. 14, Zürich, 1999, Rz. 74. 
53 Moor, Kommentar zum RPG, Art. 14, Zürich, 1999, Rz. 79. 
54 Moor, Kommentar zum RPG, Art. 14, Zürich, 1999, Rz. 67. 
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Die Zuweisung eines Grundstücks in eine Zone legt deren spätere Nutzung fest55. Die Nut-
zungsfreiheiten eines Grundstücks werden somit eingeschränkt. Diese Eigentumsbeschrän-
kung bedeutet, dass auf einem Grundstück, das einer bestimmten Zone zugewiesen ist, nur 
zonenkonforme Nutzungen zulässig sind56. Diese Zonenkonformität wird im Rahmen der 
Baubewilligung (siehe auch Art. 22 RPG) untersucht57. 

Auch bei Zwischennutzungen braucht es eine Baubewilligung. Ist die Zwischennutzung nicht 
zonenkonform oder passt sie nicht in den bebauten Raum, kann dies problematisch sein, da 
Gemeinden nur Nutzungen bewilligen dürfen, die mit den Vorgaben des RPG übereinstim-
men. 

3.2.3 Art. 15 RPG Bauzonen 

Bauzonen umfassen Land, das sich für die Überbauung eignet und 
a. weitgehend überbaut ist oder 
b. voraussichtlich innert 15 Jahren benötigt und erschlossen wird. 
 

Grundsätzlich werden Bauzonen für die kommenden 15 Jahre ausgeschieden, wobei dieser 
Bedarf sich aus dem Verbrauch der vergangenen 15 Jahre berechnet. Bei der Abwägung, ob 
ein Grundstück der Bauzone zugeteilt wird, braucht es neben dem Bedarf auch die Berück-
sichtigung der Eignung und des Überbauungsstands58. Grundsätzlich gilt, je konkreter die 
Zielvorstellung für die künftige Nutzung eines Grundstücks ist, desto grösser ist die Chance, 
dass es der entsprechenden Bauzone zugeteilt wird59. Mit dem Ausscheiden von Bauzonen 
und den entsprechenden Nutzungsbestimmungen (nur selten wird eine ganz konkrete Nut-
zung vorgeschrieben, wie z.B. Zone für Weinbau60) und der Regelung, dass sie nur bei er-
heblich veränderten Verhältnissen angepasst werden können, kann eine Planungs- und 
Rechtssicherheit für Eigentümer, Behörden und Dritte geschaffen werden. 

Gemäss BGE 121 I 247 f. E 6b kann ein Grundstück, das z.B. seit langem gewerblich ge-
nutzt und in Zukunft ebenfalls gewerblich genutzt wird, aufgrund der bereits seit längerem 
bestehenden, nicht zonenkonformen Situation nicht eingezont werden. Eine Einzonung 
kommt nur dann in Frage, „wenn sie im Einklang mit den Planungszielen und –grundsätzen 
erfolgt“61. Zwischennutzer wählen den Standort aufgrund seiner Qualitäten aus. Die Zonen-
konformität und die Eingliederung in die Umgebung sind für sie von geringerer Bedeutung 
und werden dementsprechend oft missachtet. 

Entsprechende Lösungen, die nicht zonenkonforme Zwischennutzungen zulassen, sind 
problematisch. Werden sie auf kantonaler resp. kommunaler Ebene geregelt, widersprechen 
sie dem übergeordneten RPG. Aus Sicht der Zwischennutzungen ist aber der oben erwähnte 
Bundesgerichtsentscheid BGE 121 I 247 f. E 6b interessant. Von ihm kann abgleitet werden, 
dass bereits seit längerem bestehende und den Planungszielen der Gemeinde übereinstim-
mende Zwischennutzungen durch das Erfüllen aller der Bauzone entsprechenden planungs- 
und baurechtlichen Bedingungen und einer Umzonung zonenkonform gemacht werden kön-
nen. Diese Option wird bei Zwischennutzungen, die sich gut in die Umgebung integriert ha-

                                                 
55 Moor, Kommentar zum RPG, Art. 14, Zürich, 1999, Rz. 16. 
56 Moor, Kommentar zum RPG, Art. 14, Zürich, 1999, Rz. 13. 
57 Moor, Kommentar zum RPG, Art. 14, Zürich, 1999, Rz. 13. 
58 Joos, Kommentar Raumplanungsgesetz, Orell Füssli, Zürich, 2002, S. 139. 
59 Joos, Kommentar Raumplanungsgesetz, 2002, S. 139. 
60 Moor, Kommentar zum RPG, Art. 14, Zürich, 1999, Rz. 16. 
61 Joos, Kommentar Raumplanungsgesetz, 2002, S. 148. 
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ben und im Hinblick auf die angestrebte räumliche Entwicklung einen Mehrwert aufweisen, 
bereits heute regelmässig angewendet. 

3.2.4 Art. 21 RPG Verbindlichkeit und Anpassung 

1) Nutzungspläne sind für jedermann verbindlich. 
2) Haben sich die Verhältnisse erheblich geändert, so werden die Nutzungspläne überprüft 

und nötigenfalls angepasst. 
 

Gemäss Art. 21 RPG sind Nutzungspläne für jedermann verbindlich. Das Ziel der Nutzungs-
planung ist die Festsetzung von Bauzonen mit den entsprechenden Nutzungsbestimmungen, 
um Eigentümern, Dritten und den Behörden eine möglichst hohe Planungs- und Rechtssi-
cherheit zu geben62. Sie können aber, sofern sich die Verhältnisse erheblich geändert haben, 
überprüft und allenfalls angepasst werden. Gemäss BGE 113 Ia 444 darf ein Nutzungsplan 
demnach nur aus „entsprechend wichtigen Gründen“ abgeändert werden: „Je neuer ein Plan 
ist, um so mehr darf mit seiner Beständigkeit gerechnet werden, und je einschneidender sich 
die beabsichtigte Änderung auswirkt, um so gewichtiger müssen die Gründe sein, die für 
eine Planänderung sprechen“. 

Die Raumplanung will sich aber nicht als nur statisch verstanden haben, sondern auch als 
dynamisch. Dies bedeutet, dass die Nutzungspläne eine bestimmte räumliche Entwicklung 
nicht verhindern dürfen63. Eine Überprüfung der Nutzungsplanung unter Wahrung der 
Rechtssicherheit64 wird dann als angemessen betrachtet, wenn sich die Verhältnisse erheb-
lich verändert haben65. Dies können demografische Veränderungen, Verhaltensänderungen, 
wirtschaftliche Entwicklungen etc. sein66. 

Zwischen der Planungssicherheit und der Aktualität der Raumplanung muss ein Kompromiss 
gefunden werden. Als „Entscheidungshilfe“ dazu dient das Evaluieren der erheblichen Ver-
änderung der Verhältnisse. Aus Sicht der Rechtssprechung zum RPG gelten demografische 
und ökonomische Veränderungen als Gründe für die Revision einer Nutzungsplanung. Dies 
ist im Hinblick auf die Instrumentalisierung von Zwischennutzungen ein interessanter Aspekt, 
da diese als Konsequenz demografischer und ökonomischer und somit räumlicher Verände-
rungen betrachtet werden. Ist es daher möglich, Zwischennutzungen in leer stehenden Bau-
ten, Anlagen und Arealen als Konsequenz dieser gesellschaftlichen Veränderungen gesetz-
lich zu rechtfertigen? Und wenn demografische, soziale und ökologische Entwicklungen als 
erhebliche Veränderung der Verhältnisse gelten, kann daraus abgeleitet werden, dass die 
Aufnahme von Artikeln in kommunalen Baureglementen, die Zwischennutzungen zulassen, 
möglich sind? Und in welchem Verhältnis steht die Aktualität der Raumplanung zur (Nicht-) 
Zonenkonformität der zu bewilligenden Zwischennutzungen? 

                                                 
62 Tanquerel, Kommentar zum RPG, Art. 21, Schulthess Polygrafischer Verlag, Zürich, 1999, Rz. 12-13. 
63 Tanquerel, Kommentar zum RPG, Art. 21, Zürich, 1999, Rz. 11. 
64 Tanquerel, Kommentar zum RPG, Art. 21, Zürich, 1999, Rz. 12. 
65 Tanquerel, Kommentar zum RPG, Art. 21, Zürich, 1999, Rz. 28. 
66 Tanquerel, Kommentar zum RPG, Art. 21, Zürich, 1999, Rz. 37. 
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3.2.5 Art. 22 RPG Baubewilligungen 

1) Bauten und Anlagen dürfen nur mit behördlicher Bewilligung errichtet oder geändert 
werden. 

2) Voraussetzung einer Bewilligung ist, dass 
 a. die Bauten und Anlagen dem Zweck der Nutzungszone entsprechen und 
 b. das Land erschlossen ist. 
3) Die übrigen Voraussetzungen des Bundesrechts und des kantonalen Rechts bleiben 

vorbehalten. 
 

Ein ordentliches Baubewilligungsverfahren beginnt mit dem Einreichen des Baugesuchs67, 
das nach dessen Eingang auf Vollständigkeit untersucht und einer Grobprüfung unterzogen 
wird. Anschliessend wird es im Publikationsorgan der Gemeinde publiziert68, betroffene Dritte 
können während dieser Auflagefrist Einsprache gegen das Baugesuch erheben69. Nach Ab-
lauf der Auflagefrist beginnt das Prüfverfahren70. Sind sämtliche Anforderungen erfüllt, wird 
die Baubewilligung in Form einer Verfügung erteilt71. Bedingungen zur Erteilung einer Bau-
bewilligung sind die Zonenkonformität und die Erschliessung des Gebiets. Bei einer Zwi-
schennutzung sollte die Erschliessung wegen der vorherigen Nutzung grundsätzlich gesi-
chert sein. Auf diesen Aspekt wird deshalb nicht mehr weiter darauf eingegangen werden. 

Werden jedoch keine Interessen von Dritten berührt, sieht das RPG ein vereinfachtes Bewil-
ligungsverfahren vor, in dem auf das Publikationsverfahren (Verzicht auf öffentliche Be-
kanntmachung, Aussteckung und Einspracheverfahren) verzichtet wird72. 

Das Ändern von Bauten oder Anlagen kann mehrere Bedeutungen haben: So können es 

▪ „äusserlich in erheblicher Weise in Erscheinung tretende Veränderungen an einem be-
stehenden Gebäude [oder] 

▪ technisch bedeutsame Veränderungen des Innern“ 73 beim selben Nutzungszweck sein, 
▪ es können aber auch Zweckänderungen sein, d.h. die bestehende Baute oder Anlage 

wird einer neuen Nutzung ohne grosse bauliche Veränderungen zugeführt74. 

„Das konkrete Projekt bestimmt das anzuwendende Recht. Es ist Aufgabe des kantonalen 
Rechts festzulegen, welche Rechtsbereiche mit der Baubewilligung zu erfassen sind, und 
welche, trotz Berührung einer Bausache, eigenständiger Bewilligungen bedürfen“75. So 
braucht es bei bestimmten Nutzungen eine entweder vor- oder parallelgeschaltete Bewilli-
gungen, z.B. im Gast- oder Unterhaltungsgewerbe76, wobei die Baubehörde die Koordination 
und Interessensabwägung übernimmt. 

Gemäss Art. 22 RPG brauchen also Zwischennutzungen, auch wenn sie nur einer Nut-
zungsänderung ohne grosse baulichen Veränderung gleichkommen, eine Baubewilligung. In 
Abhängigkeit der Auswirkungen auf Dritte (z.B. keine sichtbaren baulichen Veränderungen) 
kann allenfalls das vereinfachte Baubewilligungsverfahren angewendet werden. 

                                                 
67 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 22, Zürich, 1999, Rz. 42. 
68 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 22, Zürich, 1999, Rz. 45. 
69 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 22, Zürich, 1999, Rz. 46. 
70 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 22, Zürich, 1999, Rz. 48. 
71 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 22, Zürich, 1999, Rz. 49. 
72 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 22, Zürich, 1999, Rz. 53. 
73 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 22, Schulthess Polygrafischer Verlag, Zürich, 1999, Rz. 31. 
74 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 22, Zürich, 1999, Rz. 12. 
75 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 22, Zürich, 1999, Rz. 12. 
76 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 22, Zürich, 1999, Rz. 38. 
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Gem. Abs. 2 lit. a muss die zu bewilligende Baute oder Nutzung zonenkonform sein. Hier 
besteht ein Konflikt mit den oftmals nicht zonenkonformen Zwischennutzungen. 

Im Rahmen eines Baubewilligungsverfahrens muss die Baubehörde, je nach Art der Zwi-
schennutzung, vor- oder parallelgeschaltete Bewilligungen einholen. Auf diese vor- oder pa-
rallelgeschalteten Bewilligungen kann die Raumplanung resp. die Baubehörde sehr wahr-
scheinlich keinen Einfluss nehmen. Es liegt somit an ihr, bei der Interessensabwägung die 
raumplanerischen Aspekte (Förderung von Zwischennutzung zur Überbrückung von tempo-
rären Leerständen) höher als andere Aspekte zu gewichten. 

3.2.6 Art. 23 RPG Ausnahmen innerhalb der Bauzonen 

Ausnahmen innerhalb der Bauzonen regelt das kantonale Recht. 
 

Die Kantone benötigen, um Ausnahmen bei Baugesuchen für Bauten und Anlagen zu gestat-
ten, „eine eindeutige gesetzliche Grundlage im kantonalen Recht“77. Ebenfalls dürfen die 
kommunalen Baureglemente Ausnahmeregelungen zulassen. Dies kann z.B. in Form einer 
Vorschrift sein, die generell Ausnahmen von Bau- und Nutzungsvorschriften ermöglicht oder 
eines Dispens von Einzelvorschriften78. 

Ausnahmebewilligungen sind Verfügungen, die ein Abweichen von vorgeschriebenen, ge-
setzlichen Regelungen erlauben79 und die nur bei Sonderfällen anzuwenden sind, „deren 
rechtliche Erfassung durch die Regelordnung zu Lösungen führen würde, die der Gesetzge-
ber nicht gewollt haben kann“80. Oder anders formuliert: „Um Härtefälle zu vermeiden, wel-
che die gesetzliche Regelung mit sich bringen kann, darf der Gesetzgeber die rechtsanwen-
denden Organe (Verwaltungsbehörden, Gerichte) ermächtigen, davon aus Gründen der Bil-
ligkeit (Einzelfallgerechtigkeit) ausnahmsweise abzuweichen“81. 

Ausnahmen sind somit nur dann möglich, wenn „der Zweck der gesetzlichen Regelordnung 
im Auge“82 behalten wird und dienen „grundsätzlich: 

▪ der Milderung einer ungerechtfertigten Härte, die der Einzelne durch die Durchsetzung 
der gesetzlichen Regelordnung erlitte; 

▪ der Verhinderung planerisch oder baulich wünschenswerter Lösungen, mithin die Ver-
meidung von Lösungen, die dem öffentlichen Interesse zuwiderlaufen“83. 

Eine Ausnahme ist nicht gerechtfertigt, wenn wirtschaftliche Interessen im Vordergrund ste-
hen84 und um „generelle Gründe zu berücksichtigen, die sich praktisch immer anführen lies-
sen; auf diesem Weg würde das Gesetz abgeändert“85. 

Um Ausnahmen innerhalb von Bauzonen zuzulassen, brauchen die Kantone eine eigene 
gesetzliche Grundlage. Grundsätzlich regelt der Artikel nur die Kompetenz, welche politische 
Ebene Ausnahmen zulassen darf86, nicht aber welche für Ausnahmen zulässig sind. Die Ju-
                                                 
77 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 23, Schulthess Polygrafischer Verlag, Zürich, 1999, Rz. 4. 
78 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 23, Zürich, 1999, Rz. 4. 
79 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 23, Zürich, 1999, Rz. 8. 
80 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 23, Zürich, 1999, Rz. 9. 
81 Häfelin Müller Uhlmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, Schulthess Juristische Medien, Zürich, Bern, Genf, 
2006, Rz. 2537. 
82 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 23, Zürich, 1999, Rz. 10. 
83 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 23, Zürich, 1999, Rz. 11. 
84 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 23, Zürich, 1999, Rz. 11. 
85 Joos, Kommentar Raumplanungsgesetz, 2002, S. 207. 
86 Ruch, Kommentar zum RPG, Art. 23, Zürich, 1999, Rz. 1. 
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risprudenz lässt Ausnahmen in Sonderfällen zu, d.h. wenn die Regelordnung unbefriedigen-
de Resultate herbeiführen würde. Dabei muss der Zweck der Regelordnung beibehalten 
werden (wobei angenommen werden muss, dass damit auch die Zonenkonformität gemeint 
ist) und rein (privat-)wirtschaftliche Interessen keine Ausnahme darstellen dürfen. 

Es scheint aber, dass auf kommunaler Ebene Ausnahmen von u.a. Bau- und Nutzungsvor-
schriften möglich sind. Dies ist im Hinblick auf die Instrumentalisierung von Zwischennutzun-
gen interessant, da diese Ausnahme (Abweichen von Nutzungsvorschriften) einer Möglich-
keit gleichkommen könnte, zonenfremde Zwischennutzungen zu bewilligen, obwohl dies Art. 
23. RPG widersprechen würde. 

3.3 Publikationen des Bundesamts für Raumentwicklung: Die Raum-
planung ist nicht nachhaltig 

Der Bund delegiert die Raumplanung an die Kantone und beschränkt sich auf die Formulie-
rung der Ziele der Raumplanung in der BV, im RPG präzisiert er sie. Das ARE scheint sich  
bewusst zu sein, dass die Kantone die angestrebten Ziele mit den ihnen zur Verfügung ste-
henden Instrumenten nicht erreichen können. So hat es bereits mehrmals erwähnt, dass die 
Raumplanung nicht nachhaltig ist, so z.B. bereits 1988 in seinem Raumplanungsbericht 
198887, aber auch im Bericht über die Grundzüge der Raumordnung Schweiz vom 22. Mai 
1996, wo der Bund u.a. „günstige Voraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung schaf-
fen“88 will, im Raumentwicklungsbericht 200589 und zuletzt im Entwurf vom Raumkonzept 
Schweiz: Eine dynamische und solidarische Schweiz vom Juni 200890. Auch der Entwurf des 
Raumentwicklungsgesetzes verfolgt diese Stossrichtung91. 

Verschiedene Entwicklungen verstärken diese Annahme: Die Modellvorhaben, die Agglome-
rationspolitik, die neue Regionalpolitik etc., die allesamt in den vergangenen Jahren einge-
führt wurden, belegen neue Stossrichtungen. Dass das ARE sich auch der Problematik von 
Brachflächen und leer stehenden Gebäuden bewusst ist, beweist seine erste, vom Oktober 
2004 datierende Publikation Die brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen 
von Agglomerationen92 und die Nachfolgepublikation Umnutzung von Industrie- und Gewer-
bebrachen – Massnahmen zur Förderung93. Auch das BAFU ist am Erstellen eines Leitfa-
dens über Zwischennutzungen94, der Mitte 2009 erscheint. 

                                                 
87 Ruch, Kommentar zum RPG, Einleitung, Zürich, 1999, Rz. 79. 
88 ARE, Bericht über die Grundzüge der Raumordnung Schweiz vom 22. Mai 1996 (96.038),  
http://www.are.admin.ch/themen/raumplanung/00228/00277/, Bern, 1996, S. 22. 
89 ARE, Raumentwicklungsbericht 2005,  
http://www.are.admin.ch/themen/raumplanung/00228/00275/index.html?lang=de, Bern, 2005. 
90 ARE, Raumkonzept Schweiz, 2008. 
91 ARE, Revision des Raumplanungsgesetzes Erläuternder Bericht,  
http://www.are.admin.ch/themen/recht/index.html?lang=de, Bern, 2008. 
92 Valda/Westermann, die brachliegende Schweiz – Entwicklungschancen im Herzen von Agglomerationen, 2004. 
93 Keller/Keller, Umnutzung von Industrie- und Gewerbebrachen: Massnahmen zur Förderung, 
http://www.bafu.admin.ch/publikationen/publikation/00846/index.html?lang=de&show_kat=/publikationen/00017, 
Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK, Bundesamt für Raum-
entwicklung ARE, Bundesamt für Umwelt BAFU, Departement Bau, Verkehr und Umwelt Kanton Aargau, Abtei-
lung Raumentwicklung, Abteilung für Umwelt, Departement Volkswirtschaft und Inneres Kanton Aargau, Amt für 
Wirtschaft und Arbeit, Bern und Aarau, 2007. 
94 www.bafu.admin.ch/industriebrachen/06772/index.html?lang=de. 
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Zudem ist dem ARE die Entwicklung nach Innen wichtig, so stipulierte es im Raumentwick-
lungsbericht 2005, dass „in den Bauzonen sollten die bestehenden Bauten genutzt, allenfalls 
ersetzt oder saniert werden, bevor neue Bauten errichtet werden. Wo dies möglich ist, soll 
die Gebäudenutzung verdichtet werden, beispielsweise durch Anbauten, den Ausbau der 
Dachgeschosse usw.“95. Zwischennutzungen sind während Umnutzungsprozessen eine effi-
ziente Massnahme, um leer stehende Bauten, Anlagen und Areale im Siedlungsgebiet zu 
halten und um mit den Mieteinnahmen die laufenden Kosten decken zu können. Sie sind 
demnach ein wichtiges Element im Vorhaben, die Entwicklung nach innen zu fördern. 

3.4 Fazit Bundesverfasssung und Raumplanungsgesetz 
 

Bundesverfassung Raumplanungsgesetz

Relative Gleichbehandlung in der 
Raumplanung

Publikationen des Bundes: CH 
Raumplanung ist nicht nachhaltig

Art. 3
Zweck: Zuweisung d. Parzellen in 
Zonen in Funktion deren Eignung 

Interessen abwägen
Ziel: Herstellung einer räuml. 
Ordnung
Konflikt mit Zwischennutzung: 
Zonenkonformität

Art. 14 & Art. 15
Zweck: Planungssicherheit 
anstreben
Ziel: Schlüssige räumliche 
Entwicklung durch Zuweisung der 
Parzellen in Bauzonen inkl. 
Zonenbestimmungen.
Konflikt mit Zwischennutzung. 
Zonenkonformität.

Art. 21
Zweck: Anpassung der Zonen an 
erheblich veränderte Verhältnisse
Ziel: Aktuelle Nutzungsplanung 
bei gleichzeiteiger
Rechtssicherheit
Kein Konflikt mit 
Zwischennutzungen

Art. 23
Zweck: Ausnahmen bei 
ungerechtfertigter Härte, aus-
serordentlichen Verhältnissen etc. 
zulassen
Ziel: Keine Lösung, die der 
Gesetzgeber nicht gewollt haben 
kann
Konflikt mit Zwischennutzung: 
Übereinstimmung mit 
Regelordnung

Art. 22
Zweck: Kontrolle aller Bauprojekte 
und Nutzungsänderungen vor 
Baubeginn
Ziel: Kontrolle d. Zonenkonformität
Konflikt mit Zwischennutzung: 
Zonenkonformität

Legende
Kein Konflikt mit 
Zwischennutzungen
Konflikt mit
Zwischennutzungen
Gesetz

BV delegiert die 
Raumplanung an die Kantone

 
Abbildung 4: Übersicht über das RPG: Die Zonenkonformität als grösstes Problem 
                                                 
95 Bundesamt für Raumentwicklung, Raumentwicklungsbericht 2005, 2005, S. 65. 
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Die BV und das RPG sind Erlasse, die durch deren (allgemein gehaltenen) Formulierungen 
eine möglichst hohe Planungssicherheit für möglichst viele Situationen anstreben. Spezialfäl-
le, wie es z.B. Zwischennutzungen sind, können konsequenterweise nicht geregelt werden. 
Es scheint aber gewisse Spielräume zu geben, so z.B. die BV, die sich zur relativen Gleich-
behandlung äussert (siehe weisses Kästchen in der Abbildung 4).  

Das RPG strebt durch die Ausscheidung von Bauzonen (Art. 15 RPG) und in Nutzungsplä-
nen (Art. 14 RPG) eine möglichst hohe Planungssicherheit für Eigentümer, Behörden und 
Dritte an. Um eine möglichst hohe und langfristige Planungssicherheit zu erreichen, durch-
laufen Bauten, Anlagen oder Areale Umstrukturierungsprozesse. Während der im Vorfeld 
eines Umnutzungsprozess durchgeführten Interessensabwägung gem. Art. 3 RPG oder wäh-
rend diesen Umstrukturierungsprozessen können sich Zwischennutzungen gerade als Mög-
lichkeit erweisen, um diese möglichst hohe Planungssicherheit zu erreichen. Dabei dürfen 
sie selbstverständlich nicht die Endnutzung beeinträchtigen. So gesehen lässt das Streben 
nach Planungssicherheit Zwischennutzungen in Bauten, Anlagen und Arealen, die sich in 
einem Umstrukturierungsprozess befinden, zu.  

Gemäss Art. 21 RPG dürfen Zonenpläne bei erheblicher Veränderung der Verhältnisse an-
gepasst werden. Soziale, demografische und ökonomische Entwicklungen gelten gemäss 
Rechtssprechung als erhebliche Veränderung der Verhältnisse. Diese Feststellung ermög-
licht die Überarbeitung des Nutzungsplans. Falls sich infolge dieser räumlichen Entwicklun-
gen herausstellt, dass Zwischennutzungen eine Antwort auf diese Veränderungen sind, darf 
deshalb davon ausgegangen werden, dass bei einer Revision des Nutzungsplans auch neue 
Zonen geschaffen oder Bauzonen um die Bestimmung, Zwischennutzungen zu gestatten, 
ergänzt werden dürfen. So gesehen dürfen auf kommunaler Ebene Bauzonen ausgeschie-
den werden, die Zwischennutzungen zulassen (siehe weisses Kästchen in der Abbildung 4). 

Es scheint, als dass die in unterschiedlichen Artikeln (z.B. Art. 3; 14; 22 und 23 RPG, siehe 
graue Kästchen in der Abbildung 4) postulierte Zonenkonformität das grösste Hindernis im 
Hinblick auf Zwischennutzungen ist. Die Zonenkonformität ist Bestandteil einer Baubewilli-
gung. Obwohl das RPG die Handhabung von Ausnahmen innerhalb von Bauzonen klar den 
Kantonen überlasst, macht die Rechtssprechung zum RPG trotzdem einige Äusserungen 
dazu. So dürfen Ausnahmen nur gemacht werden, wenn die Regelordnung beibehalten wird 
(Art. 23 RPG). Es scheint aber, als dass auf kommunaler Ebene Ausnahmen bei Bau- und 
Nutzungsvorschriften gemacht werden dürfen, obwohl dies in direktem Widerspruch zu Art. 
23 RPG wäre. 

Das ARE weist in regelmässigen Abständen darauf hin, dass die Raumplanung nicht nach-
haltig ist. Dies ist u.a. auch ein Grund, warum das ARE in den vergangenen Jahren diverse 
neue Instrumente wie Agglomerationsprogramme, Modellvorhaben oder die NRP gemein-
sam mit dem SECO erliess und die Entwicklung nach Innen fördert. Da Zwischennutzungen 
ein Beitrag zur Verdichtung nach innen sind, entsprechen sie dem Grundsatz des ARE, die 
Raumplanung nachhaltiger zu machen. 
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3.5 Kantonale Planungs- und Baugesetze: Einige Kantone gestatten 
Zwischennutzungen 

Eine Übersicht96 über die kantonalen Planungs- und Baugesetze zeigt, dass alle einen Artikel 
betreffend Ausnahmeregelungen beinhalten. Damit eine Ausnahmebewilligung, die von Art. 
23 RPG abgeleitet wird, erteilt werden kann, braucht es ausserordentliche Verhältnisse. Aus-
serordentliche Verhältnisse können angeführt werden, wenn 

▪ die Regelordnung zu einer unzumutbaren Härte führen würde97 (Grund, der aus Sicht der 
Eigentumsrechte Ausnahmen zulässt) oder 

▪ eine unverhältnismässige Erschwernis98, wobei unverhältnismässig bedeutet, dass der 
angestrebte Zweck in keinem vernünftigen Verhältnis zu den Belastungen steht, die dem 
Eigentümer auferlegt werden99 oder 

▪ ein sinnwidriges Ergebnis entstünde100 oder 
▪ durch die Abweichung eine bessere Lösung im Sinn der Raumplanung erreicht werden 

kann101 (Gründe, die aus Sicht der Raumplanung Ausnahmen zulassen). 
Damit eine Ausnahmebewilligung erteilt werden kann, müssen folgende Voraussetzungen 
gewährleistet sein: 
▪ Keine Beeinträchtigung des öffentlichen Interesses: Ausnahmen sind nur möglich, 

wenn es das öffentliche Interesse erfordert oder das öffentliche Interesse nicht beein-
trächtigt wird. Ein allgemein gültiger Beschrieb des öffentlichen Interesses kann „nicht in 
eine einfache und allgemein gültige Formel [gefasst werden]. Klare Richtlinien für die Be-
urteilung der Frage, ob und wann ein Anliegen derart erheblich ist, dass es ein öffentli-
ches Interesse darstellt, fehlen weitgehend. […] Verschiedene wichtige Anliegen, die 
hergebrachterweise als öffentliche Interessen anerkannt werden, können kasuistisch um-
schrieben werden, ohne dass sich aber daraus eine klar abgrenzbare allgemeine Defini-
tion gewinnen lässt“102. Der Begriff des öffentlichen Interesses ist zudem zeitlich und teil-
weise auch örtlich wandelbar103 und kann materiell oder ideell sein104. Mögliche kasuisti-
sche öffentliche Interessen sind z.B. polizeiliche Interessen (öffentliche Ordnung, Sicher-
heit und Ruhe, Gesundheit, Sittlichkeit etc.), planerische Interessen (Raumplanung, Spi-
tal-, Alters- und Pflegeheimplanung), soziale und sozialpolitische Interessen (Arbeitneh-
merschutz, Förderung des sozialen Wohnungsbaus, Abbruchverbot zur Erhaltung preis-
günstiger Wohnungen etc.) sowie weitere öffentliche Interessen wie der Umwelt- und 
Gewässerschutz, der Natur- und Heimatschutz sowie der Tierschutz105. Art. 77 Gesetz 
über die Raumplanung und das öffentliche Baurecht des Kantons St. Gallen beschreibt 
das öffentliche Interesse als die „Anforderungen der Energiepolitik, des Verkehrs, der 
Hygiene, der Feuersicherheit, der architektonischen und ortsplanerischen Gestaltung 
besser entsprechende Überbauungen“106. 

                                                 
96 Plüss, Bau- und planungsrechtliche Aspekte von Zwischennutzungen, 2007, Anhang 3. 
97 Gesetz über die Raumplanung und das öffentliche Baurecht Kanton St. Gallen (Baugesetz), 731.1, 
http://www.lexfind.ch/dtah/33311/2/731.1.html, § 77. 
98 Planungs- und Baugesetz Kanton Thurgau, 700, http://www.lexfind.ch/dtah/29856/2/700d1neu.pdf, § 79. 
99 Häfelin Müller Uhlmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rz. 81. 
100 Planungs- und Baugesetz Kanton Thurgau, 700, § 79. 
101 Planungs- und Baugesetz Kanton Thurgau, 700, § 79. 
102 Häfelin Müller/Uhlmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rz. 535. 
103 Häfelin Müller/Uhlmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rz. 538. 
104 Häfelin Müller/Uhlmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rz. 543. 
105 Häfelin Müller/Uhlmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rz. 545-551. 
106 Gesetz über die Raumplanung und das öffentliche Baurecht Kanton St. Gallen (Baugesetz), § 77. 
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▪ Keine Beeinträchtigung Interessen Dritter: Interessen Dritter resp. der Nachbarn müs-
sen gewahrt bleiben. Die „Freiheit von Einwirkungen“107 von Dritten muss gewährleistet 
bleiben. 

Gründe, die als öffentliches Interesse gelten, gibt es zahlreiche, klare Richtlinien, was alles 
als öffentliches Interesse gilt, gibt es nicht. Grundsätzlich sollte es aber im öffentlichen Inte-
resse liegen, alle Teilgebiete einer Gemeinde innerhalb des Siedlungsköpers zu halten und 
sei dies in nicht mehr bewirtschafteten Bauten, Anlagen und Arealen durch Zwischennutzun-
gen. Demnach könnte abgeleitet werden, dass in gewissen Fällen die Förderung von Zwi-
schennutzungen in bestimmten Arealen im öffentlichen Interesse sein kann. 

Nur wenige Kantone lassen weitere Ausnahmen zu, die im Hinblick auf die Instrumentalisie-
rung von Zwischennutzungen von Relevanz sein könnten. Dies sind die Kantone Basel-
Stadt, Bern und Luzern. 

3.5.1 Kantone Basel-Stadt und Bern: Möglichkeit von befristeten 
Ausnahmebewilligungen 

Bau- und Planungsgesetz Kanton Basel-Stadt, § 82 (SRL 730.100) 
1) Zur Wahrung öffentlicher oder nachbarlicher Interessen können Ausnahmebewilligun-

gen befristet, auf Widerruf, unter Bedingungen oder mit Auflagen erteilt werden. 
2) Abweichungen von Nutzungsplänen, die zur Enteignung berechtigen, können nur als 

Provisorien bis zur Übertragung des Besitzes auf das zur Enteignung berechtigte Ge-
meinwesen oder Unternehmen bewilligt werden. Ansprüche auf Entschädigung der 
durch die Veränderungen geschaffenen Mehrwerte sind ausgeschlossen. 

3) Befristungen und Widerrufsvorbehalte sind im Grundbuch anzumerken. Befristungen, 
die nicht im Hinblick auf eine Enteignung verfügt werden, können angemerkt werden. 

 
Baugesetz Kanton Bern, § 29 (SRL 721.0) 
3. Nebenbestimmungen und Anmerkungen im Grundbuch 
1) Ausnahmebewilligungen können für eine bestimmte Zeitdauer oder mit dem Vorbehalt 

jederzeitigen Widerrufs gewährt werden. Bei Ablauf der Befristung und bei Widerruf ist 
die bewilligte Baute oder Anlage vom jeweiligen Eigentümer innert angemessener Frist 
zu entfernen; er hat keinen Anspruch auf Entschädigung. 

 

Die Kantone Basel-Stadt und Bern kennen die Möglichkeit von befristeten Ausnahmenbewil-
ligungen. So lässt § 82 BPG Basel-Stadt befristete Ausnahmebewilligungen „zur Wahrung 
öffentlicher oder nachbarlicher Interessen […], auf Widerruf, unter Bedingungen oder mit 
Auflagen […]“108 zu. In diesem Fall sind Befristungen und Widerrufsvorbehalte im Grundbuch 
anzumerken. Gemäss Art. 29 Baugesetz Bern Abs. 1 können „Ausnahmebewilligungen […] 
für eine bestimmte Zeitdauer oder mit dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs gewährt wer-
den“109. Auch hier können Ausnahmebewilligungen an Bedingungen geknüpft und mit Aufla-
gen verbunden werden (Abs. 2). Bezüglich Zonenkonformität der Bauten resp. Nutzung äus-
sert sich keines der beiden Gesetze. 
                                                 
107 Eggenberger, Die Raumplanung der Zukunft ist die Raumplanung unserer Nachkommen Zukünftige Heraus-
forderungen und Anforderungen an die Raumplanung,  
www.nsl.ethz.ch/index.php/content/download/403/2587/file/, Disp 148 38, Zürich, 2002, S. 39. 
108 Bau- und Planungsgesetz Kanton Basel-Stadt (PBG), 730.100, http://www.lexfind.ch/dtah/4279/2/730.100.pdf, 
§ 82. 
109 Baugesetz Kanton Bern (BauG), 721, http://www.sta.be.ch/belex/d/7/721_0.html, Art. 29. 
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3.5.2 Kanton Luzern: Ausnahmebewilligung reglementswidriger Bauten bei erhebli-
cher Verbesserung der Verhältnisse 

Planungs- und Baugesetz Kanton Luzern, § 37 Ausnahmen (SRL 735) 
1) Die Gemeinde kann aus wichtigen Gründen Ausnahmen von den Vorschriften des Bau- 

und Zonenreglementes bewilligen, insbesondere 
 a. beim Vorliegen ausserordentlicher Verhältnisse, wenn die Anwendung der Bauvor-

schriften eine unzumutbare Härte bedeuten würde,  
 b. beim Umbau bestehender reglementwidriger Bauten, wenn der Umbau gesamthaft 

gesehen zu einer erheblichen Verbesserung der Verhältnisse führt und keine unzu-
lässige Mehrausnützung entsteht,  

 c. zur Erhaltung oder Verbesserung des Ortsbildes oder der Siedlungsqualität.  

 

Der Kanton Luzern lässt gemäss Art. 37 PBG „beim Umbau bestehender reglementswidriger 
Bauten, wenn der Umbau gesamthaft gesehen zu einer erheblichen Verbesserung der Ver-
hältnisse führt […]“. Der Ausdruck „reglementswidriger Bauten“ ist im Bezug auf die im Kapi-
tel 2.2 geführte Diskussion betreffend Zonenkonformität interessant: Aus der Formulierung  
vom § 37 PBG Luzern geht nicht heraus, ob die Zonenkonformität oder das Einhalten von 
Mass- und Volumenvorschriften gemeint ist. 

3.6 Von der Bedeutung des „zwischen“ in der Raumplanungs-
gesetzgebung: Fazit der kantonalen Planungs- und Baugesetze 

Das RPG delegiert die Raumplanung an die Kantone. Sie können ihre kantonalen Planungs- 
und Baugesetze unter Berücksichtigung der übergeordneten Gesetzgebung selber ausges-
talten. Gemäss Art. 23 RPG dürfen die Kantone Ausnahmen im Rahmen von Baubewilligun-
gen erteilen, wenn es ausserordentliche Verhältnisse erfordern. Öffentliche Interessen, Inte-
ressen Dritter, die Planungssicherheit und die Zonenkonformität müssen dabei gewahrt wer-
den (siehe mittlere Spalte in der Abbildung 5). 

Ausserordentliche Verhältnisse können auch bei Zwischennutzungen geltend gemacht wer-
den. Müssten für eine wenige Jahre dauernde Zwischennutzung alle planungsrechtlichen 
Bedingungen erfüllt werden, könnte dies nicht nur als unzumutbare Härte, sondern auch als 
unverhältnismässige Erschwernis bezeichnet werden. Es kann auch geltend gemacht wer-
den, dass Zwischennutzungen als Abweichung von der Regelordnung zu einer besseren 
Lösung im Sinn der Raumplanung führen, weil sie den Eigentümern und Behörden erlaubt, 
ohne Geld- und Zeitdruck eine dem Standort angepasste (und qualitativ hochwertige) Nut-
zung zu finden. 

Die Förderung von Zwischennutzungen kann auch als öffentliches Interesse bezeichnet wer-
den, wenn durch sie alle sich in einem Umnutzungsprozess befinden Teilgebiete einer Ge-
meinde innerhalb des Siedlungsgebiets gehalten werden können. 

Alle Kantone sehen in ihren Planungsgesetzen Ausnahmen vor, jedoch nur wenige zeitlich 
befristete Ausnahmen. Die Kantone Basel-Stadt und Bern sichern sich bei zeitlich befristeten 
Ausnahmebewilligungen insofern ab, als dass diese an Bedingungen und Auflagen geknüpft 
sein können. Sie äussern sich jedoch nicht über die Zonenkonformität der Zwischennutzung. 
Der Kanton Luzern geht insofern einen Schritt weiter, da er reglementswidrige Bauten und 
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Anlagen bewilligt, sofern sie zu einer erheblichen Verbesserung der Verhältnisse führen. Es 
ist aber nicht klar, ob in diesem Artikel die Zonenkonformität oder das Einhalten von Mass- 
und Volumenvorschriften gemeint ist (siehe weisse Kästchen in der Abbildung 5). 

Der Überblick über die kantonalen Planungs- und Baugesetze beweist, dass Zwischennut-
zungen unter Auflagen und Bedingungen auf kantonaler Ebene möglich sind. Zwischennut-
zungen entsprechen der übergeordneten Gesetzgebung und können auf kommunaler Ebene 
als legale Massnahme zur temporären Überbrückung von Leerständen in Bauten, Anlagen 
und Arealen betrachtet werden. Für die Gemeinden ist dies insofern wichtig, als dass sie 
wissen, dass sie sich in keinem gesetzlichen Graubereich befinden. 

Wären Zwischennutzungen auf kantonaler Ebene geregelt, ist es sehr wohl vorstellbar, dass 
die Gemeinden einen entsprechenden Artikel eher in ihre kommunalen Baureglemente auf-
nähmen. Am interessantesten wäre eine Lösung, die die Berner und Basler Ansätze mit 
demjenigen von Luzern verbindet. Dies würde die zeitliche Bewilligung von reglementswidri-
gen Bauten und Nutzungen ermöglichen. 

Dieses Kapitel belegt, dass Zwischennutzungen aus gesetzlicher Sicht möglich sind. Das 
folgende Kapitel zeigt eine Auswahl von Möglichkeiten, wie Gemeinden unter den gesetzli-
chen Einschränkungen (Zonenkonformität, Planungssicherheit etc.) Zwischennutzungen in 
ihr kommunales Baureglement integriert haben. Ziel ist, eine Auswahl von verschiedenen 
Lösungsansätzen zu präsentieren, die auf ihre Übereinstimmung mit der übergeordneten 
Gesetzgebung überprüft sowie deren Vor- und Nachteile analysiert werden. Diese Erkennt-
nisse dienen dann als Grundlage für die Vorschläge zur Handhabung von Zwischennutzun-
gen in peripher ländlichen Gemeinden. 
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Bundesverfassung Raumplanungsgesetz Kantonale Planungs- und 
Baugesetze

Relative Gleichbehandlung in der 
Raumplanung

Publikationen des Bundes: CH 
Raumplanung ist nicht nachhaltig

Art. 3
Zweck: Zuweisung d. Parzellen in 
Zonen in Funktion deren Eignung 

Interessen abwägen
Ziel: Herstellung einer räuml. 
Ordnung
Konflikt mit Zwischennutzung: 
Zonenkonformität

Art. 14 & Art. 15
Zweck: Planungssicherheit 
anstreben
Ziel: Schlüssige räumliche 
Entwicklung durch Zuweisung der 
Parzellen in Bauzonen inkl. 
Zonenbestimmungen.
Konflikt mit Zwischennutzung. 
Zonenkonformität.

Art. 21
Zweck: Anpassung der Zonen an 
erheblich veränderte Verhältnisse
Ziel: Aktuelle Nutzungsplanung 
bei gleichzeiteiger
Rechtssicherheit
Kein Konflikt mit 
Zwischennutzungen

Art. 23
Zweck: Ausnahmen bei 
ungerechtfertigter Härte, aus-
serordentlichen Verhältnissen etc. 
zulassen
Ziel: Keine Lösung, die der 
Gesetzgeber nicht gewollt haben 
kann
Konflikt mit Zwischennutzung: 
Übereinstimmung mit 
Regelordnung

Art. 22
Zweck: Kontrolle aller Bauprojekte 
und Nutzungsänderungen vor 
Baubeginn
Ziel: Kontrolle d. Zonenkonformität
Konflikt mit Zwischennutzung: 
Zonenkonformität

Gründe für Ausnahmen: 
Unzumutbare Härte, 
unverhältnismässige Erschwernis, 
sinnwidriges Ergebnis oder wenn 
bessere Lösung aus Sicht der 
Raumplanung durch Abweichen 
der Regelordnung erreicht wird.

Voraussetzungen: Keine 
negativen Auswirkungen auf Dritte 
und keine Beeinträchtigung des 
öffentlichen Interesses.

BE, BS: Befristete Aus-
nahmebewilligungen möglich

LU: Ausnahmebewilligungen von 
zonenfremden Bauten bei 
erheblicher Verbesserung der 
Verhältnisse

Weiterführende Regelungen

Legende
Kein Konflikt mit 
Zwischennutzungen
Konflikt mit
Zwischennutzungen
Gesetz

BV delegiert die 
Raumplanung an die Kantone

 
Abbildung 5: Übersicht die kantonalen Gesetze: Zwischennutzungen sind darin integriert 
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4 Fallbeispiele: Behandlung von Zwischennutzungen aus 
rechtlicher Sicht 

In den vergangenen Jahren hat sich eine Anzahl Gemeinden mit Zwischennutzungen ausei-
nandergesetzt und diese, infolge des noch geringen Erfahrungsstandes und der nicht ein-
heitlich übergeordneten Gesetzgebung (siehe Kapitel 3), unterschiedlich gehandhabt. Ziel 
dieses Kapitels ist das Aufzeigen verschiedener Beispiele um eine möglichst breite Palette 
von Lösungsansätzen aufzuzeigen. Die meisten Beispiele sind genehmigt oder zumindest 
von den betreffenden kantonalen Raumplanungsämtern vorgeprüft. Es wird untersucht, wie 
sich die Beispiele mit den übergeordneten Vorgaben arrangieren, v.a. im Hinblick auf die 
Zonenkonformität, und inwiefern sie ebenfalls einen Lösungsansatz für die Instrumentalisie-
rung von Zwischennutzungen in peripher ländlichen Gemeinden darstellen. 

Die Auswahl der Beispiele wurde anhand mehrer Kriterien getroffen: Einerseits stammen sie 
aus ländlichen Gemeinden, um zu eruieren, inwiefern Zwischennutzungen bereits in dieser 
Gemeindekategorie instrumentalisiert wurden (Wauwil und Zell: weniger als 2'000 Einwoh-
ner, Wolhusen: rund 4'000 Einwohner). Andererseits werden Beispiele aus Städten (Aarau 
und Burgdorf: ja ca. 15'000 Einwohner) und Thun (41'000 Einwohner)110 gewählt, die eben-
falls bereits Zwischennutzungen bewilligt haben. 

Auf das Präsentieren grosser Gebietsentwicklungen mit vielen Zwischennutzungen in Gross-
städten (Basel Erlenmatt, Zürich West etc.) wird verzichtet, da die finanziellen und personel-
len Möglichkeiten der Verwaltung sowie die Nachfrage an Zwischennutzungen im Vergleich 
zu peripher ländlichen Gemeinden zu unterschiedlich sind. 

4.1 Keine öffentlich-rechtliche Regelung: Glasi Wauwil 

 
  

Abbildung 6: Ausschnitt aus dem Zonenplan Wauwil, Ausblick vom Dorfzentrum auf das Areal 
 Industriezone In, ES IV 
 Wohn- -und Geschäftszone WG, ES III 
 Perimeter Arealentwicklung Glasi (nicht Inhalt des Zonenplans) 

Quelle: Gemeinde Wauwil, Zonenplan, Planteam S, 2006. 

 
                                                 
110 Gemäss kantonalem Richtplan ist Burgdorf ein regionales Zentrum von kantonaler Bedeutung, Thun ein kan-
tonales Zentrum. Kanton Bern (2007), Kantonaler Richtplan,  
http://www.jgk.be.ch/site/agr_raumplanung_kant_richtplan_downloads_richtplan.pdf, Bern,  
MassnahmenblattC_01. 
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Bau- und Zonenreglement Gemeinde Wauwil (LU), Art. 29 Industriezone 
1. Die Industriezone ist für industrielle Anlagen und gewerbliche Bauten bestimmt, die in 

andern Zonen nicht zulässig sind (§ 47 Abs. 1 PBG). 
2. Wohnungen dürfen nur für Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer erstellt werden, deren An-

wesenheit aus betriebstechnischen Gründen erforderlich ist (§ 47 Abs. 2 PBG). 
3. Höhe, Ausnützung, Abstände usw. werden vom Gemeinderat unter gebührender Be-

rücksichtigung der industriellen Erfordernisse und der öffentlichen und privaten Interes-
sen von Fall zu Fall festgesetzt. 

 

Beim Bahnhof Wauwil befindet sich die der Industriezone zugeteilte ehemalige Glasfabrik. 
Die zentral gelegene „Glasi“ wurde in der Mitte der 1990-er Jahre still gelegt und wird seither 
vom Eigentümer an verschiedene Unternehmen, v.a. im gewerblichen Bereich wie Pneuhan-
del, Lastwagenunternehmer, Büros, aber auch für Freizeiteinrichtungen (Dartroom) vermie-
tet. Diese Aktivitäten sind zwar nicht zonenkonform (bei einer strengen Interpretation des 
Artikels sind nur Nutzungen zulässig, die in keiner anderen Zonen zulässig sind, was bei der 
aktuellen Mietsituation nicht der Fall ist), aber sie generieren für die Eigentümer recht hohe 
Mieteinnahmen. Das 2.7 ha grosse Areal ist durch die vorherigen industriellen Aktivitäten 
teilweise durch Altlasten belastet. Aus diesen Gründen ist für den Eigentümer beim zugleich 
tiefen Bodenpreis eine Arealentwicklung uninteressant. Mit privatrechtlichen, zeitlich nicht 
befristeten Mietverträgen duldet er diese unterschiedlichen, nicht zonenkonformen Nutzun-
gen auf dem Areal. 

Für die Gemeinde Wauwil ist dieser Umstand nicht mehr länger haltbar. Sie möchte dieses in 
Bahnhofsnähe und zentral gelegene Areal einer neuen Nutzung zuführen. Da sie keine öf-
fentlich-rechtlichen Möglichkeiten besitzt und nicht alle Nutzungsänderungen durch eine 
Baubewilligung bewilligt wurden, hat sie nur wenige Möglichkeiten, den Besitzer von einer 
Umnutzung zu überzeugen. Nach langen Verhandlungen mit dem Eigentümer konnte die 
Gemeinde erreichen, dass ein zwei-stufiges Konzeptverfahren durchgeführt wird. So können 
die künftigen Nutzungen, die den Vorstellungen der Gemeinde gemäss Siedlungsleitbild 
(Entwicklung eines Dorfzentrums) aber auch den (Rendite-)Vorstellungen des Eigentümers 
entsprechen, gemeinsam erarbeitet werden. 

 

 
 

Abbildung 7: Prioritäten bei der Arealentwicklung Glasi Wauwil 
Quelle: Gemeinde Wauwil und Vetroreal, Begleitetes Konzeptverfahren Glasi-Areal Wauwil, Planteam S, 2009. 
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Der Fall der Glasi Wauwil ist für viele peripher ländliche Gemeinden exemplarisch: Eine e-
hemalige Industrieproduktion wird stillgelegt, aufgrund der tiefen Bodenpreise, der Altlasten 
und der geringen Nachfrage an Bauplätzen ist eine Umnutzung mit einem begleitenden qua-
litativen Verfahren unattraktiv. Die Gemeinde duldet diesen nicht zonenkonformen Zustand 
(Steuereinnahmen, Arbeitsplätze, weder Konflikte mit der Nachbarschaft noch Lärmproble-
me), ist aber mit der Situation unzufrieden. Ihre Einflussmöglichkeiten sind aufgrund der feh-
lenden Regelung im Bau- und Zonenreglement sehr gering. Sie konnte nur durch Verhand-
lungen erreichen, dass der Eigentümer zusammen mit der Gemeinde das Areal umnutzt111. 
 
Tabelle 2: Zusammenfassung keine öffentlich-rechtliche Regelung 
 

Vorteile ▪ Keine bekannt. 
Nachteil ▪ Die Gemeinde hat, da Zwischennutzungen nicht im Bau- und Zonereglement geregelt sind, nur 

geringe Möglichkeiten zur Einflussnahme. 
▪ Theoretisch könnte die Gemeinde wegen der fehlenden Zonenkonformität rechtliche Schritte 

einleiten. Da durch die Nutzungen Arbeitsplätze geschaffen und Steuererträge generiert werden 
und weil die Gemeinde auf die Kooperation des Eigentümers im Hinblick auf den Umnutzungs-
prozess angewiesen ist, sieht sie von dieser Option ab. 

4.2 Sonderbauzonen: Wolhusen und Zell 

4.2.1 Wolhusen: Sonderbauzone Hackerüti 

  
 

Abbildung 8: Ausschnitt aus dem Teilzonenplan Wolhusen 
 Umzonung von der Sonderbauzone Hackerüti in die Arbeitszone 1 

Quelle: Gemeinde Wolhusen, Zonenplan, Planteam S, 2006. 
 
Bau- und Zonenreglement Gemeinde Wolhusen (LU), Art. 16a Sonderbauzone Hackerüti 
1. Die Sonderbauzone Hackerüti dient der längerfristigen Sicherung der Umfahrungsstras-

se Süd. Befristet bis zur Verwendung dieser Fläche für die Umfahrungsstrasse dient sie 
auch der Realisierung von Gewerbe- und Bürobauten, die nur mässig stören. Wohnun-
gen sind nicht zulässig. 

2. In der Sonderbauzone Hackerüti darf wie folgt gebaut werden:  
Gebäudehöhe: max. 12 m  
Für nicht nutzbare Dachkonstruktionen und technisch bedingte Gebäudeteile sind Mehr-
höhen gestattet. 

                                                 
111 Informationen betreffend Wauwil: Planteam S, Mai bis Juli 2009. 
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3. Die Überbauungsziffer von 0.40 darf nur überschritten werden, wenn im Rahmen des 
Bauprojektes ausgewiesen und gesichert ist, dass die erforderlichen Verkehrs- und Par-
kierungsflächen im Gebäude gesichert sind (Parkgarage, innenliegende Anlieferachsen 
usw.). 

4. Der Gemeinderat erteilt die Baubewilligungen, die maximal bis zum 31. Dezember 2007 
gültig sind. Der Gemeinderat kann auf Antrag der Bewilligungsnehmer die Gültigkeit der 
Baubewilligung unter Bestimmung einer neuen Frist verlängern. Die Fristverlängerung 
bedarf zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung des kantonalen Baudepartements. 

5. Wird die Frist nicht verlängert, so ist das Gelände auf den Zeitpunkt des Ablaufes der 
Frist auf Kosten der Bewilligungsnehmer oder deren Rechtsnachfolger vollständig zu 
räumen. Der Gemeinderat kann in der Baubewilligung die Art der Räumung näher be-
stimmen. Die Baubewilligung wird nur erteilt, wenn die voraussichtlichen Räumungskos-
ten finanziell sichergestellt sind. 

6. Für Gebäude mit lärmempfindlichen Räumen muss vor Erteilung der Baubewilligung 
nachgewiesen werden, dass der Planungswert der ES III eingehalten werden kann. 

7. Wird das Areal der Sonderbauzone Hackerüti nicht mehr für die Realisierung von Ver-
kehrsanlagen benötigt, leitet der Gemeinderat das Verfahren zur Umzonung ein. Nach 
der Genehmigung der Umzonung durch den Regierungsrat kann die Befristung der Bau-
bewilligungen unter allfälligen Auflagen und Bedingungen aufgehoben werden“. 

 

Für die bessere Erschliessung des Entlebuchs plante der Kanton Luzern in der Gemeinde 
Wolhusen eine Umfahrungsstrasse. Die Gemeinde musste deshalb im Rahmen ihrer Nut-
zungsplanung das entsprechende Trassee freihalten. Da der Zeitpunkt des Baubeginns der 
Umfahrungsstrasse nicht bekannt war, entschloss die Gemeinde, Gewerbenutzungen in 
Form von Zwischennutzungen im Sinne einer Art Wirtschaftsförderung für junge, lokale Un-
ternehmen in diesem Areal zuzulassen. Dazu zonte die Gemeinde das Areal vom Übrigen 
Gebiet in die Sonderbauzone Hackerüti im Rahmen einer Teilrevision der Ortsplanung ein. 
Im Wissen, dass die Umsetzung der Umfahrungsstrasse nicht gesichert war, wurden die 
Mass- und Volumenbestimmungen der Sonderbauzone Hackerüti denjenigen der Arbeitszo-
ne angepasst. Die Sonderbauzone Hackerüti wurde zu Beginn der 1990er-Jahre vom Regie-
rungsrat des Kantons Luzern genehmigt. Daraufhin wurden in der Sonderbauzone Hackerüti 
mehrere Gewerbegebäude errichtet. Infolge eines kantonalen Entscheids, die Umfahrungs-
strasse voraussichtlich nicht zu erstellen oder aber ohne Tangierung dieses Areals, wurde 
die Sonderbauzone Hackerüti obsolet. Die bestehenden Nutzungen konnten durch eine wei-
tere Teilrevision der Ortsplanung im Jahre 2006 der Arbeitszone 1 zugeführt werden. Die 
bestehenden Gebäude entsprechen wegen der Anlehnung der Vorschriften der Sonderbau-
zone an die Arbeitszone deren Zonenbestimmungen112. 

                                                 
112 Informationen betreffend Wolhusen: Planteam S, Mai bis Juli 2009 
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4.2.2 Zell: Sonderbauzone Gass 

 

Abbildung 9: Ausschnitt aus dem Teilzonenplan Zell Abbildung 10: Ausschnitt aus dem Siedlungsleitbild 
Zell 

 Umzonung von der Landwirtschaftszone in   Gebiet für Entwicklung Freizeit und Sport 
 die Sonderbauzone Gass 

 Bestehende Sonderbauzone 
 (befristete Bewilligung wird aufgehoben) 
Quelle: Gemeinde Zell, Zonenplan Änderungen, Quelle: Gemeinde Zell, Strategie der räumlichen 
 Planteam S, 2009.  Entwicklung, Planteam S, 2006. 
 

Bau- und Zonenreglement Gemeinde Zell, Art. 9 (25quarter) Sonderbauzone Gass 

1) Die Sonderbauzone Gass ist für den Betrieb eines eine zeitlich befristete Nutzung als 
Sportplatzes bestimmt. 

2) Es sind nur Bauten und Anlagen zulässig, die dem Sport dieser befristeten Nutzung 
dienen: zum Beispiel Spielfeld, Einzäunungen, Club- und Garderobegebäude. 

3) Spätestens nach Ablauf von 15 Jahren nach Inkrafttreten dieser Zonenbestimmung 
[gemäss RRB Nr. 81 vom 20. Januar 1998] ist die entsprechende Zone einer definitiven 
Nutzung zuzuführen. Erfolgt in dieser Zeit keine entsprechende Nutzungsplanänderung, 
so wird der Art. 25 quater automatisch wieder aufgehoben. Die zeitlich befristete Son-
derbauzone wird dann wieder zur Landwirtschaftszone. 

 Gestrichen: Anpassung im Rahmen der aktuellen Teilrevision der Ortsplanung. Der kan-
tonale Vorprüfungsbericht wird auf Ende August 2009 erwartet. 

 

Das Gebiet Gass wurde seit Jahren als Spiel- und Sportfläche gebraucht. Da es der Land-
wirtschaftszone zugeteilt war, war die Nutzung als solche nicht zonenkonform. Die ursprüng-
liche Idee der Gemeinde war, diese Fläche der Zone für Sport- und Freizeitnutzungen zuzu-
teilen. Da die Gemeinde kurz darauf mit einer Dorfkernplanung inkl. Sportplatz beim Schul-
haus beginnen wollte, lehnte der Kanton Luzern eine Zone für Sport- und Freizeitnutzungen 
in diesem Gebiet ab. Da der Bedarf an einem Sportfeld jedoch gegeben war, schied die Ge-
meinde Zell die Sonderbauzone Gass aus, in der aber das Sportfeld auf 15 Jahre befristet 
war. Die Sonderbauzone basierte auf der Idee, dass, falls für die Spiel- und Sportfläche kein 
Bedarf mehr vorhanden ist, das Gebiet wieder der Landwirtschaftszone zugeteilt werden 
kann. Es zeigte sich aber, dass trotz dem mittlerweile im Dorfkern erstellten Sportplatz wei-
terhin Bedarf an einem Sportfeld besteht. Aus diesem Grund nahm die Gemeinde eine Wei-
terentwicklung der Sonderbauzone Gass als Sportfeld in ihr Siedlungsleitbild auf (siehe Ab-
bildung 10). In der aktuellen Teilrevision der Ortsplanung wird deshalb die Sonderbauzone 
Gass einerseits um die östlich angrenzende Parzelle erweitert, andererseits wird die zeitliche 
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Befristung aufgehoben. Der Kantonale Vorprüfungsbericht, der zu dieser Umzonung Stellung 
nimmt, wird auf Ende August erwartet113. 
 
Tabelle 3: Zusammenfassung Sonderbauzonen 
 

Vorteile ▪ Die Nachfolgenutzung und andere Aspekte werden bereits bei der zonenplanerischen Erarbei-
tung der Sonderbauzone geregelt. In Zell wird z.B. die Sonderbauzone entweder einer definitiven 
Nutzung oder ohne Umzonungsverfahren wieder der Landwirtschaftszone zugeführt. So kann 
nach Beendigung der Zwischennutzung auf die Suche einer Nachfolgenutzung (d.h. einer neuen 
Endnutzung) verzichtet werden. 

▪ In Wolhusen wird gemäss Abs. 5 die Baubewilligung nur erteilt, wenn die voraussichtlichen Räu-
mungskosten finanziell sicher gestellt sind. 

▪ In beiden Fällen konnten bereits bei der Erarbeitung der Sonderbauzone allfällige Schwierigkei-
ten (Räumung des Areals in Wolhusen, Umzonung in Zell) beim Ablaufen der Sonderbauzone 
ausgeschlossen werden. 

▪ Beide Sonderbauzonen entsprechen der übergeordneten Gesetzgebung. Wenn auch selten, 
können gem. Art. 14 RPG Bauzonen ausgeschieden werden, für die eine konkrete Nutzung vor-
geschrieben ist. Da die Zonen auf die Zwischennutzungen ausgerichtet sind, sind die Bauten und 
Nutzungen zonenkonform. Zudem kann durch die Befristung der Sonderbauzonen auf ca. 15 
Jahre eine gewisse Planungssicherheit erreicht werden. 

Nachteile ▪ Infolge der Integration der Zwischennutzung als Sonderbauzone in das Bau- und Zonenregle-
ment der Gemeinde dauert das Verfahren (Erarbeitung der Ortsplanung, Mitwirkung und kanto-
nale Vorprüfung, öffentliche Auflage(n), Beschluss an der Gemeindeversammlung und an-
schliessende regierungsrätliche Genehmigung) recht lange. V.a. bei Zwischennutzungen, die von 
kurzer Dauer sind, kann sich dies als nachteilig erweisen, da die Gefahr besteht, dass zum Zeit-
punkt der Bewilligung der Sonderbauzone der Bedarf an Zwischennutzungen nicht mehr gege-
ben ist. 

▪ Zell: Es ist nicht geregelt, was mit den Bauten im Falle der Auszonung der Parzelle geschehen 
würde. Sie wären dann gemäss Art. 24ff. RPG zonenfremd. 

4.3 Zwischennutzungen in kommunalen Baureglementen: Thun, 
Burgdorf und Aarau 

4.3.1 Thun und Burgdorf: Übergangsnutzungen 

  
 

Abbildung 11: Zwischennutzungen in Burgdorf (links) und Thun (rechts) 
 
Baureglement Stadt Burgdorf, Art. 45 Übergangsnutzungen und Baureglement der Stadt 
Thun, Art. 25 Übergangsnutzungen 
1 Für zonenfremde Nutzungen in den Bauzonen (gemäss Art. 41 bis 44 BR) sowie in den 

Zonen für besondere baurechtliche Ordnungen (gemäss Art. 51 und 52 BR) kann eine 
                                                 
113 Informationen betreffend Zell: Planteam S AG, Mai bis Juli 2009. 
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Bewilligung zur Übergangsnutzung für maximal 5 Jahre erteilt werden. Es müssen dazu 
mindestens folgende Bedingungen erfüllt sein: 

 – die Nutzung und das Bauprojekt müssen auf maximal 5 Jahre ausgelegt sein; 
 – der Rückbau muss einfach erfolgen können; 
 – der Rückbau muss in Form eines Vertrages zwischen der Gemeinde und den Be-

willigungsnehmenden oder mittels einer Erfüllungsgarantie finanziell sichergestellt 
sein; 

 – die entstehenden Immissionen müssen zonenkonform sein; 
 – bei Wohnungen müssen die wohnhygienischen Voraussetzungen erfüllt sein. 
2 Die Gültigkeit der Übergangsnutzung kann um 2 Jahre auf maximal 7 Jahre verlängert 

werden. 
 

Die Gemeinden Burgdorf, Thun und Langenthal erarbeiteten gemeinsam mit dem Amt für 
Gemeinden und Raumordnung des Kantons Bern eine neue kommunale Musterbauordnung, 
deren Ziel die ebenbürtige Behandlung von qualitativen und quantitativen Kriterien war. Die-
sem Ziel lag die Idee zugrunde, dass durch vermehrte Interessensabwägungen raumplane-
risch bessere Lösungen zu erreichen sind als durch das strikte Einhalten exakter Masse. 
Dieser Überzeugung folgend und aufgrund damals aktueller Zwischennutzungen (so wollten 
in Burgdorf etliche Freikirchen Bauten in Industriezonen als Kultusräume mieten, in Thun war 
ein Grossverteiler interessiert, in einem leer stehenden Industrieareal nahe des Stadtzent-
rums während einigen Jahren eine Filiale zu eröffnen), nahmen Thun und Burgdorf 2002 
resp. 2005 den Artikel „Übergangsnutzungen“ in ihren Baureglementen auf114. 

Ziel der Übergangsnutzungen (der Entscheid fiel auf den Begriff Übergangsnutzung anstatt 
Zwischennutzung, da er weniger negative Konnotationen auslöst) ist „die zonenfremde Nut-
zung von Gebieten, die noch nicht für eine Neunutzung oder Überbauung reif sind – z.B. die 
kulturelle Nutzung einer Industriebrache oder die Freizeitnutzung einer unüberbauten Wohn-
zone“115. Bauten und Anlagen, die zum Zeitpunkt der Zwischennutzung nicht vollumfänglich 
den Bauvorschriften entsprechen, müssen, falls die Zwischennutzung zur einer definitiven 
Nutzung wird, bei der definitiven Baubewilligung sämtliche baupolizeilichen und zonenrecht-
lichen Auflagen erfüllen. 

Die Aufnahme dieses allgemein gehaltenen Artikels lässt eine gewisse Flexibilität bei der 
Bewilligung von Zwischennutzungen zu, da er nicht auf eine bestimmte, zum Zeitpunkt der 
Erarbeitung des Baureglements aktuelle Zwischennutzung ausgerichtet ist. Dies ist v.a. für 
die Stadt Burgdorf wichtig, die ein sehr grosses Wachstumspotenzial aufweist: So stehen im 
kommenden Jahrzehnt mehrere grosse Arealentwicklungen an, die ein Potenzial für Woh-
nungen und Dienstleistungsbetriebe von mehreren 100’000 m2 aufweisen. Diese aktuell als 
Industrie- und Gewerbeflächen genutzten Gebiete werden zwar alle ungefähr gleichzeitig 
frei, können aber nicht alle zur selben Zeit überbaut werden. Zwischennutzungen sind in die-
sen Arealen deshalb sehr wichtig. Dies erlaubt den Behörden und Eigentümern, während der 

                                                 
114 Baureglement mit Kommentar der Stadt Thun,  
http://www.thun.ch/fileadmin/behoerden/planungsamt/media/pdf/baureglement_2002.pdf, 2002. 
115 Baureglement mit Kommentar der Stadt Burgdorf,   
http://www.burgdorf.ch/uploads/tx_userdocument/Baureglement_mitKommentar-neu.pdf, 2005, Art. 45. 
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Dauer der Zwischennutzung (maximal sieben Jahre) ein neues, qualitativ hoch stehendes 
Nutzungskonzept zu entwickeln116. 

Bei der (Bau-)bewilligung von Zwischennutzungen müssen die Bauvorschriften so weit als 
möglich eingehalten werden. Gemäss den Kommentaren zu den Baureglementen Burgdorf 
und Thun sind auch nicht zonenkonforme Zwischennutzungen zugelassen. Da beide Bau-
reglemente vom Kanton Bern genehmigt wurden, kann davon ausgegangen werden, dass er 
auch nicht zonenkonforme Zwischennutzungen zulässt. 

4.3.2 Torfeld Süd Aarau 

  
 

 

Abbildung 12: Ausschnitt aus dem Zonenplan Aarau 
 Industriezone Torfeld Süd 
 Gebiet Torfeld Süd (nicht Inhalt des Zonenplans) 

Quelle: Stadt Aarau, Zonenplan, 2007. 
 
Bau- und Nutzungsordnung für das Gebiet Torfeld Süd, Stadt Aarau, § 30ter Spezialzone 
Torfeld Süd Abs. 3, Stand: öffentliche Auflage, Beschluss durch den Stadtrat voraussichtlich 
im Winter 2009. 
Der Stadtrat kann für bestehende Bauten Zwischennutzungen bewilligen. Zwischennutzun-
gen dürfen von der für das Baufeld festgelegten Nutzung abweichen. Die Bewilligung ist an-
gemessen zu befristen, längstens jedoch auf 10 Jahre“. 
 

                                                 
116 Informationen betreffend Thun von Guntram Knauer, Leiter Stadtplanungsamt Thun und Ruedi Tschan, Bauin-
spektor Thun (Gespräch am 10. Juni 2009), Informationen betreffend Burgdorf von Peter Hänsenberger, Leiter 
Stadtentwicklung Burgdorf (Gespräch am 25.Juni 2009). 
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Das Gebiet Torfeld Süd weist die höchste Dichte an Zwischennutzungen in der Stadt Aarau 
auf und ist ausführlich dokumentiert, an dieser Stelle sei auf die an der Fachhochschule für 
Technik Rapperswil entstandene Abschlussarbeit Zone de l’imaginaire – Labor der Wün-
sche: Vom Potenzial der Zwischennutzung im südlichen Bahnhofsgebiet Aarau verwiesen117. 

Das Gebiet Torfeld Süd ist der Industriezone (§ 23 Bau- und Nutzungsordnung Aarau) zuge-
teilt. Zulässig sind industrielle und gewerbliche Betriebe sowie „betriebs- und unternehmens-
zugehörige Verwaltungs-, Forschungs- und technische Räume sowie Wohlfahrtseinrichtun-
gen“. Ein Teil der sich in diesem Areal befindenden Zwischennutzungen (Skate- und Kletter-
zentrum, islamische und hinduistische Zentren, Bars, Kunstausstellungen etc.) sind somit 
nicht zonenkonform. Rund 75 % der Fläche werden an Zwischennutzer vermietet. Im Rah-
men der aktuellen Arealentwicklung (angedacht sind ein Sportstadion und Wohnnutzungen) 
finden die Zwischennutzungen keinen Platz mehr. Für einige Zwischennutzungen, wie z.B. 
die bekannte Skate- und Kletterhalle) konnten permanente Lösungen gefunden werden, an-
dere sollen weiterhin bestehen bleiben können, indem die Stadt in den bestehenden § 30ter 
Spezialzone Torfeld Süd einen neuen Abs. 3 einfügt, der Zwischennutzungen auf maximal 
10 Jahre beschränkt118. 
 
Tabelle 4: Zusammenfassung Zwischennutzungen in kommunalen Baureglementen 
 

Vorteile ▪ Die Aufnahme von Zwischennutzungen in Baureglementen mit klaren Konditionen gibt Behörden, 
Eigentümern und Zwischennutzern eine grösstmögliche Planungssicherheit. 

▪ Thun und Burgdorf lassen in sämtlichen Bauzonen Zwischennutzungen zu, gemäss Kommentar 
in dem Baureglementen auch nicht zonenkonforme. Emissionen wie z.B. Lärm müssen aber zo-
nenkonform sein um nachbarschaftliche Konflikte zu minimieren. Diese Regelung ist v.a. für 
Wohnzonen wichtig, wo tiefere Lärmempfindlichkeitsstufen gelten. Gemäss der Stadt Burgdorf 
fanden sämtliche Zwischennutzungen, die bis jetzt bewilligt wurden, in Arbeitszonen statt. Nach-
barschaftliche Konflikte in Wohnzonen betreffend Lärm und zonenfremden Nutzungen gab es 
daher noch nicht. 

▪ Die Befristung von Zwischennutzungen auf maximal sieben (Burgdorf und Thun) resp. zehn 
Jahre (Aarau) bewirkt, dass diese nicht interessanter werden als herkömmliche Nutzungen, die 
sämtliche Bedingungen einer Baubewilligung erfüllen müssen. 

▪ Die dem Artikel zugrunde liegende Idee, vermehrt qualitative anstatt nur quantitative Kriterien bei 
Planungen und Baubewilligungen anzuwenden, weist auf eine innovative Betrachtung von 
Raumplanung hin: Die der Raumordnung zugrunde liegenden Instrumente sollen dynamischer 
werden und sich den zeitlichen Veränderungen besser anpassen können. Ziel der Raumplanung 
soll weniger das Festhalten an Zonenvorschriften sein sondern die Ermöglichung dynamischer 
räumlicher Prozesse im Sinne von Stadt-Kreisläufen119, d.h. die Aneignung von Räumen, Abkehr 
von ebendiesen, erneute Aneignung durch andere Nutzer in bestehenden Bauen und Anlagen. 

▪ Der allgemein gehaltene Artikel, der jedoch trotzdem die wichtigsten Bedingungen regelt, erlaubt 
bei der Bewilligung der Zwischennutzung das Eingehen auf den Einzelfall. 

▪ Die Behörden haben eine öffentlich-rechtliche Regelung, auf die sie sich, sollte Bedarf bestehen, 
berufen können. 

Nachteil ▪ Die Integration eines Artikels im Baureglement, der Zwischennutzungen in sämtlichen Bauzonen 
zulässt, kann wegen dem Verfahren eher lange dauern. Falls während dem Genehmigungspro-
zess Anfragen zur Bewilligung von Zwischennutzungen vorgelegen hätten, hätte das Risiko be-
standen, dass sie bei der Genehmigung des Baureglements nicht mehr aktuell gewesen sind. 

 

                                                 
117 Angst, zone de l’imaginaire - Labor der Wünsche: Vom Potential der Zwischennutzung im südlichen Bahn-
hofsgebiet Aarau, 2003. 
118 Informationen betreffend Aarau von Beat Hotz, Stadtbauamt Aarau (Gespräch am 28. Mai 2009). 
119 In Anlehnung an Sieverts, siehe auch Raffestin, Pour une géographie du pouvoir, Paris, Litec, 1980. 
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4.4 Gewerbeflächen durch Zwischennutzungen beleben: Altstadt 
Burgdorf 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 13: Leer stehende Gebäude in Dorfkernen 
links: Randa VS, rechts: Oberstadt Burgdorf 
 

Der Grossteil der Bauten, die zur Gebietskategorie leer stehende Wohn- und Gewerbebau-
ten gehören, befindet sich in den Dorfkernen kleiner, ländlicher Gemeinden. Wegen der ak-
tuellen Entwicklungen im Detailhandel („Lädelisterben“, Discounter, Einkaufszentren auf der 
grünen Wiese oder in Arbeitszonen) sind sie beachtlichen Veränderungen unterworfen und 
verlieren schlussendlich so ihre Zentralität. So weisen gemäss einer Umfrage in 150 kleine-
ren und mittleren Orten der Schweiz über 70 % aller befragten Gemeinden mit weniger als 
4’000 Einwohnern leer stehende Ladenlokale in der Hauptgasse auf120. Um zu verhindern, 
dass Nutzungen mit einer oftmals negativen Konnotation (Kebabstände, Videoverleihs, 1 
Euro-Läden etc.) diese Flächen besetzen, sind gemeinsam von Behörden und Eigentümern 
geförderte Zwischennutzungen eine Option. 

Der Ansatz des Netzwerks Altstadt in Burgdorf121 geht in eine ähnliche Richtung. Der Unter-
schied liegt darin, dass es permanente Lösungen sucht anstatt die Bauten mit Zwischennut-
zungen temporär zu belegen. Es hat unterschiedliche Methoden entwickelt, um die optimale 
Nutzung einer Baute zu eruieren und sie dann entsprechend zu sanieren. 

Falls der Eigentümer z.B. keine Sanierung der Baute durchführen möchte, kann er auch mit 
demselben Ansatz seinem Gebäude entsprechende Zwischennutzungen suchen. Für die 
Behörden ist eine Beteiligung insofern interessant, als dass sie dann direkten Einfluss auf die 
Belebung des Dorfkerns nehmen können. Diese Option wird auch in Burgdorf angewendet. 
So wird z.B. die Berner Fachhochschule in der Altstadt während einigen Wochen in einem 
ehemaligen Geschäftshaus ein „Stadtlabor“ einrichten, in dem Studenten Konzepte zur 
nachhaltigen Entwicklung der Burgdorfer Altstadt entwickeln. Die Altstadt wird so wirkungsin-
tensiv mit neuem, jungem Leben gefüllt122. Eine kantonale Institution wird zum Zwischennut-
zer, was im schwierigen Umfeld der Altstadt als positives Zeichen verstanden werden kann. 
 

                                                 
120 Weidmann, Schweizer Altstädte: Zukunft als Wohnviertel?, TEC 21 40, Zürich, 2008, S. 24. 
121 www.netzwerk-altstadt.ch. 
122 Informationen betreffend Netzwerk Altstadt von Urs Brülisauer (Gespräch am 10. Juli 2009). 
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Tabelle 5: Zusammenfassung Gewerbeflächen durch Zwischennutzungen beleben 
 

Vorteil ▪ Durch das gemeinsame Suchen von möglichen Zwischennutzungen durch die Behörden, Eigen-
tümer und Fachpersonen können dem Ort entsprechende Nutzungen gefunden werden. 

Nachteile ▪ Die Initiative muss von der Gemeinde und den Eigentümern kommen. Sie müssen Zwischennut-
zungen aktiv fördern wollen, was nicht immer der Fall ist. 

▪ Falls eine zonenfremde Nutzung sich als die beste Zwischennutzung erweist und diese nicht im 
Baureglement zugelassen sind, müssen sich die Behörden überlegen, ob sie diesen Konflikt mit 
der übergeordneten Gesetzgebung eingehen. 

4.5 Fazit: Diverse Bewilligungsmöglichkeiten für Zwischennutzungen 
Ziel dieses Kapitels ist das Aufzeigen einiger bereits umgesetzter Lösungsansätze für die 
Bewilligung von Zwischennutzungen. Es zeigt, dass Zwischennutzungen mittlerweile in Ge-
meinden unterschiedlicher Grösse als Möglichkeit gehandhabt werden, um Leerstände in 
Bauten, Anlagen und Arealen bis zu deren Umnutzung zu überbrücken. Die Massnahmen, 
die ebenfalls in peripher ländlichen Gemeinden zur Anwendung kommen könnten, dienen als 
Grundlage für die Vorschläge für die Handhabung von Zwischennutzungen in Funktion ihrer 
Art und Örtlichkeit. Durch die Auflistungen, die die wichtigsten Vor- und Nachteile der einzel-
nen Ansätze schematisch zusammenfassen, wird ersichtlich, welche Aspekte bei den Hand-
lungsvorschlägen beachtet werden müssen. 

Das Kapitel belegt, dass sich auch kleinere Städte und Gemeinden seit einigen Jahren in-
tensiv mit Zwischennutzungen auseinandersetzen. Zwischennutzungen erlauben ihnen, län-
ger andauernde Umnutzungsverfahren durchzuführen, um qualitativ hochwertige Lösungen 
zu finden und Entwicklungsgebiete etappenweise zu überbauen, ohne dass der Eigentümer 
auf Mietzinsen verzichten oder eine Verwahrlosung des Areals hinnehmen muss. Die be-
handelten Beispiele zeigen ebenfalls auf, dass Zwischennutzungen von den kantonalen Be-
hörden als bewilligungsfähig betrachtet werden und mit den übergeordneten Gesetzen über-
einstimmen. Der Kanton Bern hat sogar in den Fällen von Burgdorf und Thun Artikel geneh-
migt, die zonenfremde Bauten zulassen, dies im direkten Gegensatz zum RPG. 

Weiter sind folgende grundsätzliche Aspekte aufgefallen, die für das Formulieren von Mass-
nahmen zur Instrumentalisierung von Zwischennutzungen im peripher ländlichen Raum von 
Bedeutung sind: 

▪ Der Grossteil der untersuchten Beispiele beruht auf Zwischennutzungen in ehemaligen 
Industriearealen. Nur das Beispiel der Sonderbauzone für Spiel- und Sportflächen in Zell 
kann in der Kategorie Frei- und Grünflächen angesiedelt werden, das Beispiel der Alt-
stadt Burgdorf in der Kategorie Wohn- und Gewerbebauten. Dies widerspiegelt die aktu-
elle Situation betreffend Zwischennutzungen in der Schweiz: Der Grossteil der Zwi-
schennutzungen findet aktuell in der Gebietskategorie Industrieareale statt. Im Hinblick 
auf die demografischen und wirtschaftlichen Entwicklungen in peripher ländlichen Räu-
men werden Zwischennutzungen in den Gebietskategorien Wohn- und Gewerbebauten 
sowie Grün- und Freiflächen steigen. Lösungsansätze für diese beiden Gebietskatego-
rien sind deshalb ebenso wichtig wie für Industrieareale. 

▪ Die Gemeinden, in denen die untersuchten Zwischennutzungen stattfinden, sind einer 
öffentlich-rechtlichen Regelung von Zwischennutzungen grundsätzlich positiv eingestellt. 
Eine öffentlich-rechtliche Regelung von Zwischennutzungen lohnt sich, da eine höhere 
Planungs- und Rechtssicherheit für alle Beteiligten entsteht. Das Beispiel der Glasi 
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Wauwil beweist, dass das Finden einer Lösung ohne zonenrechtliche Regelung schwie-
rig und dementsprechend zeit- und kostenaufwändig ist. 

▪ Die untersuchten Beispiele sind alle in der „öffentlich-rechtlichen Lösungsecke“ anzusie-
deln. Die Aufnahme eines Artikels in das Baureglement, der Zwischennutzungen in sämt-
lichen Bauzonen zulässt, weist am meisten Vorteile auf. Dies ist ein umfassender Lö-
sungsansatz, der sich v.a. dann lohnt, wenn auf mehreren grossen Arealen wegen Um-
nutzungsprozessen Zwischennutzungen absehbar sind (z.B. Burgdorf). Falls Zwischen-
nutzungen nur in bestimmten Gebieten (z.B. Industriezonen) erwünscht sind, ist die Auf-
nahme eines Artikels betreffend Zwischennutzungen, der diese nur in bestimmten Bau-
zonen zulässt, sinnvoll (z.B. Aarau). Auch das Zulassen nicht zonenkonformer Zwi-
schennutzungen ist möglich, solange die Lärmempfindlichkeitsstufe der angrenzenden 
Zonen eingehalten wird (Burgdorf und Thun). 

▪ Die Aufnahme von Zwischennutzungen in das kommunale Baureglement ist v.a. dann 
sinnvoll, wenn die Gemeinde Zwischennutzungen nach möglichst einheitlichem Muster 
regeln möchte. Anlass zur Auseinandersetzung mit Zwischennutzungen kann ein konkre-
ter Fall sein oder aber das Wissen, dass Zwischennutzungen in absehbarer Zeit aktuell 
werden. Falls die Gemeinde eine Zwischennutzung bewilligen muss und keine entspre-
chende zonenrechtliche Regelung bereits vorhanden ist, sind einfachere, in kürzerer Zeit 
abzuwickelnde Verfahren notwendig. Entsprechende Vorschläge werden im Kapitel 6 for-
muliert. 

▪ Sonderbauzonen sind dann eine Option, wenn Zwischennutzungen nur in einem be-
stimmten Gebiet (und nicht in einer bestimmten Bauzone) erwünscht sind. Die Nutzungs-
bestimmungen einer Sonderbauzone sind auf die konkrete Zwischennutzung und die an-
schliessende Endnutzung ausgerichtet. Dies ermöglicht der Gemeinde, die aus ihrer 
Sicht relevanten Aspekte der Zwischennutzung öffentlich-rechtlich festzusetzen (Zell: au-
tomatischen Auszonung in die Landwirtschaftszone, Wolhusen: finanzielle Regelung des 
Rückbaus bei Beendigung der Zwischennutzung oder Zuweisung in die Arbeitszone). 
Sonderbauzonen sind v.a. dann zweckmässig, wenn die Zwischennutzung mehrere Jah-
re dauert, um zu verhindern, dass sie zum Zeitpunkt der Bewilligung nicht mehr aktuell 
ist. 

▪ Zwischennutzungen dürfen die bestehende Zonenordnung, die auf die Herstellung eines 
dauerhaften Zustands mit einer hohen Planungssicherheit, die haushälterische Nutzung 
des Bodens sowie die geordnete Besiedlung des Landes ausgerichtet ist, nicht unterlau-
fen. Die zeitliche Befristung einer Zwischennutzung ist deshalb wichtig und richtig. 
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5 Ein Blick über die Grenze nach Deutschland: 
Zwischennutzungen sind gemäss BauGB zugelassen 

5.1 Ausgangslage 
In der Einleitung wird die raumplanerische Herausforderung, die immer häufiger vorkom-
menden Leerstände in Bauten, Anlagen und Arealen zu füllen, erwähnt. Als Ursache wird der 
gesell- und wirtschaftliche Wandel angegeben. Aus raumplanerischer Sicht gilt es, diese 
Leerstände – meistens innerhalb des Siedlungsgebiets und dementsprechend oftmals zent-
ral gelegen – durch geeignete Massnahmen wieder in den Siedlungskörper zu integrieren. 
Zwischennutzungen gelten als Massnahme, diese Leerstände temporär zu überbrücken. 

Da die Situation bezüglich Leerstände in Bauten, Anlagen und Arealen in Deutschland akuter 
als in der Schweiz ist, gibt es eine entsprechend grössere Vielfalt an Massnahmen für die 
Handhabung von Zwischennutzungen. Um Vorschläge für die Instrumentalisierung von Zwi-
schennutzungen in peripher ländlichen Räumen formulieren zu können, wird mit dem Ziel, 
die dortigen Massnahmen auf „Schweizer Tauglichkeit“ zu prüfen, ein Blick über die Grenze 
gemacht. 

Im Anschluss an die Präsentation der verschiedenen Massnahmen wird diskutiert, welche 
auch in der Schweiz Anwendung finden könnten. Da sich die schweizerische und die deut-
sche Ausgangslage jedoch deutlich unterscheiden, wird in einem ersten Abschnitt die In-
strumentalisierung von Zwischennutzungen in Deutschland in einem erweiterten sozial- und 
wirtschaftspolitischen Kontext betrachtet. 

5.1.1 Wiedervereinigung Deutschlands: Schrumpfungslandschaften entstehen 

Mit dem Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland 
am 3. Oktober 1990 begann der Wechsel von der sozialistischen zur kapitalistischen Wirt-
schaft. Seit dem Übergang zur Marktwirtschaft ist in den fünf neuen Bundesländern Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen ein bis heute 
andauernder Verlust an Bevölkerung und Arbeitsplätzen zu verzeichnen.  

Die Gründe für die seit der Wende andauernde Abwärtsspirale können in eine ökonomische, 
demografische sowie infrastrukturelle resp. kulturelle Dimension zusammengefasst werden: 

▪ Demografische Dimension: überdurchschnittlicher Bevölkerungsrückgang, negativer 
Wanderungssaldo, zunehmende Überalterung, rückläufige Bedeutung von jungen Haus-
halten und Familien 

▪ Ökonomische Dimension: überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit, Bedeutungsverlust des 
Industriesektors 

▪ Infrastrukturelle resp. kulturelle Dimension: abnehmendes Angebot an Ausbildungsmög-
lichkeiten, geringe Möglichkeiten der Freizeitgestaltung123. 

Weder sozial- noch wirtschaftspolitische Massnahmen konnten diese Abwärtsspirale in den 
ehemaligen ostdeutschen Bundesländern bremsen. Die räumlichen Auswirkungen dieser 
andauernden Emigration sind offensichtlich: Die verlassenen Wohnbauten und still gelegten 
                                                 
123 Köppen, Demographischer Wandel und Stadtentwicklung, Vorreiter Ostdeutschland?,  
http://www.eaue.de/Promode/Koeppen.pdf, Universität Koblenz-Landau, 2006. 
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Industrieareale steigen kontinuierlich. So stehen mittlerweile in den neuen Bundesländern 
durchschnittlich 14.4 % aller Wohnungen leer (zwischen 8.8 % in Mecklenburg-Vorpommern 
und 17.7 % in Sachsen-Anhalt)124. 

Die bisherigen raumplanerischen Instrumente der städtebaulichen Sanierungs- und Entwick-
lungsmassnahmen können die Probleme der stetig zunehmenden Leerstände nicht behe-
ben. Es fehlt an Anreizen und Nachfrage für die Vermietung von Wohnungen und Industrie-
arealen. Um diesen „Schrumpfungslandschaften“125 entgegen zu wirken, entstanden ver-
schiedene Programme mit dem Ziel, diesen Negativtrend zu verlangsamen resp. stoppen. 
Die Raumplanungsbehörden haben mit den bekannten Instrumenten und den ihnen zur Ver-
fügung stehenden finanziellen Mitteln nicht genügend Möglichkeiten, die strategische Steue-
rung der vorhandenen Flächenpotenziale zu übernehmen126. 

Gleichzeitig entstand, v.a. in grösseren Städten wie z.B. Berlin, eine stetig steigende Nach-
frage an freiem und preiswertem Raum für Zwischennutzungen (Gründe für Zwischennut-
zungen aus Sicht der Zwischennutzer siehe Kapitel 2.3.3). So verfestigte sich um die Jahr-
tausendwende die Überzeugung, dass die Behörden aufgrund der angespannten finanziellen 
Lage die Verwertung dieser leer stehenden Flächen zwar nicht selber übernehmen, diese 
aber durch Kooperationen mit Zwischennutzern temporär neuen Nutzungen zuführen kön-
nen. 

Diese Entwicklungen führten schliesslich zu einer Verlagerung von konventionellen Pla-
nungsinstrumenten hin zu einer integrierten Stadtentwicklung, die Zwischennutzungen aus-
drücklich als Chance sieht. 

5.1.2 Änderungen im Deutschen Baugesetzbuch 

Da anfangs des neuen Jahrtausends das Deutsche Baugesetzbuch127 aufgrund des Europa-
rechtsanpassungsgesetzes Bau Ergänzungen zur Umsetzung der EU-Richtlinie128 über die 
Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Planungsvorhaben angepasst werden muss-
te129, wurden zeitgleich weitere Änderungen vorgenommen. Das von der Bundesrepublik 
erlassene BauGB regelt die örtliche Planung und entspricht in etwa den schweizerischen 
Baureglementen. Neben diversen Aktualisierungen und Ergänzungen wurden mehrere Arti-
kel als Antwort auf die oben beschriebenen Tendenzen integriert130: 

▪ Dritter Teil, §§ 171a – 171d: Stadtumbau: „Stadtumbaumassnahmen sind Massnahmen, 
durch die in von erheblichen städtebaulichen Funktionsverlusten – wie dauerhaftes Ü-
berangebot an baulichen Anlagen für bestimmte Nutzungen, namentlich für Wohnzwecke 
– betroffenen Gebieten Anpassungen zur Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Struk-

                                                 
124 Franz, Wohnungsleerstand in Ostdeutschland: differenziertere Betrachtung notwendig, http://www.schader-
stiftung.de/docs/franz_iwh_wiwo_11_2001.pdf, Wirtschaft im Wandel (38) S. 263-267, Institut für Wirtschaftsfor-
schung Halle, Halle, 2001, S. 264. 
125 Köppen, Kommunen und demografischer Wandel in, Deutschland – regionale Muster, 
http://www.springerlink.com/content/j040g9402q03j481/, Universität Koblenz Landau, 2008, S. 1. 
126 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 23-24. 
127 Baugesetzbuch Deutschland (BauGB), http://www.bauordnungen.de/Baugesetzbuch.pdf oder Beck-Texte im 
dtv, München, 2005. 
128 Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien (Europarechtsanpassungsgesetz Bau – EAG 
Bau), http://www.bgblportal.de/BGBL/bgbl1f/bgbl104s1359.pdf. 
129 Baugesetzbuch Deutschland (BauGB), S. XXVIII. 
130 Alle Änderungen im BauGB siehe Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien (Europa-
rechtsanpassungsgesetz Bau – EAG Bau). 
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turen vorgenommen werden“131. Infolge des Bevölkerungsrückgangs in den neuen Bun-
desländern besteht v.a. ein Überhang an Wohnungen. Städtebauliche Funktionsverluste 
(Schliessung von Kindergärten, Schulen und Einkaufsmöglichkeiten innerhalb des Quar-
tiers, sozialer Zusammenhalt etc.) sind die Folgen. Massnahmen im Wohnumfeld und 
Modernisierungen der Wohnungen können diese Leerstände und andere Missstände 
nicht beheben. Die einzige Option ist deshalb in vielen Gemeinden der Abriss von Plat-
tenbautenquartieren. Ziel ist der Rückbau von 300’00 bis 400'000 Wohnungen, was rund 
einem Drittel des gesamten Leerstands in den neuen Bundesländern entspricht. So wird 
z.B. der Rückbau von Wohnungen gefördert, indem die Wohnungseigentümer einen Zu-
schuss in der Höhe von durchschnittlich 60 €/m2 zurückgebauter Wohnfläche vom Bund 
und vom Bundesland bekommen132. 

▪ Vierter Teil, § 171 e Soziale Stadt: „Massnahmen zur Stabilisierung und Aufwertung von 
durch soziale Missstände benachteiligte Ortsteile oder andere Teile des Gemeindege-
biets, in denen ein besonderer Entwicklungsbedarf besteht. Soziale Missstände in die-
sem Sinne sind insbesondere gegeben, wenn ein Gebiet aufgrund der Zusammenset-
zung und wirtschaftlichen Situation der darin lebenden und arbeitenden Menschen erheb-
lich benachteiligt ist“133.  

▪ § 9 Inhalt des Bebauungsplans, Abs. 2, auch „Baurecht auf Zeit“ genannt, lässt die Bewil-
ligung von Zwischennutzungen zu: 

 „(2) Im Bebauungsplan kann in besonderen Fällen festgesetzt werden, dass bestimmte 
 der in ihm festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen nur 
 1) für einen bestimmten Zeitraum zulässig oder 
 2) bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig oder unzulässig sind. 
 Die Folgenutzung soll festgelegt werden“ 134. 

Die Aufnahme dieser Artikel im BauGB belegt auf, dass sich das Verhältnis der Raumpla-
nung, die ursprünglich auf eine geordnete Besiedlung des Landes ausgerichtet war, sich hin 
zu einer Raumplanung, die auch soziale Missstände lindern soll, bewegte. Vor allem die Auf-
nahme des Stadtumbaus und der sozialen Stadt in das BauGB beweisen diesen Wandel. 
Zeitgleich geht aber auch die Erkenntnis einher, dass diese Missstände nicht innert kurzer 
Zeit gelöst werden können. Es müssen auch andere, flexible Massnahmen angewendet wer-
den, um diese Entwicklungstendenzen zu verlangsamen.  

5.2 Zwischennutzungen in Deutschland: Die Massnahmen 
Die Einleitung zeigt, dass die herkömmlichen Planungsinstrumente nicht genügend weit grei-
fen, um die Leerstände reduzieren zu können und dass die Raumplanungsbehörden aus 
diesem Grund diverse innovative Massnahmen entwickelten, u.a. auch mit Zwischennutzun-
gen, um diese Leerstände wenigstens temporär füllen zu können. Sie sind in diesem Kapitel 
zusammengefasst. Massnahmen, die ebenfalls auf peripher ländliche Gemeinden in der 
Schweiz übertragbar sind, werden im Anschluss an diese Übersicht, die auf den Publikatio-

                                                 
131 Baugesetzbuch Deutschland (BauGB), S. XXXVIII. 
132 Bundestransferstelle Stadtumbau Ost,   
http://www.stadtumbau-ost.info/index.php?request=/service/glossar/glossar.php.  
133 Baugesetzbuch Deutschland (BauGB), S. XXXVIII. 
134 Baugesetzbuch Deutschland (BauGB), S. 20. 
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nen Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzungen135 und Zwischennutzungen 
und Nischen im Städtebau als Beiträge für eine nachhaltige Stadtentwicklung136 basiert, nä-
her erläutert. Es wird ebenfalls untersucht, für welche Gebietskategorien sich die verschie-
denen Massnahmen besonders eignen. Um einen möglichst vollständigen Überblick über die 
Instrumentalisierung von Zwischennutzungen in Deutschland zu bekommen, werden auch 
Massnahmen, die bereits in der Schweiz angewendet werden, ebenfalls aufgeführt. Da im 
vorhergehenden Kapitel über die Instrumentalisierung von Zwischennutzungen in der 
Schweiz das Hauptgewicht auf den öffentlich-rechtlichen Ansätzen liegt, werden in diesem 
Kapitel die eher innovativen Lösungsansätze, die in der Schweiz noch weniger resp. nicht 
verbreitet sind, näher betrachtet (in der Tabelle 6 fett und kursiv gekennzeichnet). 

 
Tabelle 6: Übersicht: Die deutschen Massnahmen zur Handhabung von Zwischennutzungen 
Quellen: Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 160-171 und 
Schlegelmilch/Baumgart/Bembennek/Ackermann/Söpper, Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau als 
Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung, 2008, S. 97-100. 
 

Beschrieb Mass-
nahme 

 

Art der Mass-
nahme 

 

Fo
rm

el
l 

M
at
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ie

ll 

A
nd

er
s 

Örtlichkeit, 
in der 
Mass-
nahme 
häufig 
angewen-
det wird 

Baurecht auf 
Zeit  

Gem. § 9 Abs. 2 BauGB (siehe Anhang 2) können 
Zwischennutzungen in Bebauungsplänen geregelt 
werden, wobei aber auch die nachfolgende, d.h. 
endgültige Nutzung definiert werden muss. So kann 
aus planungsrechtlicher Sicht ein vollständig geord-
netes Verfahren für die Handhabung von Zwischen-
nutzungen ermöglicht werden. Beim Baurecht auf 
Zeit müssen die Grundsätze des BauGB eingehalten 
werden und die im Bebauungsplan aufgeführten 
Bestimmungen hinreichend konkret sein. Fristen 
müssen entweder kalendarisch definiert werden oder 
anhand von objektiv feststellbaren Umständen be-
stimmt werden können. 
Zwischennutzungen können aber auch durch eine 
befristete Befreiung von den Festsetzungen des 
Bebauungsplans gem. § 31 Abs. 2 BauGB zugelas-
sen werden (siehe Anhang 2)137. 

 X  ▪ Indust-
rieareale 

▪ Wohn- 
und Ge-
werbe-
bauten 

Bebauungsplan 
der Innenent-
wicklung 

Infolge der Einführung des beschleunigten Verfah-
rens können auch Bebauungspläne der Innentwick-
lung nach § 13a BauGB (siehe Anhang 2) für Zwi-
schennutzungen zügig und ohne formalisierte Um-
weltprüfung und mit konzentrierten Verfahrensschrit-
ten erlassen werden. 

 X  ▪ Indust-
rieareale 

▪ Wohn- 
und Ge-
werbe-
bauten 

Fliegende Bau-
ten („Fahrnisbau-
ten“) 

Bewilligung bis zu fünf Jahren von an verschiedenen 
Orten aufstellbaren Anlagen138. 

X   ▪ Grün- 
und Frei-
flächen 

R
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er
kz

eu
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: G
en
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m
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Duldung 
 

Duldung von nicht bewilligten oder nicht bewilligungs-
fähigen Nutzungen, Bauten und Anlagen139 durch 
zeitlich befristete Duldungsverträge nach § 34 
BauGB. Nach Ablauf der Duldungsfrist muss die 

X X  ▪ Indust-
rieareale 

▪ Wohn- 
und Ge-

                                                 
135 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007. 
136 Schlegelmilch/Baumgart/Bembennek/Ackermann/Söpper, Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau als 
Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung, 2008. 
137 Schlegelmilch/Baumgart/Bembennek/Ackermann/Söpper, Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau als 
Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung, 2008. 97-98. 
138 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 166. 
139 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 97. 
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Beschrieb Mass-
nahme 

 
Art der Mass-
nahme 
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s 

Örtlichkeit, 
in der 
Mass-
nahme 
häufig 
angewen-
det wird 

Beendigung der Zwischennutzung gewährleistet und 
zuverlässig mit Sicherheitsleistungen gewährleistet 
sein140. 

werbe-
bauten 

Befreiung nach 
dem Bauord-
nungsrecht 

Die deutschen Bundesländer können gem. § 67 MBO 
(siehe Anhang 3) Abweichungen zulassen. Gem. § 
67 ist das Ergebnis wichtiger als die genaue Einhal-
tung jeder einzelnen Vorschrift. Jedoch müssen wich-
tige Aspekte wie die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung ggf. mit behelfsmässigen Lösungen gewährleis-
tet werden141. 

X X  Alle Ge-
bietskate-
gorien 
denkbar 

Ausnahmege-
nehmigung zur 
Sondernutzung 
einer geschütz-
ten Grünanlage 

Freistellungserklärung zugunsten der Behörden, die 
sie von der Haftung bei Unfällen und Schäden auf 
öffentlichem Grund entlastet. Die Haftung geht auf 
die Zwischennutzer über, kann aber bei sozialen 
Zwischennutzungen entfallen142. 

   ▪ Grünflä-
chen 

R
ec

ht
lic

he
 W

er
kz

eu
ge

: G
en

eh
m

ig
un

ge
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Rücknahme von 
Planungsrecht 

Zurücknahme von Baurechten, wenn nach dem 
Rückbau keine Aussicht auf eine neue bauliche Nut-
zung besteht, um andere Nutzungsfunktionen (Gar-
ten, Wald, Landwirtschaft) zu ermöglichen143. 

X X  ▪ Grün- 
und Frei-
flächen 

▪ Indust-
rieareale 

 
Zwischennut-
zungsvertrag 

Ein einem (privatrechtlichen) Miet-, Leih- oder Pacht-
vertrag ähnelnden Zwischennutzungsvertrag wird 
zwischen dem Eigentümer und dem Zwischennutzer 
abgeschlossen. Die vertraglichen Inhalte ähneln sich 
grundsätzlich (Nutzung; Mietzins; Haftpflicht; Ver-
pflichtung des Mieters, das Mietobjekt im ordnungs-
gemässen Zustand zu halten; Regelung von Wasser, 
Strom, Entsorgung, ev. Erlaubnis, den Mietgegens-
tand baulich zu verändern etc.), unterscheiden sich 
aber durch die sehr kurze oder sofortige Kündigungs-
frist. Die Mietdauer beträgt zwischen einigen wenigen 
Monaten und bis zu zehn Jahren144. Bei einem Leih-
vertrag wird das Nutzungsobjekt dem Zwischennut-
zer für eine bestimmte Zeitdauer gratis überlassen, 
bei einem Pachtvertrag darf der Zwischennutzer mit 
dem Mietobjekt finanzielle Erträge erzielen145. 

  X Alle Ge-
bietskate-
gorien 
denkbar 

Überlassungs-
vertrag 

Unentgeltliches Überlassen an einen Verein einer 
oftmals öffentlichen Einrichtung (Sportplatz, 
Schwimmbad etc.) ohne Änderung der Eigentums-
verhältnisse. Die vertraglichen Inhalte sind identisch 
mit denjenigen des Zwischennutzungsvertrags146. 

  X ▪ Grün- 
und Frei-
flächen 

R
ec

ht
lic

he
 W

er
kz

eu
ge

: V
er

tr
äg

e 
un

d 
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ru
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en

 

Pflegevertrag Vertrag betreffend Pflegemassnahmen auf 
kommunalen Freiflächen zwischen der Gemeinde 

  X ▪ Grün- 
und Frei-

                                                                                                                                                      
140 Schlegelmilch/Baumgart/Bembennek/Ackermann/Söpper, Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau als 
Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung, 2008, S. 97. 
141 Schlegelmilch/Baumgart/Bembennek/Ackermann/Söpper, Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau als 
Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung, 2008, S. 98. 
142 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 164-165. 
143 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 165. 
144 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 160. 
145 Schlegelmilch/Baumgart/Bembennek/Ackermann/Söpper, Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau als 
Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung, 2008, S. 98-99. 
146 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 161. 
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Beschrieb Mass-
nahme 

 
Art der Mass-
nahme 
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Örtlichkeit, 
in der 
Mass-
nahme 
häufig 
angewen-
det wird 

flächen und Vereinen, sozialen Institutionen, Privatpersonen 
etc.147. Als Gegenleistung wird die Nutzung 
(Kinderspielplatz, Park etc.) dieser sonst  
brachliegenden Fläche öffentlich zugänglich ge-
macht148. 

    

Vertragsmodell 
zwischen Eigen-
tümer, öffentli-
chem Träger 
und Nutzer 
(auch Unter-
mietvertrag 
genannt) 

Bei der Initiierung von Zwischennutzungen von priva-
ten oder öffentlichen Koordinierungsstellen oder 
Regionsmanagern können die Eigentümer bei der mit 
einem Überlassungsvertrag die Grundstücke den 
Zwischennutzungsfachstellen zur Verfügung stellen. 
Durch einzelne Nutzungsverträge stellt die Träger-
schaft den Zwischennutzern Areale zur Verfügung. 
Oftmals übernimmt die Trägerschaft als Anreiz für 
den Eigentümer die Haftpflichtversicherung o.ä.149. 

 siehe auch Koordinierungsstellen und Regional-
manager 

  X Alle Ge-
bietskate-
gorien 
denkbar 

Städtebaulicher 
Vertrag, Stadt-
umbauvertrag 

Ermöglichung von zeitlich befristeten Nutzungen bei 
städtebaulichen Verträgen gem. § 11 BauGB mit 
Privaten und gem. § 171c Stadtumbauvertrag BauGB 
(siehe Anhang 2)150. 

 X  ▪ Vor-
nehmlich 
Wohn- 
und Ge-
werbe-
bauten 

Direkte finanziel-
le und materielle 
Unterstützung 

Unterstützung von (gemeinnützigen) Zwischennut-
zungen durch die Kommune, so dass andere Kosten 
durch die Zwischennutzer gedeckt werden können151. 

  X Alle Ge-
bietskate-
gorien 
denkbar 

Kostenlose 
Überlassung 
von Flächen 

Unentgeltliches zur Verfügung stellen von Arealen, 
v.a. bei der Nutzung von Grünflächen152. 

  X Grünflä-
chen 

Erlass oder Ü-
bernahme der 
laufenden 
Grundstückskos-
ten 

Erlass oder Übernahme der laufenden Grundstücks-
kosten (Strassenreinigung etc.)153. 

  X Alle Ge-
bietskate-
gorien 
denkbar 

Verkehrssiche-
rung 

Übernahme der Verkehrssicherungspflicht zum 
Schutz vor Gefahrenquellen (Grundstückssicherung, 
Winterdienst etc.) durch die Kommune154. 

  X Alle Ge-
bietskate-
gorien 
denkbar Fi

na
nz

ie
lle

 F
ör

de
ru

ng
 

Unterstützung 
bei der Erstellung 
von Förderanträ-
gen und Finan-
zierungsplänen, 
Arbeitskräfte 

Unterstützung der Zwischennutzung bei der Beantra-
gung von Förderbeiträgen oder durch die Bereitstel-
lung/Finanzierung von Arbeitskräften155. 

  X 
 

Alle Ge-
bietskate-
gorien 
denkbar 

                                                                                                                                                      
147 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 161. 
148 Schlegelmilch/Baumgart/Bembennek/Ackermann/Söpper, Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau als 
Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung, 2008, S. 99. 
149 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S.162. 
150 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 162-163. 
151 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 165. 
152 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 166. 
153 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 166. 
154 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 166 und Schlegel-
milch/Baumgart/Bembennek/Ackermann/Söpper, Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau als Beitrag für 
eine nachhaltige Stadtentwicklung, 2008, S. 100. 
155 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 167. 
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Bürgschaft Übernahme einer Bürgschaft durch die Kommune 
zum Schutz des Eigentümers oder Investors, v.a. bei 
gemeinnützigen Projekten156, Risikoreduktion be-
stimmter Zwischennutzungen für die Eigentümer157. 

  X Alle Ge-
bietskate-
gorien 
denkbar 

 

B
au

lic
he

 
M

as
s-

na
hm

en
 Vorbereiten des 

Areals für Zwi-
schennutzungen 
durch gewisse 
bauliche Mass-
nahmen 

Unterstützung (oder sogar Initiierung) von Zwischen-
nutzungen durch bauliche Massnahmen158. 

  X ▪ Indust-
rieareale 

▪ Grün- 
und Frei-
flächen 

     

Ve
rm

itt
lu

ng
 

Koordinie-
rungsstellen 
oder Regional-
manager mit 
Kommunikati-
onsforum, Run-
dem Tisch und 
Flächenpool 

Zielgerichtete Entwicklung eines Gebiets oder Areals 
/ Stadtteils durch eine Koordinierungsstelle oder 
einen Regionalmanager. Privatwirtschaftliche oder 
öffentliche Anlauf- und Informationsstelle für Behör-
den, Investoren, Grundstückeigentümer, Zwischen-
nutzer etc.159. Angeboten wird auch ein Kommunika-
tionsforum/Runder Tisch, wo die Behör-
de/Zwischennutzungsfachstelle als Vermittler zwi-
schen Eigentümer/Investor und Zwischennutzer bei 
privaten Arealen160 auftritt sowie eine Datenbank 
(Flächenpool) für frei stehende, für Zwischennutzun-
gen geeignete Flächen161. 

  X Alle Ge-
bietskate-
gorien 
denkbar 

 
Ideenaufruf Sammeln von Vorschlägen für eine Zwischennut-

zung162. 
  X Alle Ge-

bietskate-
gorien 
denkbar 

Wettbewerbe, 
Konkurrenzver-
fahren 
Modifizierte Bie-
terverfahren 

Analoge Verfahren zu Konkurrenzverfahren und 
Wettbewerben. Formulierung klarer Rahmenbedin-
gungen ebenso wichtig wie für „konventionelle“ Pla-
nungen oder Bauvorhaben163. 

  X ▪ Indust-
rieareale 

▪ Wohn- 
und 
Gewer-
bebau-
ten A

kq
ui

rie
ru

ng
 

Markierung von 
freien Flächen 

Markierung von ungenutzten Flächen für die erleich-
terte Suche von Arealen für Zwischennutzer164. 

  X ▪ Indust-
rieareale 

▪ Grün- 
und Frei-
flächen 

                                                 
156 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 167. 
157 Schlegelmilch/Baumgart/Bembennek/Ackermann/Söpper, Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau als 
Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung, 2008, S. 99. 
158 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 168. 
159 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 169. 
160 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 168. 
161 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 168-169. 
162 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 170. 
163 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 170. 
164 Overmeyer et. al, Urban Pioneers: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, 2007, S. 171. 
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5.3 Übertragbarkeit auf die Schweiz? 
Infolge des höheren Drucks bezüglich Leerstände in Bauten, Anlagen und Arealen gibt es in 
Deutschland deutlich mehr erprobte Massnahmen um diese mit Zwischennutzungen zu fül-
len. Es werden nur Beispiele, die ebenfalls in peripher ländlichen Gemeinden der Schweiz 
als mögliche Lösungsvorschläge zur Anwendung kommen könnten, weiter behandelt 

5.3.1 Zwischennutzungsvertrag 

Obwohl Zwischennutzungsverträge im Kapitel 4.2 nicht direkt behandelt wurden, werden in 
der Schweiz zwischen Eigentümer und Zwischennutzer privat-rechtliche Zwischennutzungs-
verträge auch bereits seit einigen Jahren abgeschlossen, mit oder ohne Grundlage im kom-
munalen Baureglement. Aus diesem Grund wird nicht mehr näher auf den Zwischennut-
zungsvertrag eingegangen. 

 
Tabelle 7: Zusammenfassung Zwischennutzungsvertrag 
 

Vorteil ▪ Aus Sicht der Behörden kein Vorteil. 
Nachteil ▪ Da der Zwischennutzungsvertrag privat-rechtlich erarbeitet wurde, hat die Gemeinde keinen 

Einfluss auf den Vertragsinhalt und, sofern die Nutzungsänderung nicht mit einer Baubewilligung 
bewilligt wurde, nur geringe Möglichkeiten, den Vertrag zu beeinflussen. 

5.3.2 Baurecht auf Zeit (§ 9 Abs. 2 BauGB) und Befreiung nach dem 
Bauordnungsrecht (MBO) 

Das Baurecht auf Zeit gemäss BauGB und die Befreiung nach dem Bauordnungsrecht ge-
mäss Musterbauordnung können mit dem Artikel Übergangsnutzungen in den kommunalen 
Bauordnungen verglichen werden. Während in der Schweiz Zwischennutzungen infolge der 
Planungshoheit der Gemeinden nur in wenigen Bauordnungen zugelassen sind, sind sie in 
Deutschland flächendeckend zugelassen. Die Kantone Basel-Stadt und Bern gehen am  
ehesten in diese Richtung, die in den kantonalen Baugesetzen Zwischennutzungen zulas-
sen. 

Da die Übergangsnutzungen von Burgdorf und Thun dem Baurecht auf Zeit als auch der 
Befreiung nach dem Bauordnungsrecht sehr ähnlich sind, werden die Formulierungen der 
Artikel nicht eingehend diskutiert. Die grössten Unterschiede liegen darin, dass die endgülti-
ge Nutzung im Bebauungsplan bestimmt wird und dass Fristen nicht nur kalendarisch, son-
dern auch anhand von objektiv feststellbaren Umständen bestimmt werden können. 

 
Tabelle 8: Zusammenfassung Baurecht auf Zeit und Befreiung nach dem Bauordnungsrecht 
 

Vorteile ▪ Durch die Aufnahme von Zwischennutzungen im BauGB und in der MBO sind sie in Deutschland 
in allen Gemeinden zugelassen. In der Schweiz müssten demzufolge Zwischennutzungen im 
RPG oder in allen kantonalen Baugesetzen aufgenommen werden. 

▪ Die zeitliche Befristung muss entweder kalendarisch oder anhand von objektiv feststellbaren 
Umständen bestimmt werden. Mit dem objektiv feststellbaren Umstand fällt die kalendarische Be-
fristung weg. Dies erhöht nochmals die Flexibilität aus Sicht der Eigentümer, da so die allenfalls 
zeitliche Limitierung von Zwischennutzungen auf eine bestimmte Anzahl Jahre überschritten wer-
den kann. 

Nachteil ▪ Die Bewilligung von Zwischennutzungen basiert nicht nur auf quantitativen sondern auch auf 
qualitativen Kriterien: So kann die Bewilligung einer Zwischennutzung nicht nur anhand exakter 
Masse ausgesprochen werden, sondern es muss aufgrund der Nichterfüllung verschiedener Vor-
aussetzungen zwischen der Gemeinde und dem Zwischennutzer ein Kompromiss ausgehandelt 
werden, der niemanden benachteiligt. Dies bedingt eine gewisse Sachverständigkeit der kom-
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munalen Verwaltung. Die Frage, ob diese Kompetenz in peripher ländlichen Gemeinden vorhan-
den ist, bleibt offen. 

5.3.3 Kostenloses Überlassen von Flächen (Überlassungs-, Pflegevertrag) 

Die Gemeinden oder privaten Eigentümer fordern oftmals bei Zwischennutzungen, die auf 
Grün- und Freiflächen stattfinden, keinen Mietzins, erwarten aber im Gegenzug, dass die 
Flächen entsprechend gepflegt werden (mähen, Bäume schneiden u.ä.). Dies kann bei auf-
gefüllten Deponien, still gelegten Abbaustandorten und Frei- und Grünflächen innerhalb des 
Siedlungskörpers interessant sein. 

Grundsätzlich ist diese Überlassung wohl bei allen drei Gebietskategorien möglich. Es könn-
te aber sein, dass die Nutzung der Baute oder des Areals und dessen Unterhalt eine Diskre-
panz aufweisen könnte, die entweder für den Eigentümer oder den Zwischennutzer uninte-
ressant sein könnte (Was bedeutet Unterhalt? Nur die Reinigung oder auch die Reparatur 
und Finanzierung von kleinen Schäden?). Gemäss zone*imaginaire: Argumente für Zwi-
schennutzungen in der Schweiz kann diese Massnahme auch bei Bauten und Anlagen an-
gewendet werden, dies unter der Bezeichnung „Gebrauchsleihvertrag“165. 

 
Tabelle 9: Zusammenfassung Kostenloses Überlassen von Flächen 
 

Vorteil ▪ Für die Gemeinde können allenfalls sogar Kosten für den Unterhalt der Grün- oder Freifläche 
wegfallen. 

Nachteil ▪ Wurden keine oder nicht genügend klare Abmachungen über die Pflege der zwischengenutzten 
Fläche getroffen, kann sich die Abmachung für die Gemeinde bei nicht genügender Pflege als 
nachteilig erweisen. 

5.3.4 Ideenaufruf 

Die Idee ähnelt dem Vorschlag des Netzwerks Altstadt, das vorschlägt, dass Eigentümer und 
Behörden gemeinsam Akteure suchen, die an einer Zwischennutzung in leer stehenden 
Wohn- und Gewerbebauten interessiert sind. Die Behörden und die Eigentümer würden 
dann die Zwischennutzungen, die aus ihrer Sicht umsetzbar sind und dem Standort entspre-
chen, fördern. 

 
Tabelle 10: Zusammenfassung Ideenaufruf 
 

Vorteil ▪ Die Eigentümer und die Behörden, sofern sie die Initiative mitbringen, Zwischennutzungen zu 
initiieren, können an der Auswahl der Art der Zwischennutzung beteiligt sein. 

Nachteil ▪ Die zwischengenutzten Flächen müssen sehr günstig vermietet werden. Grosse Mieteinnahmen 
sind (neben einem erhöhten Koordinationsaufwand durch die Mietersuche) nicht zu erwarten. 

 

                                                 
165 Angst/Klaus/Michaelis/Müller/Wolff, zone*imaginaire: Argumente und Instrumente für Zwischennutzungen in 
der Schweiz, irap, INURA Zürich Institut, NRS Team, Universität Zürich, zhaw, 2008, S. 127. 
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5.3.5 Vermittlung: Kommunikationsforum, Runder Tisch, Flächenpool, 
Koordinierungsstellen, Regionsmanager inkl. Untermietvertrag 

 

Abbildung 14: Neuland: Informationsflyer für Zwischennutzungen 
Quelle: Neuland Fachstelle Zwischennutzungen Marzahn-Hellersdorf Berlin, www.neuland-berlin.org, 2009. 

 

Fachstellen, die frei stehende Bauten, Anlagen und Areale an Zwischennutzer vermitteln, 
gibt es in Deutschland seit einigen Jahren, so auch in der Grosssiedlung Marzahn-
Hellersdorf in Berlin, aus der dieses Beispiel stammt (siehe Abbildung 14). Diese Fachstellen 
sind meistens den kommunalen Behörden angegliedert und sind Ansprechpartner für Eigen-
tümer als auch (potenzielle) Zwischennutzer und führen Verfahren durch, um Zwischennut-
zungen zu initiieren (Ideenaufruf, Wettbewerbe etc.). 

Die Zwischennutzungsfachstellen bieten den Eigentümern ebenfalls einen „Untermietvertrag“ 
an: Die Zwischennutzungsfachstelle und der Eigentümer schliessen einen Überlassungsver-
trag ab, der erstere berechtigt, die leer stehenden Bauten, Anlagen und Areale mit einem 
Untermietvertrag an Zwischennutzer zu vermieten. Der Vorteil für den Eigentümer liegt darin, 
dass durch die Übernahme aller mit einer Zwischennutzung verbundenen administrativen 
Belange für ihn kein zusätzlicher Koordinationsaufwand entsteht. 

 
Tabelle 11: Zusammenfassung Vermittlung und Untermietvertrag 
 

Vorteile ▪ Eine Anlaufstelle berät Eigentümer, auf deren Areal eine Zwischennutzung stattfinden soll und 
Zwischennutzer, die eine Zwischennutzung initiieren wollen. Sie vermittelt Kontakte und steht bei 
der Umsetzung einer Zwischennutzung beratend zur Seite. So können mit Experten Lösungen 
erarbeitet werden, die für alle Beteiligten zufrieden stellend sind. 

▪ Die Gebiete, in denen Zwischennutzungen möglich sind, sind bekannt. Sie geben wichtige Infor-
mationen über die räumliche Entwicklung eines Gebiets im Konkreten und einer Gemeinde im 
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Allgemeinen. Diese Flächen dienen zeitgleich auch als bereits erschlossene Flächenreserve für 
spätere Bauprojekte. 

▪ Durch den Untermietvertrag entsteht für den Eigentümer kein zusätzlicher Koordinationsaufwand, 
wenn er Zwischennutzungen auf seinem Grundstück zulässt. 

Nachteile ▪ Damit sich eine Zwischennutzungsfachstelle lohnt, braucht es ein recht grosses Angebot an 
Bauten, Anlagen und Arealen, die für Zwischennutzungen zur Verfügung stehen. 

▪ Für die Finanzierung der Zwischennutzungsfachstelle fallen Kosten (Personal, Miete etc.) an. 

5.4 Fazit: innovative Massnahmen in Deutschland 
Die vorangehenden Seiten zeigen auf, dass in Deutschland versucht wird, infolge der räumli-
chen Entwicklungen die Leerstände mit verschiedensten Massnahmen zu reduzieren. Dies 
reicht von der Förderung von Zwischennutzungen in leer stehenden Bauten, Anlagen und 
Arealen bis hin zum Programm Stadtumbau Ost, dessen Ziel der Rückbau von einem Drittel 
der leer stehenden Wohnungen in den neuen Bundesländern ist. 

Aus Schweizer Sicht ist dies insofern interessant, da hierzulande Zwischennutzungen haupt-
sächlich durch privat-rechtliche (Verträge zwischen Eigentümer und Zwischennutzer) und 
öffentlich-rechtliche Verträge geregelt werden (Artikel im kommunalen Baureglement, Son-
derbauzone). Aus diesem Grund werden vornehmlich innovative Massnahmen gewählt, um 
Handlungsvorschläge für Instrumentalisierung von Zwischennutzungen in peripher ländlichen 
Gemeinden machen zu können. 

Diese Massnahmensammlung zeigt, dass auch in Deutschland Zwischennutzungen in Funk-
tion der Örtlichkeit und der Art gehandhabt werden resp. es werden Massnahmen angewen-
det, die in einem engen Bezug zum Standort stehen. 
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6 Vorschläge für die Handhabung von Zwischennutzungen 
im ländlichen Raum 

Diese Arbeit geht davon aus, dass die räumlichen Veränderungen fortschreiten werden. Die 
Nachfrage nach Raum wird sich in diesen Regionen mit grosser Wahrscheinlichkeit negativ 
entwickeln. Steigende Leerstände in Bauten, Anlagen und Arealen sind die Konsequenz. 
Aktuell finden Zwischennutzungen vornehmlich in der Gebietskategorie Industrieareale statt, 
Zwischennutzungen in Wohn- und Gewerbebauten sowie Grün- und Freiflächen werden in 
den kommenden Jahren aufgrund der demografischen, sozialen und ökonomischen Verän-
derungen auch in Wohn- und Gewerbebauten und Grün- und Freiflächen zunehmen, v.a. im 
peripher ländlichen Raum. Im Gegensatz zu städtischen Gebieten sind die Leerstände auf-
grund der geringeren Nachfrage nach Raum oftmals von längerer Dauer. Die Entwicklungen 
in Deutschland zeigen, dass dies einem durchaus realen Szenario gleichkommt. Es braucht 
deshalb Massnahmen, die diese Leerstände in Bauten, Anlagen und Arealen reduzieren. 
Eine davon ist die Förderung von Zwischennutzungen.  

Hypothese 1: Die Gründe, warum sich Gemeinden nicht mit Zwischennutzungen auseinan-
dersetzen sind unterschiedlich, sei es mangels Bewusstsein oder zur Verfügung stehenden 
verwaltungsinternen Ressourcen. Einfache Vorschläge, die zur Handhabung und Förderung 
von Zwischennutzungen in diesen peripher ländlichen Gemeinden beitragen können, sind 
deshalb eine Notwendigkeit. Diese Vorschläge basieren auf den folgenden Erkenntnissen, 
die im Rahmen dieser Arbeit gemacht wurden: 

Obwohl im Kapitel 3 belegt wurde, 

▪ dass die relative Ungleichheit, die in der Raumplanung angewendet wird, unter Beach-
tung der Interessenabwägung unterschiedliche Beurteilungen ähnlicher Voraussetzungen 
zulässt, 

▪ dass Zwischennutzungen aus Sicht der Raumplanungsgesetzgebung gerechtfertigt wer-
den können (da es sogar möglich ist, Zwischennutzungen als Beitrag zu einer höheren 
Planungssicherheit zu betrachten, nämlich indem dass sie während einem Umstrukturie-
rungsprozess (der vorher eine Interessensabwägung durchlief und der zur Erhöhung der 
Planungssicherheit beiträgt) einer Baute, Anlage oder eines Areals z.B. die laufenden 
Kosten decken können) 

▪ dass die gesellschaftlichen und ökonomischen Gründe, die zu Leerständen führen, als 
erhebliche Veränderungen der Verhältnisse anerkannt werden und somit eine Überarbei-
tung der Zonenplanung zulassen 

▪ dass das ARE diverse Publikationen zu diesem Thema publiziert hat und Zwischennut-
zungen seinem Streben nach innerer Verdichtung entsprechen und somit davon ausge-
gangen werden kann, dass es Zwischennutzungen gegenüber nicht grundsätzlich nega-
tiv eingestellt ist (siehe Kapitel 3.3) 

sehen viele peripher ländliche Gemeinden von einer Auseinandersetzung mit Zwischennut-
zungen resp. deren Bewilligung ab. 

Als nachteilig im Hinblick auf die Förderung von Zwischennutzungen kann die fehlende Zo-
nenkonformität bezeichnet werden, da das RPG bei der Baubewilligung nach Art. 22 eine 
Kontrolle der Zonenkonformität vorsieht. Baubewilligungen braucht es nicht nur bei Änderun-
gen der Bausubstanz, sondern auch bei Nutzungsänderungen. Ausnahmen können unter 
gewissen Bedingungen gemacht werden, nicht aber bei der fehlenden Zonenkonformität, da 
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sie integraler Bestandteil der Regelordnung ist. Wichtig ist, dass durch die Ausnahme weder 
das öffentliche Interesse noch Interessen Dritter durch die Zwischennutzung beeinträchtigt 
wird. Wird eine nicht zonenkonforme Zwischennutzung im Rahmen einer Baubewilligung 
bewilligt, steht dies in direktem Widerspruch zum RPG. Die Städte Burgdorf und Thun haben 
einen Artikel zu Zwischennutzungen in ihrem Baureglement integriert. Die Artikel sind jeweils 
mit einem Kommentar ergänzt, der zonenfremde Zwischennutzungen ausdrücklich zulässt. 
Der Kanton Bern genehmigte beide Baureglemente vor einigen Jahren. Es scheint also, dass 
auch nicht zonenkonforme Zwischennutzungen genehmigungsfähig sind. Es darf ebenfalls 
davon ausgegangen werden, dass, wenn weitere Kantone nicht zonenkonforme Zwischen-
nutzungen in ihre Planungs- und Baugesetze aufnehmen würden, bei Gemeinden eher die 
Bereitschaft vorhanden wäre, Zwischennutzungen öffentlich-rechtlich in ihrem Baureglement 
zu regeln. 

Hypothese 2: Wie sich anhand der in Kapitel 4 präsentierten Beispiele belegen lässt, setzen 
sich heutzutage nicht mehr nur Grossstädte mit Zwischennutzungen auseinander, sondern 
auch mittelgrosse Städte und Gemeinden. Die Schweizer Lösungsansätze beschränken sich 
vorab auf privat-rechtliche Zwischennutzungsverträge in Industriebrachen. Es gibt aber auch 
Gemeinden, die Zwischennutzungen in durch deren Integration in das Baureglement öffent-
lich-rechtlich zulassen. Die in dieser Arbeit präsentierten Beispiele zeigen, dass die Aufnah-
me von Zwischennutzung unter Bedingungen und Auflagen in das Baureglement die beste 
Lösung ist, wenn diese möglichst umfassend einheitlich behandelt und in allen Bauzonen 
zugelassen werden sollen. Auch zonenfremde Zwischennutzungen haben so eine planungs-
rechtliche Grundlage auf kommunaler Ebene. Dies entspricht auch dem Grundsatz, Gleiches 
gleich und Ungleiches ungleich zu behandeln. Dies beweisen die Städte Burgdorf und Thun, 
aber auch die Bestimmungen im BauGB und der MBO in Deutschland. Eine öffentlich-
rechtliche Regelung bringt für die Behörden den Vorteil, dass sie so über eine Grundlage 
verfügen, die Zwischennutzungen zulässt und ihnen die Möglichkeit gibt, Auflagen und Be-
dingungen zu formulieren, für die sie sonst keine entsprechende Grundlage gehabt hätten. 
Es kann aber auch sein, dass Gemeinden Zwischennutzungen aus verschiedenen Gründen 
nicht im Baureglement regeln möchten, sie aber auch nicht ausschliessen möchten. Eine 
Möglichkeit für die Gemeinde, Zwischennutzungen ohne öffentlich-rechtliche zu bewilligen 
und sie trotzdem an Bedingungen und Auflagen zu knüpfen, ist durch einen privat-
rechtlichen Vertrag, der zwischen der Gemeinde, dem Eigentümer und dem Zwischennutzer 
abgeschlossen wird und als integraler Bestandteil einer Ausnahmebaubewilligung gilt. 
Hypothese 3: Es kann aber auch sein, dass Gemeinden Zwischennutzungen nicht nur öf-
fentlich-rechtlich regeln wollen, sondern sie durch weitergehende Massnahmen fördern wol-
len. Mit innovativen Massnahmen können sie dies erreichen. Sie müssen aber ebenfalls der 
übergeordneten Gesetzgebung entsprechen, da schliesslich die Zwischennutzung durch 
eine Baubewilligung bewilligt werden muss. Da die Gemeinde bei der Durchführung von in-
novativen Massnahmen massgeblich beteiligt ist, kann sie direkten Einfluss auf die Art der 
Zwischennutzung nehmen. Innovative Massnahmen sind ein Lösungsansatz, solange noch 
eine gewisse Nachfrage nach Raum besteht. Wird die Divergenz zwischen Leerständen und 
Nachfrage nach Orten, wo Zwischennutzungen möglich sind, zu gross, führt auch die An-
wendung von innovativen Massnahmen nicht zum gewünschten Ziel. In diesem Fall müssten 
andere, weiter reichende Massnahmen umgesetzt werden. 
Hypothese 4: Die Gesetzgebung stellt diverse Ansprüche an Zwischennutzungen. Durch die 
Aufnahme eines Zwischennutzungsartikels in das kommunale Baureglement kann eine 
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Grundlage für die Beurteilung einer Zwischennutzung geschaffen werden. Auch ein privat-
rechtlicher Vertrag kann diverse Auflagen beinhalten, aber es kann je nach dem schwierig 
sein, öffentliche Interessen privat-rechtlich zu lösen. In diesem Fall kann es an Grundlagen 
zur Beurteilung fehlen. Da Zwischennutzungen in der Schweiz noch ein recht neues Phäno-
men sind und die Behörden teilweise noch wenig Erfahrungen mit der Handhabung von Zwi-
schennutzungen haben, ist eine Beurteilungshilfe in Form eines Analyserasters sinnvoll. Es 
wird in Funktion der Art (sechs Nutzungen: Garten/Park, Gastronomie, Gewerbe, Kultur, 
Sport und Lager) und der Örtlichkeit (drei Gebietskategorien: Industrieareale, Wohn- und 
Gewerbebauten, Grün- und Freiflächen) der Zwischennutzungen erstellt. Es zeigt auf, wel-
che Aspekte bei welchen Zwischennutzungen in einer bestimmten Gebietskategorie beson-
ders berücksichtigt werden müssen. Das Analyseraster kann als zusätzliche Beurteilungshil-
fe zum Zwischennutzungsartikel dienen oder aber bei der Beurteilung von Zwischennutzun-
gen im Rahmen von innovativen Verfahren. 
Die Diskussion der Hypothesen belegt die Wichtigkeit von Vorschlägen für die Handhabung 
von Zwischennutzungen im peripher ländlichen Raum. Ihre Grundlage bilden die in den Kapi-
tel 4 und 5 aufgeführten Beispiele. Aspekte, die für die Formulierung von Handlungsvor-
schlägen von Bedeutung sind, sind in der unten stehenden Tabelle 12 zusammengefasst. 
Im Anschluss an diese Übersicht werden die Handlungsvorschläge für die Zulassung von 
Zwischennutzungen im peripher ländlichen Raum präsentiert. Es werden ebenfalls die 
Grundlagen, auf denen der Vorschlag erarbeitet wurde sowie das anzuwendende Verfahren 
inkl. Kosten- und Zeitschätzung präsentiert. Sie sind alle mit der Planungssicherheit, die die 
Raumplanungsgesetzgebung anstrebt, vereinbar. 

 
Tabelle 12: Grundlagen für die Vorschläge zur Handhabung von Zwischennutzungen 
Massnahme Ort Zum mitnehmen 
Keine öffentlich-
rechtliche 
Lösung 

Wauwil ▪ Sobald Zwischennutzungen öffentlich-rechtlich geregelt sind, hat 
die Gemeinde deutlich mehr Möglichkeiten zur Einflussnahme auf 
einem Areal. 

Artikel im kommuna-
len Baureglement 
 

Thun, 
Burgdorf, 
Aarau 

▪ Das Zulassen von Zwischennutzungen im kommunalen Bauregle-
ment gibt Behörden, Eigentümern und Zwischennutzern eine 
grösstmögliche Planungssicherheit. 

▪ Thun und Burgdorf lassen in sämtlichen Bauzonen Zwischennut-
zungen zu, gemäss Kommentar in dem Baureglementen auch nicht 
zonenkonforme. Emissionen wie z.B. Lärm müssen aber zonenkon-
form sein um nachbarschaftliche Konflikte zu minimieren. Diese 
Regelung ist v.a. für Wohnzonen wichtig, wo tiefere Lärmempfind-
lichkeitsstufen gelten. 

▪ Zwischennutzungen in sämtlichen Bauzonen öffentlich-rechtlich zu 
regeln, ist zukunftsweisend. 

▪ Der Artikel ist allgemein genug, um auf den Einzelfall eingehen zu 
können. 

▪ Eine zeitliche Befristung von Zwischennutzungen ist wichtig, da 
Zwischennutzungen nicht interessanter werden dürfen als her-
kömmliche, zonenkonforme Nutzungen. 

▪ Die Behörden haben eine öffentlich-rechtliche Regelung, auf die sie 
sich, sollte Bedarf bestehen, berufen können. 

Baurecht auf Zeit und 
Befreiung nach dem 
Bauordnungsrecht 

Deutschland ▪ Flächendeckende Aufnahme von Zwischennutzungen auf Bundes- 
und Kommunalgesetzebene. 

▪ Zeitliche Befristung entweder durch kalendarische Festsetzung 
oder anhand objektiv feststellbarer Umstände. Dies erhöht die zeit-
liche Flexibilität für den Umnutzungsprozess, da so die allenfalls 
zeitliche Limitierung von Zwischennutzungen auf eine bestimmte 
Anzahl Jahre überschritten werden kann. 

▪ Mangelnde Sachverständigkeit der kommunalen Behörden bei der 
Bewilligung von Zwischennutzungen. 
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Massnahme Ort Zum mitnehmen 
Sonderbauzonen Wolhusen, 

Zell  
▪ Die Nachfolgenutzung und andere Aspekte werden bereits im Vor-

feld der Zwischennutzung bei der zonenplanerischen Erarbeitung 
der Sonderbauzone geregelt. Allfällige Schwierigkeiten beim Ablau-
fen der Sonderbauzone können durch eine entsprechende Rege-
lung im Baureglement ausgeschlossen werden. 

▪ Eine Sonderbauzone kann dann eine Option sein, wenn Zwischen-
nutzungen nur in einem bestimmten Gebiet zugelassen werden sol-
len. 

▪ Der Genehmigungsprozess dauert eher lange. 
Ideenaufruf Deutschland ▪ Da sich die Behörden und Eigentümer am Ideenaufruf beteiligen, 

können direkten Einfluss auf die Art der Zwischennutzung nehmen 
(z.B. Auslesen der Zwischennutzung, Verträge abschliessen, die 
vorgeben, Bestimmen der Öffnungszeiten etc.). 

▪ Die zwischengenutzten Flächen müssen sehr günstig vermietet 
werden. Grosse Mieteinnahmen sind (neben einem erhöhten Koor-
dinationsaufwand durch die Mietersuche) nicht zu erwarten. 

Kostenloses Über-
lassen von Flächen 

Deutschland ▪ Ggf. Kostenersparnis für die Gemeinde 
▪ Klare Regelung über den Unterhalt der Grün- oder Freifläche ist, 

um Konflikte zu verhindern, wichtig. 
Gewerbeflächen 
durch Zwischennut-
zungen beleben 

Altstadt 
Burgdorf 

▪ Finden von dem Ort entsprechenden Zwischennutzungen durch 
Eigentümer und Behörden. Dabei muss die Initiative von der Ge-
meinde und den Eigentümern kommen. Sie müssen Zwischennut-
zungen aktiv fördern wollen, was nicht immer der Fall ist. 

▪ Falls eine zonenfremde Nutzung sich als die beste Zwischennut-
zung erweist und diese nicht im Baureglement zugelassen sind, 
besteht ein Konflikt mit der übergeordneten Gesetzgebung. 

Vermittlung inkl. 
Untermietvertrag 

Deutschland ▪ Professionelle Unterstützung bei Zwischennutzungen für Eigentü-
mer, Behörden und Zwischennutzer. Mit dieser Zwischennutzungs-
fachstelle können auch Untermietverträge abgeschlossen, so dass 
der Eigentümer keinen administrativen Aufwand mit Zwischennut-
zungen hat. 

 

Bei den ersten drei Vorschlägen handelt es sich um öffentlich-rechtliche Regelungen von 
Zwischennutzungen (Kapitel 6.1-6.3). Bei der öffentlich-rechtlichen Regelung von Zwischen-
nutzungen muss grundsätzlich kein Unterschied mehr zwischen den drei Gebietskategorien 
Industrieareal, Wohn- und Gewerbebauten sowie Grün- und Freiflächen gemacht werden. 
Durch die Aufnahme von Zwischennutzungen in die öffentlich-rechtliche Gesetzgebung ist 
der formelle Prozess gesichert. Je nach Gebietskategorie und Art der Nutzung kann sich die 
Gemeinde aber entscheiden, einzelne Anforderungen, die der Artikel an die Zwischennut-
zung stellt, höher zu gewichten als andere. Falls eine Gemeinde von einer öffentlich-
rechtlichen Regelung von Zwischennutzungen absieht, sie aber trotzdem fördern möchte, 
besteht die Option eines in der Baubewilligung integrierten Zwischennutzungsvertrags zwi-
schen Behörden, Eigentümern und Zwischennutzern (Kapitel 6.4). 

Die weiteren Vorschläge Ideenaufruf, kostenlose Überlassung von Flächen (Überlassungs- 
und Pflegevertrag), Gewerbeflächen durch Zwischennutzungen (Kapitel 6.5-6.7) sind Hand-
lungsvorschläge an die Gemeinden, um auf innovative Art und Weise interessante und dem 
Ort entsprechende Zwischennutzungen zu initiieren und zu fördern. Es spielt keine Rolle, ob 
Zwischennutzungen im Baureglement integriert sind oder nicht. 

Im Kapitel 6.8 wird das Analyseraster präsentiert, das den Behörden als Beurteilungshilfe für 
Zwischennutzungen dienen soll. 
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6.1 Umfassendste Regelung: Aufnahme von Zwischennutzungen in das 
Baureglement 

▪ Handlungsvorschlag für die Gebietskategorien Industrieareale, Wohn- und Gewerbe-
gebäude, Grün- und Freiflächen. 

▪ Grundlage: Zwischennutzungen in kommunalen Baureglementen (Aarau, Burgdorf, 
Thun), Baurecht auf Zeit (§ 9 Abs. 2 BauGB) und Befreiung nach dem Bauordnungsrecht 
(MBO) (Deutschland). 

▪ Anzuwendendes Verfahren: Herkömmlicher Genehmigungsprozess bei Revisionen der 
Ortsplanung. 

▪ Zeitaufwand166: Erarbeitung Nutzungsplanung im Rahmen einer Teilrevision 4-6 Monate 
(im Rahmen einer Gesamtrevision 8-10 Monate, Mitwirkung/Kantone Vorprüfung 3 Mona-
te, Überarbeitung Nutzungsplanung 3-4 Monate, öffentliche Auflage 1 Monat, Einspra-
cheverhandlungen 2 Monate, allenfalls 2. öffentliche Auflage inkl. Einspracheverhandlun-
gen 2 Monate, Abstimmung Gemeinde 1 Monat, anschliessend regierungsrätliche Ge-
nehmigung. Total 14-16 Monate ohne 2. öffentliche Auflage bis zur gemeindlichen Ab-
stimmung (Gesamtrevision 20-23 Monate, inkl. 2. öffentliche Auflage, die bei Gesamtre-
visionen die Regel ist). 

▪ Kosten: Wird der Artikel betreffend Zwischennutzungen im Rahmen einer Revision der 
Ortsplanung in das Baureglement aufgenommen, entstehen für die Gemeinde geringe 
zusätzliche Kosten. 

 

Möchte eine Gemeinde im gesamten Siedlungsgebiet Zwischennutzungen zulassen, z.B. im 
Hinblick auf absehbare Veränderungen in mehreren Gemeindeteilen oder infolge einer aktu-
ell zu bewilligenden Zwischennutzung, ist die Aufnahme eines entsprechenden Artikels im 
kommunalen Baureglement, zweckmässig. Da der Genehmigungsprozess einer Nutzungs-
planung erfahrungsgemäss einige Zeit beansprucht, ist es sinnvoll, den Artikel in das Bau-
reglement zu integrieren, bevor die ersten Zwischennutzungen bewilligt werden. 

Ein Artikel im kommunalen Baureglement kann folgende Bestimmungen beinhalten: 
▪ Nicht zonenkonforme Nutzung zulässig 
▪ Zonenkonforme Immissionen (wichtig v.a. bei Lärm in Wohnzonen) 
▪ Zeitliche Befristung von Zwischennutzungen auf z.B. maximal sieben bis zehn Jahre oder 

aber auch Befristung anhand objektiv feststellbarer Zustände 
▪ Gewährleistung der Sicherheit aus verkehrlicher (Angaben zur Verkehrssicherung nötig), 

sozialer und Sittlichkeit 
▪ Der Umgebung entsprechende Gestaltung. Ziel ist, die Zwischennutzung auf die Bau-

substanz und die Umgebung abzustimmen, so dass es ein in sich schlüssiges Bild gibt 
(„Richtiges am richtigen Ort“). Dies ist v.a. dann von Bedeutung, wenn Zwischennutzun-
gen in Wohn- und Dorfzonen zugelassen werden und das Erscheinungsbild der Strasse 
durch die Zwischennutzung nicht verändert werden soll (z.B. durch das Verbrettern von 
Fenstern in Dorfzonen, siehe auch Anhang 3). 

▪ (Finanzielle) Sicherstellung des Rückbaus als Absicherung für die Gemeinde, falls bei 
einer nicht zeitgerechten Beendigung oder einem unsachgemässen Rückbau der Zwi-

                                                 
166 Der Ablauf der Nutzungsplanung orientiert sich am Genehmigungsverfahren des Kantons Luzern. 



Zwischennutzungen als Chance 

Thesis MAS-Raumplanung ETHZ, 23. Juli 2009  62 

schennutzungen der Eigentümer von der Gemeinde Entschädigungsansprüche fordern 
würde167 

▪ Erfüllung der hygienischen und sicherheitstechnischen Voraussetzungen 
▪ Die Gemeinde darf weitere Auflagen und Bedingungen erteilen. 

Erleichterte Bedingungen bei vor- und parallelgeschalteten Bewilligungen, z.B. bei Gastro-
nomie- und Unterhaltungsbetrieben, können nicht im Baureglement festgehalten werden. 
Ausnahmen bei diesen Bewilligungen sind nur infolge Verhandlungen zwischen der Baube-
hörde, die das Bewilligungsverfahren koordiniert und, falls verschiedene Bewilligungen vor-
liegen müssen, diese gegeneinander abwägt. 

Falls eine Gemeinde nur in einer bestimmten Bauzone Zwischennutzungen zulassen will, 
kann die Gemeinde einen entsprechenden Artikel im kommunalen Baureglement ausschei-
den. Der oben erwähnte Inhalt wird um die Beschränkung auf eine bestimmte Bauzone er-
weitert. 

6.2 Sonderbauzonen: Zwischennutzungen nur in bestimmten Gebieten 
▪ Handlungsvorschlag für die Gebietskategorien Industrieareale, Wohn- und Gewerbe-

gebäude, Grün- und Freiflächen 
▪ Grundlage: Sonderbauzonen (Wolhusen und Zell) 
▪ Anzuwendendes Verfahren: Herkömmlicher Genehmigungsprozess bei Revisionen der 

Ortsplanung. 
▪ Zeitaufwand168: Erarbeitung Nutzungsplanung analog Kapitel 6.1. 
▪ Kosten: Wird die Sonderbauzone im Rahmen einer Revision der Ortsplanung in das 

Baureglement aufgenommen, entstehen für die Gemeinde sehr geringe zusätzliche Kos-
ten. 

 

Falls eine Gemeinde Zwischennutzungen nur in einem bestimmten Gebiet vorsieht, kann 
eine Sonderbauzone in drei Fällen sinnvoll sein. 

▪ Erstens wenn die Nachfolgenutzung bereits bekannt ist. Eine Sonderbauzone ermöglicht 
daher bis zum Einsetzen der Nachfolgenutzung eine nicht zonenkonforme Nutzung des 
Gebiets. 

▪ Zweitens wenn der Bedarf für eine Bauzone nur mittelfristig gegeben ist und sie nach 
Ablauf dieser Dauer wieder der Ursprungsnutzung, z.B. der Landwirtschaftszone zuge-
führt wird. 

▪ Drittens wenn eine Entwicklung bereits begonnen hat, die von den Behörden grundsätz-
lich gut geheissen wird, aber noch keine genauen Vorstellungen der künftigen Rahmen-
bedingungen bestehen. Die Behörde kann somit in der Sonderbauzone erste grundle-
gende Aspekte festlegen und diese nach Ablauf der Frist an den künftigen Stand der Er-
kenntnisse anpassen. 

                                                 
167 Goldschmidt/Taubeneck, Zwischennutzungen im Stadtumbau, http://www.staedtebau-
recht.de/pdf/Aufsatz%20Zwischennutzung%20BauR%202005.pdf, kein Ort, kein Jahr, S. 5. 
168 Der Ablauf der Nutzungsplanung orientiert sich am Genehmigungsverfahren des Kantons Luzern. 
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Eine Sonderbauzone kann dieselben Bestimmungen wie der „normale“ Zwischennutzungsar-
tikel beinhalten, wird aber um folgende Aspekte ergänzt: 

▪ Definition der Zwischennutzung 
▪ Nutzung, der das Gebiet nach Ablaufen der Zwischennutzung automatisch zugeteilt wird 
▪ Bauten und Anlagen und, falls Bedarf besteht, Massvorschriften, die in der Sonderbau-

zone erstellt werden dürfen,  

Wird das Gebiet nach Ende der Zwischennutzung wieder der Nichtbauzone zugeteilt, ist von 
baulichen Veränderungen abzusehen. 

6.3 Kommunaler Richtplan oder Konzept 
▪ Handlungsvorschlag für die Gebietskategorien Industrieareale und Grün- und Freiflä-

chen. 
▪ Grundlage: Ideenaufruf, Vermittlung (Deutschland). 
▪ Anzuwendendes Verfahren: Herkömmliches Verfahren bei einem kommunalen Richt-

plan durch die mit der Raumplanung beauftragte Behörde.  
Falls die Gemeinde auch von einer behördenverbindlichen Regelung absehen möchte, 
kann sie anstatt eines kommunalen Richtplans ein Konzept erarbeiten lassen. Dieses 
braucht keine regierungsrätliche Genehmigung. Die Gemeinde muss sich in diesem Fall 
über den Status des Konzepts Gedanken machen (Anwendbarkeit, Einfluss des Kon-
zepts etc.). Auch ein Konzept würde aufzeigen, in welchen Gebieten Zwischennutzungen 
denkbar und sinnvoll sind, es wäre aber weder behörden- noch eigentümerverbindlich. 

▪ Zeitaufwand: Erarbeitung kommunaler Richtplan 4-6 Monate, Mitwirkung/Kantonale 
Vorprüfung 3 Monate, Überarbeitung 2 Monate, Verabschiedung durch Gemeinderat 1 
Monat, anschliessend regierungsrätliche Genehmigung. Total 10-12 Monate. Bei einem 
Konzept kann auf die Mitwirkung und die Kantonale Vorprüfung verzichtet werden. 

▪ Kosten: Die Kosten für einen kommunalen Richtplan oder ein Konzept können sehr un-
terschiedlich sein. Wird bei einer Sondernutzungsplanung (Erarbeitung eines Gestal-
tungsplans, einer Überbauungsordnung mit genauen Massvorschriften, Erschliessung 
etc.) mit ca. 8-10 CHF/m2 gerechnet, kann aufgrund der kleineren Massstäblichkeit davon 
ausgegangen werden, dass die Kosten für einen kommunalen Richtplan tiefer liegen, d.h. 
so ca. 4-6CHF/m2. 

 

Ein kommunaler Richtplan oder ein Konzept kann in zwei Situationen eine Option sein:  

▪ Einerseits wenn die Gemeinde sich grundsätzlich Gedanken zu Zwischennutzungen in 
ihrem Gemeindegebiet machen möchte, z.B. ob und wenn ja, wo resp. in welchen Zonen 
Zwischennutzungen und welche Formen von Zwischennutzungen gefördert werden 
könnten. 

▪ Andererseits wenn die Gemeinde Zwischennutzungen behördenverbindlich, nicht aber 
eigentümerverbindlich, regeln möchte. Der kommunale Richtplan wäre dann ein Instru-
ment, das bei der Prüfung von Zwischennutzungen und der Bewilligung von Zwischen-
nutzungen in Form eines Zwischennutzungsvertrags zur Hilfe beigezogen werden könn-
te. 
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Ein kommunaler Richtplan ist v.a. bei Grün- und Freiflächen und Industriearealen sinnvoll, 
deren räumliche Dimensionen sich mehrheitlich über eine grosse oder mehrere Parzellen 
erstreckt.  

In bestehenden Wohn- und Gewerbebauten ist aufgrund des limitierten Angebots an Raum 
die Zweckmässigkeit eines kommunalen Richtplans beschränkt, weil er allenfalls parzellen-
scharf sein könnte und dann doch eigentümerverbindliche Züge annähme. Da in den meis-
ten Fällen keine baulichen Veränderungen vorgenommen werden, ist die Art der Zwischen-
nutzung in der Gebietskategorie Wohn- und Gewerbebauten meistens durch die Raumauftei-
lung gegeben. Möchte eine Gemeinde Zwischennutzungen in Wohn- und Gewerbebauten 
fördern, ist der Handlungsvorschlag Gewerbeflächen durch Zwischennutzungen beleben 
angebracht. 

6.4 Vom Eigentümer, Zwischennutzer und der Behörde unterzeichneter 
Zwischennutzungsvertrag 

▪ Handlungsvorschlag für die Gebietskategorien Industrieareale, Wohn- und Gewerbe-
bauten und Grün- und Freiflächen. 

▪ Grundlage: Keine öffentlich-rechtliche Regelung (Wauwil), Zwischennutzungsvertrag 
(Deutschland). 

▪ Anzuwendendes Verfahren: Vereinfachtes Verfahren. Die Behörden erarbeiten den 
privat-rechtlichen Zwischennutzungsvertrag zusammen mit der Ausnahmebaubewilligung 
und schliessen den Zwischennutzungsvertrag mit dem Eigentümer und dem Zwischen-
nutzer ab. 

▪ Zeitaufwand: Erarbeitung des Vertrags mit einem Raumplanungsbüro 3 Monate, Prü-
fung durch Juristen und Kanton 3 Monate. Total 6 Monate. 

▪ Kosten: Die Gemeinde, der Eigentümer und der Zwischennutzer dritteln sich die Kosten, 
die durch die Erarbeitung des Zwischennutzungsvertrags entstehen. Es kann entweder 
ein fixer Betrag oder ein Prozentsatz der Mietsumme (monatlich, jährlich) sein. Zieht die 
Gemeinde einen Juristen zur Ausarbeitung eines Standardvertrags bei, kann sie die Kos-
ten entweder selber übernehmen oder in den Kostenteiler integrieren. 

 

In den meisten Fällen stellt die Baubehörde eine Baubewilligung für eine Nutzungsänderung 
aus, ohne dass sie über den Inhalt des Mietvertrags zwischen dem Eigentümer und dem 
Mieter resp. Zwischennutzer detailliert informiert ist. 

Falls die Gemeinde Zwischennutzungen nicht öffentlich-rechtlich regelt, sondern diese ein-
fach im Rahmen von Ausnahmebaubewilligungen zulassen möchte, sollte die Gemeinde 
gleichzeitig mit der (öffentlich-rechtlichen) Baubewilligung einen privat-rechtlichen Zwischen-
nutzungsvertrag, der von den Behörden, dem Eigentümer und dem Zwischennutzer unter-
schrieben wird, erstellen. Dies ermöglicht der Gemeinde diverse Auflagen an die Baubewilli-
gung zu knüpfen, für die sie sonst ggf. keine Grundlage hätte. Dieser an die Baubewilligung 
gebundene Zwischennutzungsvertrag gibt der Gemeinde die Sicherheit, dass alle Aspekte, 
die eine Umnutzung der Baute, Anlage oder des Areals in der Zukunft behindern könnten, 
geregelt sind. Sie kann darin auch ausschliessen, dass der Eigentümer im Falle einer nicht 
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fristgerechten Beendigung der Zwischennutzung und dergleichen an die Gemeinde keine 
Entschädigungsforderungen stellen kann.  

Falls kein solcher Zwischennutzungsvertrag besteht, wäre es für die Gemeinde schwierig, 
die Baute, Anlage oder das Areal zu entwickeln, da sie ohne solche Regelung nur schwer 
auf das Areal resp. den Eigentümer Einfluss nehmen kann. 

6.5 Kostenlose Überlassung von Flächen/Überlassungsvertrag 
▪ Handlungsvorschlag für die Gebietskategorie Grün- und Freiflächen (vornehmlich im 

Eigentum der öffentlichen Hand) 
▪ Grundlage: Kostenloses Überlassen von Flächen (Deutschland) 
▪ Anzuwendendes Verfahren: Informelles Verfahren. Die Behörden evaluieren den 

Standort, die gewünschte Nutzung und schliessen die Verträge mit den Zwischennutzern 
ab. Die Gemeinde kann diesen Vorschlag mit oder ohne externe Fachexperten umset-
zen. 

▪ Zeitaufwand: Standortevaluation mit Raumplanungsbüro 3 Monate, Erarbeitung Über-
lassungsvertrag 3 Monate (könnte, sobald erste Standorte bekannt sind, parallel zur 
Standortevaluation durchgeführt werden), Prüfung durch Juristen und Kanton 3 Monate, 
gleichzeitig Suche nach Zwischennutzern und Verhandlungen 6 Monate. Total 12-15 
Monate. 

▪ Kosten: Die Gemeinde stellt die Fläche zur Verfügung. Hinzu kommen die Kosten für die 
Standortevaluation und die Erarbeitung des Überlassungsvertrags und allenfalls weiterer 
administrativer Aufwand. 

 

Liegen in einer Gemeinde Grün- und Freiflächen (z.B. Sportplätze) brach, kann es für sie 
interessant sein, diese Flächen den Zwischennutzern gratis oder so billig, dass die laufenden 
Betriebskosten gedeckt werden, abzugeben. Im Gegenzug pflegen die Zwischennutzer be-
sagte Fläche. Voraussetzung ist eine klare Regelung betreffend Pflegeaufwand zwischen der 
Gemeinde und dem Zwischennutzer. Die Nutzung kann auch durch einen Ideenaufruf ge-
sucht werden. 

Grundsätzlich ist dieses kostenlose Überlassen von Flächen auch in Industriearealen und 
Wohn- und Gewerbebauten denkbar. Gemäss zone*imaginaire Argumente und Instrumente 
für Zwischennutzungen in der Schweiz, kann dies zwischen dem Eigentümer und dem Zwi-
schennutzer mit einem Gebrauchsleihvertrag geregelt werden (Art. 305 – 311 Obligationen-
recht). 
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6.6 Ideenaufruf 
▪ Handlungsvorschlag für die Gebietskategorie Wohn- und Gewerbebauten, Grün- und 

Freiflächen 
▪ Grundlage: Ideenaufruf (Deutschland) 
▪ Anzuwendendes Verfahren: Informelles Verfahren. Die Behörden erarbeiten zusammen 

mit einem Raumplanungsbüro die Ausschreibung, prüfen die Eingaben, wählen die ge-
wünschten Nutzungen und schliessen die Verträge mit den Zwischennutzern ab. Die 
Ausschreibung sollte sich so weit wie möglich nach SIA-Normen richten. 

▪ Zeitaufwand: Erarbeitung Ausschreibung mit Raumplanungsbüro 3 Monate, Kontrolle 
durch Kanton, allenfalls SIA 3 Monate, Ausschreibung läuft während 4-6 Monaten, gleich-
zeitig Erarbeitung Vertrag und Prüfung durch Juristen und Kanton, Prüfung der Eingaben 
1 Monat, Vertragsabschluss 2 Monate. Total 13-15 Monate. 

▪ Kosten: Die Gemeinde und der Eigentümer teilen sich die Kosten für die Massnahme. Je 
nach Anzahl Eingaben, Durchläufe bei einem Verfahren analog einer Testplanung kön-
nen sie beträchtlich variieren. Preisgelder gibt keine, die Förderung der Zwischennutzung 
kommt dem Gewinn gleich. 

 

Mit einem Ideenaufruf können Vorschläge für Zwischennutzungen gesammelt werden. So 
kann sich z.B. die Bevölkerung einer Gemeinde wünschen, welche Angebote in Form von 
Zwischennutzungen sie sich im Dorfkern, auf dem nicht mehr genutzten Sportplatz oder der 
aufgefüllten Kiesgrube vorstellen kann und ebenfalls davon Gebrauch machen würde. Es 
können aber auch Künstler angefragt werden, ob sie an einem Atelier oder Ausstellungs-
räumen interessiert sind. 

Dieser Vorschlag richtet sich v.a. an die Gebietskategorien Wohn- und Gewerbebauten so-
wie Grün- und Freiflächen, bei denen es einerseits wichtig ist, dass sie belebt werden, aber 
andererseits damit die Leerstände nicht auf die Betriebe der umliegenden Bauten übersprin-
gen. Der Ideenaufruf erscheint insofern eine verfolgenswerte Idee, da er auch dazu dienen 
könnte, so genannte Paraläden in leer stehenden Bauten zu fördern (so könnten z.B. Bastel-
arbeiten in einem Laden mit Schaufenster sehr günstig vermietet werden, als dass sie wei-
terhin im Wohnzimmer des Herstellers verkauft werden). Leer stehende Wohn- und Gewer-
bebauten würden so wenigstens während einigen Nachmittag pro Woche belebt. 

Ergeben sich interessante Optionen, können die Behörden die Zwischennutzungen gezielt 
fördern, z.B. durch das Bereitstellen von günstigen Verkaufsflächen für Paraläden, Mittagsti-
sche, Ateliers etc. (siehe Gewerbeflächen durch Zwischennutzungen beleben). 

6.7 Gewerbeflächen durch Zwischennutzungen beleben 
▪ Handlungsvorschlag für die Gebietskategorie Wohn- und Gewerbebauten 
▪ Grundlage: Gewerbeflächen mit Zwischennutzungen beleben (Burgdorf), Ideenaufruf 

und Überlassen von Flächen (Deutschland) 
▪ Anzuwendendes Verfahren: Informelles Verfahren. Die Behörden definieren mit einem 

Raumplanungsbüro und Architekturbüro, welche Nutzung in welchem Gebäude stattfin-
det, suchen Zwischennutzer und schliessen die Verträge mit den Zwischennutzern ab. 
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Die Gemeinde kann diesen Vorschlag mit oder ohne externe Fachexperten umsetzen. 
Die Verträge müssen dem OR entsprechen. 

▪ Zeitaufwand: Erarbeitung Ausschreibung mit Raumplanungsbüro 3 Monate, Kontrolle 
durch Kanton, Suche der Zwischennutzer läuft während 4-6 Monaten, gleichzeitig Erar-
beitung Vertrag und Prüfung durch Juristen und Kanton, Vertragsabschluss 2 Monate. 
Total: 9-11 Monate. 

▪ Kosten: Die Gemeinde und der Eigentümer teilen sich die Kosten für die Massnahme. 

 

Die Gemeinden und Eigentümer erarbeiten gemeinsam eine Strategie, in welchen Wohn- 
und Gewerbebauten welche Zwischennutzungen möglich sind (z.B. anhand von einem I-
deenaufruf) und fördern diese anschliessend entsprechend. Die Zwischennutzungsverträge 
entsprechen einem herkömmlichen Mietvertrag, in dem jedoch die Mietdauer und die Miet-
zinsen beschränkt sind. So können leer stehende Wohn- und Gewerbebauten mit Nutzun-
gen, z.B. in den Dorfkernen, wo ein gewisses Leben nötig ist, gefüllt werden. Möglich sind 
z.B. Paraläden, Schulzimmer, Mittagstische, gemeindliche Planauflagen. Wichtig wäre in 
diesem Fall, dass die Initianten die Öffnungszeiten, Aktionen etc. mit den Zwischennutzern 
genau absprechen, damit die entsprechenden behördlichen Erwartungen erfüllt werden. 

Diese Strategie kann speziell für peripher-ländliche Gemeinden interessant sein, weil die 
Zwischennutzer meistens lokal und eher klein sind und dementsprechend einen geringen 
Platzbedarf aufweisen. Das Raumangebot und die Nachfrage nach Raum in diesen meist 
historisch gewachsenen Dorfkernen können sich so sehr wahrscheinlich decken. 

6.8 Analyseraster für die Beurteilung von Zwischennutzungen 
Der Analyseraster dient als Beurteilungshilfe für die Bewilligung von Zwischennutzungen, 
wenn eine entsprechende Regelung im kommunalen Baureglement vorliegt, eine Zwischen-
nutzung im Rahmen einer Ausnahmebewilligung beurteilt wird oder bei der Evaluation von 
Zwischennutzungen, die bei innovativen Massnahmen entwickelt werden. 

Ein Teil der Anforderungen stellt die Gebietskategorie an die Zwischennutzung, ein anderer 
Teil die Art der Zwischennutzung an die Gebietskategorie. Alle Anforderungen zusammen 
sollten im Rahmen einer Baubewilligung oder bei der Evaluation einer innovativen Mass-
nahme geprüft werden. 

Dieses Analyseraster erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es empfiehlt sich, auch 
bereits bewilligte permanente Nutzungen, die der Zwischennutzung ähnlich sind, als Ver-
gleich herbeizuziehen, um auch auf die örtlichen Besonderheiten eingehen zu können. 
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Tabelle 13: Analyseraster für die Beurteilung von Zwischennutzungen in Funktion der Örtlichkeit und der Nutzung 
 

Gebietskategorie 
Art der Zwi-
schennutzung 

Industrieareal Wohn- und  
Gewerbebauten 

Grün- und Freiflächen 

Allgemeine An-
forderungen 

▪ Minimale Sicherheits-
technische Anforderun-
gen gewährleisten 
(Fluchtwege etc.) 

▪ Minimale Sicherheits-
technische Anforderun-
gen gewährleisten 
(Fluchtwege etc.) 

▪ Der Umgebung entspre-
chende Gestaltung 

▪ Verkehrliche Sicherheit 
▪ Lärmemissionen 

▪ Minimale Sicherheits-
technische Anforderun-
gen gewährleisten 
(Fluchtwege etc.) 

▪ Der Umgebung entspre-
chende Gestaltung 

▪ Verkehrliche Sicherheit 
▪ Lärmemissionen 

Garten/Park ▪ Berücksichtigung von 
Altlasten und deren Aus-
wirkungen auf gärtneri-
sche Aktivitäten 

▪ Pflege der Pflanzen 
▪ Keine Verschmutzung 

des Bodens 
▪ Öffentliche Zugänglichkeit 

gewährleisten 

▪ Pflege der Pflanzen 
▪ Keine Verschmutzung 

des Bodens 
▪ Öffentliche Zugänglichkeit 

gewährleisten 
Gastronomie ▪ Berücksichtigung der 

minimalen hygienischen 
Standards 

▪ Minimale Sicherheits-
technische Anforderun-
gen gewährleisten 
(Fluchtwege etc.) 

▪ Berücksichtigung der 
minimalen hygienischen 
Standards (Toiletten, Kü-
che) 

▪ Allenfalls Fahrten (Gäste 
und Anlieferungen) 

▪ Berücksichtigung der 
minimalen hygienischen 
Standards (Toiletten, Kü-
che) 

▪ Allenfalls Fahrten (Gäste 
und Anlieferungen) 

Gewerbe ▪ Keine weiteren spezifi-
sche Anforderungen 

▪ Der Umgebung entspre-
chende Nutzung (Gewäh-
rung der sozialen Sicher-
heit) 

▪ Der Umgebung entspre-
chende Nutzung (Gewäh-
rung der sozialen Sicher-
heit) 

Kultur ▪ Keine weiteren spezifi-
sche Anforderungen 

▪ Allenfalls Fahrten ▪ Allenfalls Fahrten 

Sport ▪ Keine weiteren spezifi-
sche Anforderungen 

▪ Allenfalls Fahrten ▪ Allenfalls Fahrten 

Lager ▪ Keine weiteren spezifi-
sche Anforderungen 

▪ Fahrten ▪ Fahrten 

 

Es zeigt sich, dass die Anforderungen bei der Gebietskategorie Industrieareale geringer sind 
als bei den beiden anderen Gebietskategorien, weil sie oftmals vom Siedlungskörper räum-
lich getrennt sind. Befinden sich die Grün- und Freiflächen innerhalb der Siedlungsfläche 
(und nicht ausserhalb, wie z.B. aufgefüllte Deponien oder Abbaustandorte) müssen in etwa 
die ähnlichen Anforderungen wie bei Wohn- und Gewerbebauten erfüllt werden. Befinden 
sich die Grün- und Freiflächen ausserhalb des Siedlungsgebiets, müssen weniger Anforde-
rungen erfüllt werden.  

6.9 Regionale oder kantonale Zwischennutzungsfachstelle 
▪ Handlungsvorschlag für die Gebietskategorien Industrieareale, Wohn- und Gewerbe-

bauten und Grün- und Freiflächen. 
▪ Grundlage: Vermittlung (Deutschland). 
▪ Anzuwendendes Verfahren: Besteht bereits ein Regionalplanungsverband, müssen ihm 

die Gemeinden die zusätzlichen Befugnisse abtreten. Fall die Zwischennutzungsfachstel-
le beim kantonalen Raumplanungsamt angegliedert ist, müssen sich die Gemeinden und 
der Kanton die Art der Zusammenarbeit und die Befugnisse klar regeln. Da die Zwi-
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schennutzungsfachstelle aber nur beratende Funktion hat, würden die gemeindlichen 
Zuständigkeiten nicht in Frage gestellt. 

▪ Zeitaufwand: Regionale Zwischennutzungsfachstelle: Grundsatzentscheid fällen 2-4 
Monate, Erarbeitung Pflichtenheft der Zwischennutzungsfachstelle (Regionalplanungs-
verband mit Raumplanungsbüro), regelmässige Informationen für die Gemeinden inkl. 
anschliessende Vernehmlassungen bei den Gemeinderäten (ev. inkl. Anpassung Regio-
naler Richtplan) 12-18 Monate, Verabschiedung an Delegiertenversammlung 4 Monate, 
Aufbau Fachstelle (Datenbank mit leer stehenden Bauten, Anlagen und Arealen nach 
verschiedenen Kriterien erfassen, Kontakte mit Investoren, regionaler Wirtschaftsförde-
rung, Raumplanungsbehörden, Zwischennutzern etc. knüpfen) min. 12 Monate. Total: 
30-38 Monate.  
Kantonale Fachstelle: Erarbeitung Grundlage für Grundsatzentscheid durch Regierungs-
rat 8-10 Monate, Erarbeitung Pflichtenheft der Zwischennutzungsfachstelle (allenfalls mit 
Raumplanungsbüro), regelmässige Informationen für die Gemeinden inkl. anschliessen-
de Vernehmlassung bei den Gemeinderäten 10-15 Monate, Genehmigung durch Regie-
rungsrat 4 Monate, anschliessend Aufbau Fachstelle. Total: 32-37 Monate. 

▪ Kosten: Die Gemeinden müssten für die Kosten der Zwischennutzungsfachstelle auf-
kommen. Oftmals wird bei Regionalplanungsverbänden eine Summe pro Einwohner be-
stimmt und dann hochgerechnet. Dies könnte auch hier eine Möglichkeit sein. Die kanto-
nale Zwischennutzungsfachstelle würde vom Kanton finanziert. 

 

Anhand des Berliner Stadtteils Marzahn-Hellersberg wurde das Beispiel von Zwischennut-
zungsfachstellen präsentiert. Der Bedarf an einer Zwischennutzungsfachstelle in einer peri-
pher ländlichen Gemeinde besteht aufgrund der Grösse des Siedlungsgebiets verständli-
cherweise nicht. Die Initiierung einer Zwischennutzungsfachstelle auf regionaler oder kanto-
naler Ebene könnte hingegen eine interessante Möglichkeit sein, Zwischennutzungen in die-
sen Gemeinden zu fördern. 

Ob die Fachstelle auf regionaler oder kantonaler Ebene angesiedelt ist, hängt von diversen 
Faktoren ab: Falls in einer Region viele leer stehende Bauten, Anlagen und Areale bestehen 
und der Regionalplanungsverband gewissen Einfluss hat, könnte er diese Aufgabe wahr-
nehmen. Die Nähe zu den Gemeinden könnte sich dabei als vorteilhaft erweisen. Gibt es 
hingegen in einer Region zu wenig Zwischennutzungen, ist es wohl sinnvoller, die Fachstelle 
auf kantonaler Ebene anzusiedeln. 

Eine Zwischennutzungsfachstelle hätte folgende Aufgabenbereiche:  

▪ Erhebung aller leer stehenden Bauten, Anlagen und nicht mehr bewirtschafteten Arealen 
(Quantitative und qualitative Kriterien: Grösse, Bauzone, Altlasten, Zustand Bausubstanz 
etc.)169. Zeitgleich könnte sie auch als Informationsstelle über Bauten, Anlagen und Area-
le dienen, die verkauft und umgenutzt werden, dienen. 

▪ Anlaufstelle für Eigentümer, die Zwischennutzungen in ihrem Areal zulassen wollen und 
potentielle Zwischennutzer, die sich für freie Räumlichkeiten interessieren. 

▪ Bindeglied zwischen Zwischennutzer, Eigentümer und Gemeinde 
▪ Unterstützt die Gemeinde beim Entscheidungsprozess, ob und welche Zwischennutzun-

gen sie in ihrem Gemeindegebiet zulässt und wie sie diese regeln soll (Ideenaufruf, 
                                                 
169 Ein Beispiel einer solchen Datenbank ist die Brachenbank von Wüest&Partner:   
http://www.wuestundpartner.com/brachenbank/  
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kommunaler Richtplan, Gewerbeflächen durch Zwischennutzungen beleben etc.). Dies 
ist v.a. bei kleineren Gemeinden wichtig, wo die verwaltungsinternen personellen Kapazi-
täten limitiert sind. Die Zwischennutzungsfachstelle könnte diesen Prozess allenfalls auf 
Mandatsbasis übernehmen. 

▪ Diese Zwischennutzungsfachstelle könnte auch die „Qualitätssicherung“ einer Zwischen-
nutzung übernehmen. So könnte ein unabhängiges Fachgremium, bestehend z.B. aus 
Vertretern des Denkmalschutz, der Soziologie, der Polizei, Zwischennutzungen im Hin-
blick auf die Umgebung, die Bausubstanz, die sozialen Auswirkungen etc. überprüfen. 

▪ Unterstützung bei der Ausarbeitung von Verträgen (z.B. Zwischennutzungsvertrag) zwi-
schen Gemeinde, Eigentümer und Zwischennutzer. 

▪ Abschliessen von Überlassungsverträgen zwischen Eigentümer und Zwischennutzungs-
fachstelle. Die Zwischennutzungsfachstelle übernimmt anschliessend die gesamte Koor-
dination und Administration, die durch die Zwischennutzungen in einer Baute oder Anla-
ge oder in einem Areal anfällt (alle Belange im Zusammenhang mit der Baubewilligung, 
Handhabung (kleinerer) Schäden etc.). Vermietet sie Flächen, schliesst sie mit den Zwi-
schennutzern einen Untermietvertrag ab, ohne dass der Eigentümer daran beteiligt ist. 

▪ Die Zwischennutzungsfachstelle könnte sich auch für die Aufnahme von Zwischennut-
zungen im kantonalen Planungsgesetz oder Kantonalen Richtplan einsetzen. Es scheint, 
als dass Gemeinden Zwischennutzungen eher in ihr Baureglement aufnehmen oder im 
Allgemeinen fördern, wenn das übergeordnete, kantonale Planungsgesetz Zwischennut-
zungen ebenfalls beinhaltet. Die regionale oder kantonale Zwischennutzungsfachstelle 
könnte auch bei der anstehenden Revision des RPG einbringen, dass das neue Regio-
nalentwicklungsgesetz nicht zonenkonforme Bauten und Nutzungen bei Zwischennut-
zungen für eine befristete Zeitspanne zulässt. Dies könnte auch im Sinne des ARE sein, 
das im Art. 28 Bst. b E-REG schreibt, dass die Siedlungsentwicklung verstärkt nach in-
nen gelenkt werden soll170. Gemäss dem erläuternden Bericht zum E-REG kommt der 
verstärkten Nutzung von Brachflächen bei der Siedlungsentwicklung nach innen eine 
„besondere Bedeutung zu“171. 

 

                                                 
170 ARE, Bundesgesetz über die Raumentwicklung (Raumentwicklungsgesetz, REG) Vernehmlassungsentwurf, 
http://www.are.admin.ch/themen/recht/index.html?lang=de, Bern, 2008, S. 5. 
171 ARE, Revision des Raumplanungsgesetzes Erläuternder Bericht, Bern, 2008, S. 46. 
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7 Weitere Gedanken 

7.1 Zwischennutzungen als erster Schritt in Richtung einer proaktiven 
Raumplanung 

Zwischennutzungen zu fördern bedeutet auch einen Wandel hin zu einer dynamischen Be-
trachtung der Raumplanung. Bis anhin ist die Raumplanung auf die Herstellung eines dauer-
haften Zustandes und der geordneten Besiedlung des Landes ausgerichtet. Dementspre-
chend funktional ist die Raumplanungsgesetzgebung formuliert und sind die Instrumente der 
Raumplanung ausgerichtet. Die an den Raum gestellten Herausforderungen steigen mit den 
sozialen, ökonomischen und ökologischen Entwicklungen ständig. Es werden immer neue 
Aufgaben an die Raumplanung gestellt, für die sie eine Lösung finden muss. Es scheint, 
dass die Raumplanung all zu oft nur noch reagieren, kontrollieren und korrigieren kann an-
statt vorauszuschauen, zu entwerfen und Entwicklungen zu initiieren. Bei der Handhabung 
von Zwischennutzungen in (demnächst) leer stehenden Bauten, Anlagen und Arealen könnte 
die Raumplanung die Chance haben, wieder vermehrt proaktiv zu werden. Dazu müssen auf 
raumplanerischer Ebene Änderungen vorgenommen und Neuausrichtungen eingeschlagen 
werden. Die neuen Bundesländer in Deutschland beweisen, wie die Raumplanung infolge 
der räumlichen Entwicklungen überfordert sein kann und dass innovative Instrumente und 
Massnahmen zu neuen, vorher nicht denkbaren Lösungen führen können. 

Eine Option ist, dass die Raumplanung und die Architektur funktionsoffener werden, d.h. 
dass Bauten und Anlagen nicht nur eine Funktion/Nutzung beherbergen können, sondern 
nach Ende der einen Nutzung mit geringen baulichen Veränderungen andere, neue Nutzun-
gen aufnehmen können. Die Raumplanungsgesetzgebung sollte, die geordnete Besiedlung 
des Landes und die haushälterische Nutzung des Bodens nicht aus den Augen verlierend, 
ein dynamischeres Instrument werden, das räumliche Veränderungen antizipieren kann. So 
sollten die kantonalen Planungsgesetzte, wie es bereits in den Kantonen Basel-Stadt und 
Bern der Fall ist, Zwischennutzungen zulassen und so in leer stehenden Bauten, Anlagen 
und Arealen bei deren Umnutzung Zwischennutzungen zulassen. 

Aber auch sollten auf der kommunalen Ebene sind Baureglemente mit Zonenbestimmungen, 
die einen grossen Spielraum offen lassen und die Berücksichtigung von quantitativen und 
qualitativen Kriterien vorsehen (so wie es Thun und Burgdorf vormachen), vermehrt umge-
setzt werden. Schliesslich ist es auf der kommunalen Ebene, da die Gemeinde die Pla-
nungshoheit bei der Nutzungsplanung innehat, wo sich die räumlichen Veränderungen am 
meisten bemerkbar machen. Diese dynamische, funktionale Betrachtung der Raumplanung 
würde dann nicht mehr Bauten in Funktion einer Gebietskategorie bei Zwischennutzungen 
oder in Funktion der quantitativen Anforderungen einer Bauzone (Ausnützungsziffer etc.) bei 
einer dauerhaften Nutzung zur Folge, sondern die Bauten, Anlagen und Nutzungen würden 
nur noch in Funktion ihrer Emissionen (Lärmemissionen, Verkehrsaufkommen, soziale Be-
dürfnissen, Eingliederung in die Umgebung, Sicherheit etc.) bewilligt. 
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7.2 Neu-, Zwischen-, Um- und Endnutzung: Ist diese Unterscheidung 
überhaupt nötig? 

Diese Überlegungen führen zur Frage, ob die Begriffe Neunutzung, Zwischennutzung und 
Umnutzung und deren unterschiedliche Handhabung in der Zukunft überhaupt noch ihre Be-
rechtigung verdienen. Dies beweist auch die Diskussion über die Dauer der Zwischennut-
zungen unter Raumplanungsexperten (darf eine Zwischennutzung fünf Jahre dauern? Oder 
auch zehn Jahre? Und ab wann wird sie als Umnutzung betrachtet resp. die Zonenbestim-
mungen an die Zwischennutzung angeglichen?). Im Moment und den kommenden Jahren 
braucht es diese Unterscheidung zwischen Neunutzung, Zwischennutzung und Umnutzung 
sehrwahrscheinlich aber schon noch: Die bestehenden Bauten, Anlagen und Areale sind 
vornehmlich auf eine Nutzung ausgerichtet. Die Strukturen sind flexibel genug, damit sich die 
Grundrisse an die ändernden Herausforderungen anpassen können. Diese Monofunktionali-
tät ist nicht auf die kommenden räumlichen Veränderungen ausgerichtet. Aus diesem Grund 
werden Zwischennutzungen auch in den kommenden Jahren, wenn nicht sogar Jahrzehnten 
ein nützliches Instrument sein, um Leerständen in Bauten, Anlagen und Arealen temporär zu 
überbrücken.  

7.3 Folgt nach der Zwischennutzung die Auszonung? 
Im Rahmen dieser Arbeit wurde immer davon ausgegangen, dass nach dem Ende einer 
Nutzung eine neue Nutzung kommt. Es erscheint als gegebene Voraussetzung, dass die 
Nachfrage nach Raum weiterhin im mindestens gleichen Ausmass gegeben ist. Doch v.a. in 
peripher ländlichen Gebieten gibt es bereits heute Anzeichen, dass die Nachfrage nach 
Raum konstant sinken wird. Die steigende Anzahl von Ladenschliessungen, die immer län-
ger dauernden Leerstände, die sinkenden Mietzinsen etc. in peripher ländlichen Gemeinden 
sind Zeichen, dass das Angebot an heute bestehender Bausubstanz zu gross ist. Auch für 
Zwischennutzungen wird die Nachfrage sinken oder es wird, früher oder später, keine Nach-
frage mehr geben. Die Förderung von Zwischennutzungen wird an ihre Grenzen stossen und 
keine nachhaltige Lösung mehr sein. An dieser Stelle sei gefragt, was dann geschieht. Muss 
sich die Raumplanung darauf vorbereiten, das Planungsrecht von gewissen Zonen zu ent-
fernen, die Bauten und Anlagen zurück zu bauen und diese wieder der Landwirtschaftszone 
oder dem Wald zuzuführen, so wie es heute bereits in gewissen Teilen von Deutschland der 
Fall ist und die Bundesregierung extra das Programm Stadtumbau geschaffen hat? Wie wür-
de ein solches Programm in der Schweiz aussehen? Welche Parameter müssten erfüllt sein, 
damit eine Gemeinde (oder eine Region?) in ein solches Programm aufgenommen würde? 
Auf wie viele Jahre würde die Umsetzung des Programms in einer Gemeinde ausgerichtet? 
Wie würde die betroffene Bevölkerung miteinbezogen? Wer würde es erarbeiten? Wie sähe 
die Kostenbilanz aus? Was für Verfahren müssten bei der Erarbeitung und der Umsetzung 
des Programms angewendet werden?  
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Bau- und Nutzungsordnung Stadt Aarau (BNO), neuer § 30ter BNO „Spezialzone Torfeld 

Süd“ 
Bau- und Zonenreglement 2003 Gemeinde Wolhusen (BZR), Planteam S, Wolhusen. 
Bau- und Zonenreglement 2007 Gemeinde Wauwil (BZR), Planteam S, Wauwil. 
Bau- und Zonenreglement 2009 Gemeinde Zell (2009, (Exemplar für die Mitwirkung und die 

Kantonale Vorprüfung), Planteam S, Zell. 
Baureglement mit Kommentar der Stadt Burgdorf (BR) (2005), 

http://www.burgdorf.ch/uploads/tx_userdocument/Baureglement_mitKommentar-
neu.pdf 

Baureglement mit Kommentar der Stadt Thun (2002), 
http://www.thun.ch/fileadmin/behoerden/planungsamt/media/pdf/baureglement_2002.p
df 

 
Gesetze Deutschland 
Baugesetzbuch Deutschland (BauGB), http://www.bauordnungen.de/Baugesetzbuch.pdf, 

oder Beck-Texte im dtv, München, 2005. 
Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien (Europarechtsanpassungs-

gesetz Bau – EAG Bau), http://www.bgblportal.de/BGBL/bgbl1f/bgbl104s1359.pdf  
 
Bundesgerichtsentscheide 
BGE 103 Ia 250, http://www.bger.ch/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-

recht/jurisdiction-recht-leitentscheide1954-direct.htm, 3. Juli 2009 
BGE 113 Ia 444, http://www.bger.ch/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-

recht/jurisdiction-recht-leitentscheide1954-direct.htm, 3. Juli 2009 
BGE 125 I 166, http://www.bger.ch/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-

recht/jurisdiction-recht-leitentscheide1954-direct.htm, 3. Juli 2009  
 
Alle Internetlinks wurden zwischen Mai bis Juli 2009 überprüft. 
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Anhang 1: Herleitung der Kategorisierung der Zwischennutzungen 
 
Zusammenfassung der Ergebnisse aus der Analyse der in den Publikationen „Urban Pioneers: Stadtentwicklung 
durch Zwischennutzung“172 und „Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau als Beitrag für eine nachhaltige 
Stadtentwicklung“173. 
 

Gebietskategorien 
Knapp 2/3 der Zwischennutzungen 
finden in Grün- und Freiflächen statt, 
rund 1/4 in Wohn- und Gewerbegebäu-
den. Der Rest der Zwischennutzungen 
findet in Industriearealen statt. Hier sei 
darauf hingewiesen, dass die Beispiele 
mehrheitlich aus städtischen Gebieten 
kommen. Deshalb besteht wohl auch 
das Bedürfnis nach Zwischennutzungen 
in Grün- und Freiflächen. 
 
 
 
Art der Zwischennutzung pro 
Gebietskategorie 
Während in der Gebietskategorie In-
dustrieareale fast alle Formen von Zwi-
schennutzungen möglich sein, ist die 
bei den zwei anderen Gebietskatego-
rien unterschiedlich. In der Kategorie 
Grün- und Freiflächen gibt es am meis-
ten Nutzungen im Bereich Sport und 
Garten/Park, in der Kategorie Wohn- 
und Gewerbebauten am meisten kultu-
relle Nutzungen. 

 
 
 

Kategorisierung der Initianten von 
Zwischennutzungen 
Der Anteil an Privaten, Unternehmen, 
Vereinen und Gemeinwesen als Initian-
ten ist recht ausgeglichen. Die Über-
gänge zwischen den einzelnen Katego-
rien sind fliessend, da z.B. Private bei 
der Gründung der Zwischennutzung 
eine Unternehmung gründen. Der Anteil 
der Gemeinwesen ist recht hoch, da 
diese recht viele Aktivitäten, v.a. im 
sozialen Bereich, in leer stehenden 
Bauten durchführen (Mittagstisch, Spiel-
plätze etc.). 

 
 

                                                 
172 Overmeyer Klaus et. al, Urban Pioneers Berlin: Stadtentwicklung durch Zwischennutzung, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, Jovis, Berlin, 2007, S. 48-98. 
173 Schlegelmilch Frank/Baumgart Sabine/Bembennek Jan/Ackermann Jörn/Söpper Katharina, Zwischennutzun-
gen und Nischen im Städtebau als Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung, Projekt des Forschungspro-
gramms „Experimenteller Wohnungs- und Städtebau“, http://d-nb.info/990239853/34, Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung BMVBS und Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung BBR, Bonn, 2008, 
S. 10-94. 
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Kategorisierung der Grundlagendaten 

 

Nr. Name der 
Zwischennutzung

Quelle Nutzungstyp Kategorisierung Ort Initiant
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1 Bundespressestand UP, 50 Bar 1 1
2 Oststrand UP, 51 Strandbar, Eventlocation 1 1
3 Ponybar UP, 52 Gastronomie, Gewerbe 1 1
4 Flohmark am 

Mauerpark
UP, 53 Flohmi 1 1 1 1

5 Hi-Flyer UP, 54 Tourismus 1 1 1
6 Pomp Duck ans 

Circumstance 
GmbH

UP, 55 Restauranttheater
1 1 1 1 1

7 Badeschiff UP, 66 Winter: Sauna uns Badi
Sommer: Badi, Strandbar, 
Eventlocation

1 1 1 1

8 BMX spontan UP, 59 BMX-Training 1 1 1
9 Mellowpark UP, 60 Jugendsportpark (BMX, 

Skateboard) 1 1 1

10 Kleiner Wagrainer 
Schneeberg

UP, 61 Skipiste mit 
Kinderskischule 1 1 1

11 Team Venture 
Sportpark

UP, 62 Kommerzielle Sport- und 
Freizeitnitzung, 
Hochseilgarten, 
Beachsport, Kanu, 
Firmenevents, 
Fürhungskräftetrainungs, 
Beach-Lounge

1 1 1 1 1

12 Golf in Adlershof UP, 63 öffentliche Golf-
Übungsanlage 1 1 1 1 1

13 Golf am 
Gleisdreieck

UP, 64 Öffentliche Driving Range 
mit Biergarten und 
exklusive Driving Range 
mit Clubhaus für 
Mitglieder

1 1 1 1 1

14 Beach Mitte UP 65 Beachvolleyball 1 1
15 Kinderblockhaus 

"Rabenhorst"
UP, 66 Sport, Freizeit, 

Jugendprojekt 1 1

16 Beachgarden UP, 67 Beachvolleyball, Parties 
eines Jugendclubs 1 1 1

17 Skatehalle Berlin UP, 68 Moderne Freizeitanlage 
für Jugendkulturen 
(Skateboard, BMX, 
Kletterer, Musik)

1 1 1 1

18 Kexenkessel 
Hoftheater und 
Strandbar Mitte

UP, 71 Freilufttheater, Strandbar
1 1 1

19 YAAM (Young and 
African Market)

UP, 72 Kultur, Musik, Sport, 
Jugend- und 
Integrationsprojekt

1 1 1 1 1

20 Heikonaut UP, 73 Existensgründungszentru
m für Kreativberufe, 
offener Garten für 
Anwohner

1 1

21 Intershop 2000 UP, 74 Kultur, Ausstellung von 
Sammelobjekten, Tausch- 
und Verkaufsaktionen 
überschüssiger 
Sammelobjekte

1 1 1 1 1

22 Unser Graceland UP, 75 Temporäre 
Kunstaktionen, 
Garteninstallation, mobile 
Ausstellungshalle

1 1 1 1

23 Tipi - das Zelt am 
Kanzleramt

UP, 76 Theaterzelt, 
Showprogramm, 1 1 1 1 1
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25 Ein Platz für Marie UP, 80 Gärtnerische Nutzung, 
Kietzgarten, 
Abenteuerspielplatz

1 1 1

26 Kranbahnpark UP, 81 öffentliche Freifläche, 
Spielplatz, Fest- und 
Marktplatz

1 1 1

27 Kiezgarten 
Schliemannstrasse

UP, 82 Grünanlage und 
Kiezgärten 1 1 1

28 Schulgarten grips 
Grundschule

UP, 83 Schulgarten 1 1 1

29 Hundeplatz Revaler 
Strasse

UP, 84 öffentlicher 
Hundeauslaufplatz 1 1 1

30 Kinderbauernhof am 
Mauerplatz

UP, 85 Gärtnerische Nutzung, 

Tierhaltung, soziales 

Kinder- und Jugendprojekt

1 1 1

31 Gärten imS 
Samariterviertel

UP, 86 Gärtnerische Nutzung, 
Wildpark 1 1 1

32 Interkultureller 
Garten Köpenick

UP, 87 Interkulturelles 
Gartenprojekt, Sprach- 
und 
Alphabetisierungskurse, 
Umweltbildung

1 1 1 1

33 Lichtenberger 
Sonnenblumenlabyri
nth

UP, 88 Sonnenblumenlabyrinth
1 1 1 1

34 Kids' Garden UP, 89 Gärtnerische Nutzung 
durch Kinder, kleine 

kulturelle Veranstaltungen, 

Nachbarstreff

1 1 1

35 Kiezgarten 

Lichtenberg

UP, 90 Garten zur tagesweisen 
Vermietung, Nutzung 
gegen Unkostenbeitrag

1 1 1

36 Lichtenrader 
Volkspart

UP, 91 Grünfläche, öffentlicher 
Park 1 1 1

37 Grabeland 
Oberweissbacher 
Strasse

UP, 92 Grabeland mit 
Werkzeugschuppen, 
Wasseranschluss und 
Gemeinschaftsplatz

1 1 1

38 Holderhof UP, 93 Tierhaltung (v.a. Pferde) 
auf Trocken- und 
Magerrasen

1 1 1

39 Garten für 
Behinderte 
Lichtenberg

UP, 94 Garten, Erholungsanlage
1 1 1

40 Nachbarschaftsgart
en Kinzigstrasse

UP, 95 Gärtnerische Nutzung mit 
kulturellen Events 1 1 1

41 Tenstation - Zelten 
mitten in Berlin

UP, 96 Innerstädtischer Zeltplatz 
und Veranstaltungsort 1 1 1 1 1

42 Rollheimerdorf 
Oberstrasse

UP, 97 Alternatives Wohnprojekt, 
"Sonderform urbanes 
Leben"

1 1

43 Wagendorf 
Lohmühle

UP, 98 Alternatives Wohnprojekt, 
"Sonderform urbanes 
Leben", kulturelle Nutzung

1 1

44 Künstlerhaus 
Güterabfertigung 
Bremen

BPW, 

18

Ateliers, 
Ausstellungsräume, 
Galerien

1 1 1 1

45 Dietzenbach 2030 - 
definitiv unvollendet 
Dietzenbach

BPW, 

20

Garten
1 1 1

46 Le Quartier Central 
Düsseldorf

BPW, 
22

Flohmarkt 1 1 1 1
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48 Güterbahnhof 
Schalke Süd, 
Gelsenkirchen

BPW, 
26

Rasenflächen für Spiel 
und Freizeit, Sportfelder, 
Hundeauslaufflächen, 
Gemeinschaftsgärten

1 1 1 1 1

49 Friedensgarten 
Grone

BPW, 
28

Treffpunkt, Gemüseanbau 1 1 1

50 Beachclubs 
Hamburg

BPW, 
30

Beachvolley, Sünnele, 
Bars 1 1 1 1 1

51 Kunst und Kultur in 
der HafenCity 
Hamburg

BPW, 
32

Kunst- und 
Lichtinstallationen, 
Lesungen, Imbiss

1 1 1 1

52 Domagkateliers 
München

BPW, 
34

Künstlerateliers 1 1 1

53 Optimolwerke und 

Kultfabrik München

BPW, 
36

Clusb, Discos, 
Dienstleistungsbetriebe, 
Freizeitnutzungen

1 1 1 1

54 Kemmel-Kaserne 
Murnau am 
Staffelsee

BPW, 
38

Start-ups, Freiberufler
1 1 1 1 1

55 Land for Free 
Ruhrgebiet

BPW, 
40

Landwirtschaft, 
Gastronomie, Handwerk, 
Kreativwirtschaft, 
Tourismus, experimentelle 
Lebensformen, Kunst 
(sehr viel, da Wettbewerb 
und 30 km Länge)

1 1 1 1 1 1 1 1 1

56 Erlebnisspielplatz 
im Rosensteinviertel 
Stuttgart

BPW, 
42

Mountainbike, BMX, 
Badminton- und 
Beachvolleyballfeld, 
Matchspielplatz

1 1 1 1

57 Landschaft auf Zeit 
Wolfsburg

BPW, 
44

Landschaftliche 
Zwischennutzung 1 1 1

58 Neuland BPW, 
46

Koordinierungsstelle 
Marzahn-Hellersdorf als 
Vermittlungsstelle von 
Flächen für 
Zwischennutzungen

1 1 1 1

59 Hochhausbläche, 
blühende Wiesen 
und Wohnutopien 
Bremen

BPW, 
48

Freizeit, Sport, Kunst

1 1 1 1 1

60 Skate Plaza am 
Bahnhofsplatz 
Bremen

BPW, 
50

Skateanlage
1 1 1

61 Lutherstaftumbau 

Eisleben

BPW, 
52

Urbane Freiräume auf 
Parzellen mit 
abgerissenen 
Wohnbauten

1 1 1

62 Erfurft lebt mit 
Lücken Erfurt

BPW, 
54

Naturerlebnisgarten, 
interkultureller Garten, 
Gemeinschaftsflächen, 
Bauwagen, Sitzplätze, 
Feuerstelle, 
Rasenflächen, Kinderbeet

1 1 1

63 Temporäre 
Grünflächen auf 
Abbruchflächen 
Glauchau 

BPW, 
56

Öffentliche Grünflächen

1 1 1 1

64 Jugendtreff Chillout 
Gotha

BPW, 
58

BMX, Skateboard 1 1 1 1

65 Projekt für 
Freizeitgestaltung 
Hamburg

BPW, 
60

Tischtennis, Schach, 
Kochen, Gärntern, 
Grillfeste, PC, Telefon, 
Flohmarkt für ehemalige 
Drogebabhängige

1 1 1 1

66 Zeitgärten Ingelheim 
am Rhein

BPW, 
62

Zeitgärten 1 1 1
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67 Nachbarschaftsgärt

en Lindenau Leipzig

BPW, 
64

Gemeinschaftsgärten
1 1 1

68 City-Volley 
Luckenwalde

BPW, 
65

Park mit 
Beachvolleyballfeld 1 1 1 1 1

69 Temporäre 
Grünflache und 
Sozialprojekt 
Saarbrücken, Anger 
Dudweiler

BPW, 
68

Grünfläche

1 1 1 1

70 Gewerbeleerstand 
als Ressource im 
Reuterquartier 
Berlin

BPW, 
70

Kultur- und Start-ups

1 1 1 1 1

71 Haus des Lehrers 
Berlin

BPW, 
72

Künstler, Start-ups, Clubs, 
Lounges 1 1 1 1 1

72 Hauswächter Gera BPW, 
74

Gewerbe, Vereine, 
Künstlerateliers 1 1 1 1 1

73 Städtische 
Badeanstalt, 
Halberstadt

BPW, 
76

Veranstaltungen, 
Ausstellungen, 
Theateraufführungen und 
Aktionen im Rahmen der 
IBA Stadtumbau Sachsen-
Anhalt 2010

1 1 1

74 Hotel Neustadt Halle-
Neustadt

BPW, 
78

Wohn- und Festivalhotel 
mit Zimmervermietung, 

Theateraufführungen, 

Veranstaltungen, Festivals

1 1 1 1 1

75 Frappant-Gebäude 
und Forum 
Hamburg

BPW, 
80

Künstlerateliers
1 1 1

76 Bed by night 
Hannover

BPW, 
82

Anlaufstelle für 
Strassenkinder (Küche, 
Büroräume, Schlafräume, 
Sanitäreinrichtungen)

1 1 1 1

77 Wächterhäuser 
Leipzig

BPW, 
84

Viel Raum für wenig Geld 
für Künstler, Vereine, 
soziale Einrichtungen

1 1 1

78 Residenzpost - 8-
seasons München

BPW, 
86

Bar, Feinkostgeschäft, 
Restaurant, Indoor-
Golfanlage

1 1 1 1

79 MoKi Azubi-Shop 
Oberhausen

BPW, 
88

Lehrlinge sollen 
selbstständiges arbeiten 
in einem Laden lernen

1 1 1 1

80 Ortsteilbücherei 
Aldingen in 
Containern, 
Remseck am 
Neckar

BPW, 
90

Bibliothek

1 1 1

81 Kunstmoment Trier BPW, 
92

Kunstprojekt 1 1 1

82 Neue Konzepte für 
leerstehende 
Ladenlokale 
Wuppertal

BPW, 
94

Kunst- und Kultur

1 1 1

TOTAL 22 23 20 25 29 54 11 29 14 19 24 22 5
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Anhang 2: Baugesetzbuch Deutschland BauGB 
Stand 21. Dezember 2006 
 
§ 9 Inhalt des Bebauungsplans 
 
(1)  Im Bebauungsplan können aus städtebaulichen Gründen festgesetzt werden: 
 

1.  die Art und das Maß der baulichen Nutzung; 
2.  die Bauweise, die überbaubaren und die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sowie die Stellung 

der baulichen Anlagen; 
2a.  vom Bauordnungsrecht abweichende Maße der Tiefe der Abstandsflächen; 
3.  für die Größe, Breite und Tiefe der Baugrundstücke Mindestmaße und aus Gründen des sparsamen 

und schonenden Umgangs mit Grund und Boden für Wohnbaugrundstücke auch Höchstmaße; 
4.  die Flächen für Nebenanlagen, die auf Grund anderer Vorschriften für die Nutzung von Grundstücken 

erforderlich sind, wie Spiel-, Freizeit- und Erholungsflächen sowie die Flächen für Stellplätze und Ga-
ragen mit ihren Einfahrten; 

5.  die Flächen für den Gemeinbedarf sowie für Sport- und Spielanlagen; 
6.  die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden; 
7.  die Flächen, auf denen ganz oder teilweise nur Wohngebäude, die mit Mitteln der sozialen Wohn-

raumförderung gefördert werden könnten, errichtet werden dürfen; 
8.  einzelne Flächen, auf denen ganz oder teilweise nur Wohngebäude errichtet werden dürfen, die für 

Personengruppen mit besonderem Wohnbedarf bestimmt sind; 
9.  der besondere Nutzungszweck von Flächen; 
10. die Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, und ihre Nutzung; 
11.  die Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, wie Fußgängerbereiche, 

Flächen für das Parken von Fahrzeugen, Flächen für das Abstellen von Fahrrädern sowie den An-
schluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen; die Flächen können auch als öffentliche oder private 
Flächen festgesetzt werden; 

12.  die Versorgungsflächen; 
13.  die Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen; 
14.  die Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und Versickerung 

von Niederschlagswasser, sowie für Ablagerungen; 
15.  die öffentlichen und privaten Grünflächen, wie Parkanlagen, Dauerkleingärten, Sport-, Spiel-, Zelt- und 

Badeplätze, Friedhöfe; 
16.  die Wasserflächen sowie die Flächen für die Wasserwirtschaft, für Hochwasserschutzanlagen und für 

die Regelung des Wasserabflusses; 
17.  die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen oder für die Gewinnung von Steinen, Erden und ande-

ren Bodenschätzen; 
18.  a)  die Flächen für die Landwirtschaft und 
 b)  Wald; 
19.  die Flächen für die Errichtung von Anlagen für die Kleintierhaltung wie Ausstellungs- und Zuchtanla-

gen, Zwinger, Koppeln und dergleichen; 
20. die Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft; 
21.  die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu Gunsten der Allgemeinheit, eines Erschließungsträgers 

oder eines beschränkten Personenkreises zu belastenden Flächen; 
22.  die Flächen für Gemeinschaftsanlagen für bestimmte räumliche Bereiche wie Kinderspielplätze, Frei-

zeiteinrichtungen, Stellplätze und Garagen; 
23.  Gebiete, in denen 
 a)  zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes bestimmte Luft verunreinigende Stoffe nicht oder nur beschränkt 
verwendet werden dürfen, 

 b)  bei der Errichtung von Gebäuden bestimmte bauliche Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer 
Energien wie insbesondere Solarenergie getroffen werden müssen; 

24.  die von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen und ihre Nutzung, die Flächen für besondere 
Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefah-
ren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor solchen Einwirkungen 
oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden baulichen und sonstigen 
technischen Vorkehrungen; 

 25.  für einzelne Flächen oder für ein Bebauungsplangebiet oder Teile davon sowie für Teile bauli-
cher Anlagen mit Ausnahme der für landwirtschaftliche Nutzungen oder Wald festgesetzten Flächen 

 a)  das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, 
 b)  Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-

pflanzungen sowie von Gewässern; 
 26.  die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, so weit sie zur Herstellung des 

Straßenkörpers erforderlich sind. 
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(1a)  Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 können auf den Grundstücken, auf 
denen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, oder an anderer Stelle sowohl im sonstigen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans als auch in einem anderen Bebauungsplan festgesetzt werden. Die Flä-
chen oder Maßnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle können den Grundstücken, auf denen Eingriffe zu 
erwarten sind, ganz oder teilweise zugeordnet werden; dies gilt auch für Maßnahmen auf von der Gemeinde 
bereitgestellten Flächen. 

 
(2)  Im Bebauungsplan kann in besonderen Fällen festgesetzt werden, dass bestimmte der in ihm festgesetzten 

baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen nur 
1.  für einen bestimmten Zeitraum zulässig oder 
2.  bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig oder unzulässig sind. Die Folgenutzung soll festgesetzt 

werden. 
 
(2a)  Für im Zusammenhang bebaute Ortsteile (§ 34) kann zur Erhaltung oder Entwicklung zentraler Versor-

gungsbereiche, auch im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung und der Innenent-
wicklung der Gemeinden, in einem Bebauungsplan festgesetzt werden, dass nur bestimmte Arten der nach 
§ 34 Abs. 1 und 2 zulässigen baulichen Nutzungen zulässig oder nicht zulässig sind oder nur ausnahms-
weise zugelassen werden können; die Festsetzungen können für Teile des räumlichen Geltungsbereichs 
des Bebauungsplans unterschiedlich getroffen werden. Dabei ist insbesondere ein hierauf bezogenes städ-
tebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 zu berücksichtigen, das Aussagen über die 
zu erhaltenden oder zu entwickelnden zentralen Versorgungsbereiche der Gemeinde oder eines Gemeinde-
teils enthält. In den zu erhaltenden oder zu entwickelnden zentralen Versorgungsbereichen sollen die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für Vorhaben, die diesen Versorgungsbereichen dienen, nach § 30 oder 
§ 34 vorhanden oder durch einen Bebauungsplan, dessen Aufstellung förmlich eingeleitet ist, vorgesehen 
sein. 

 
(3)  Bei Festsetzungen nach Absatz 1 kann auch die Höhenlage festgesetzt werden. Festsetzungen nach Ab-

satz 1 für übereinanderliegende Geschosse und Ebenen und sonstige Teile baulicher Anlagen können ge-
sondert getroffen werden; dies gilt auch, so weit Geschosse, Ebenen und sonstige Teile baulicher Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche vorgesehen sind. 

 
(4)  Die Länder können durch Rechtsvorschriften bestimmen, dass auf Landesrecht beruhende Regelungen in 

den Bebauungsplan als Festsetzungen aufgenommen werden können und inwieweit auf diese Festsetzun-
gen die Vorschriften dieses Gesetzbuchs Anwendung finden. 

 
(5)  Im Bebauungsplan sollen gekennzeichnet werden: 

1.  Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei 
denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind; 

2.  Flächen, unter denen der Bergbau umgeht oder die für den Abbau von Mineralien bestimmt sind; 
3.  Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind. 

 
(6)  Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen sowie Denkmäler nach Landesrecht 

sollen in den Bebauungsplan nachrichtlich übernommen werden, so weit sie zu seinem Verständnis oder für 
die städtebauliche Beurteilung von Baugesuchen notwendig oder zweckmäßig sind. 

 
(6a)  Festgesetzte Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 des Wasserhaushaltsge-

setzes sollen nachrichtlich übernommen werden. Noch nicht festgesetzte Überschwemmungsgebiete im 
Sinne des § 31b Abs. 5 sowie überschwemmungsgefährdete Gebiete im Sinne des § 31c des Wasserhaus-
haltsgesetzes sollen im Bebauungsplan vermerkt werden. 

 
(7)  Der Bebauungsplan setzt die Grenzen seines räumlichen Geltungsbereichs fest. 
 
(8)  Dem Bebauungsplan ist eine Begründung mit den Angaben nach § 2a beizufügen.  
 
 
§ 11 Städtebaulicher Vertrag 
 
(1)  Die Gemeinde kann städtebauliche Verträge schließen. Gegenstände eines städtebaulichen Vertrages 

können insbesondere sein: 
1.  die Vorbereitung oder Durchführung städtebaulicher Maßnahmen durch den Vertragspartner auf eige-

ne Kosten; dazu gehören auch die Neuordnung der Grundstücksverhältnisse, die Bodensanierung 
und sonstige vorbereitende Maßnahmen, die Ausarbeitung der städtebaulichen Planungen, sowie er-
forderlichenfalls des Umweltberichts; die Verantwortung der Gemeinde für das gesetzlich vorgesehe-
ne Planaufstellungsverfahren bleibt unberührt; 

2.  die Förderung und Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele, insbesondere die Grund-
stücksnutzung, auch hinsichtlich einer Befristung oder einer Bedingung, die Durchführung des Aus-
gleichs im Sinne des § 1a Abs. 3, die Deckung des Wohnbedarfs von Bevölkerungsgruppen mit be-
sonderen Wohnraumversorgungsproblemen sowie des Wohnbedarfs der ortsansässigen Bevölke-
rung; 
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3.  die Übernahme von Kosten oder sonstigen Aufwendungen, die der Gemeinde für städtebauliche 
Maßnahmen entstehen oder entstanden sind und die Voraussetzung oder Folge des geplanten Vor-
habens sind; dazu gehört auch die Bereitstellung von Grundstücken; 

4.  entsprechend den mit den städtebaulichen Planungen und Maßnahmen verfolgten Zielen und Zwe-
cken die Nutzung von Netzen und Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung sowie von Solaranlagen für die 
Wärme-, Kälte- und Elektrizitätsversorgung. 

 
(2)  Die vereinbarten Leistungen müssen den gesamten Umständen nach angemessen sein. Die Vereinbarung 

einer vom Vertragspartner zu erbringenden Leistung ist unzulässig, wenn er auch ohne sie einen Anspruch 
auf die Gegenleistung hätte. 

 
(3)  Ein städtebaulicher Vertrag bedarf der Schriftform, so weit nicht durch Rechtsvorschriften eine andere Form 

vorgeschrieben ist. 
 
(4)  Die Zulässigkeit anderer städtebaulicher Verträge bleibt unberührt. 
 
 
§ 13a  Bebauungspläne der Innenentwicklung 
 
(1) Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maß-

nahmen der Innenentwicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) kann im beschleunigten Verfahren 
aufgestellt werden. Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in 
ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung oder eine Größe der 
Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt  
1. weniger als 20’000 Quadratmetern, wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem 

engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind, 
oder  

2.  20’000 Quadratmetern bis weniger als 70’000 Quadratmetern, wenn auf Grund einer überschlägigen 
Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 dieses Gesetzes genannten Kriterien die Einschät-
zung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen 
hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 in der Abwägung zu berücksichtigen wären (Vorprüfung des Einzel-
falls); die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die 
Planung berührt werden können, sind an der Vorprüfung des Einzelfalls zu beteiligen.  

 
 Wird in einem Bebauungsplan weder eine zulässige Grundfläche noch eine Größe der Grundfläche festge-

setzt, ist bei Anwendung des Satzes 2 die Fläche maßgeblich, die bei Durchführung des Bebauungsplans 
voraussichtlich versiegelt wird. Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebau-
ungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unter-
liegen.  

 Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen.  

 
(2) Im beschleunigten Verfahren  

1. gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 entsprechend;  
2. kann ein Bebauungsplan, der von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt 

werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; die geordnete städtebauliche Ent-
wicklung des Gemeindegebiets darf nicht beeinträchtigt werden; der Flächennutzungsplan ist im We-
ge der Berichtigung anzupassen;  

3. soll einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, zur 
Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in der 
Abwägung in angemessener Weise Rechnung getragen werden;  

4. gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebau-
ungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt oder zulässig.  

 
(3) Bei Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren ist ortsüblich bekannt zu machen, 

1. dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 aufgestellt werden soll, in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 einschließlich der hierfür 
wesentlichen Gründe, und  

2. wo sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkun-
gen der Planung unterrichten kann und dass sich die Öffentlichkeit innerhalb einer bestimmten Frist 
zur Planung äußern kann, sofern keine frühzeitige Unterrichtung und Erörterung im Sinne des § 3 
Abs. 1 stattfindet.  

 
 Die Bekanntmachung nach Satz 1 kann mit der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 2 Abs. 1 Satz 2 ver-

bunden werden. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 erfolgt die Bekanntmachung nach Satz 1 nach 
Abschluss der Vorprüfung des Einzelfalls.  
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(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Änderung und Ergänzung eines Bebauungsplans. 
 
 
§ 31 Ausnahmen und Befreiungen 
 
(1)  Von den Festsetzungen des Bebauungsplans können solche Ausnahmen zugelassen werden, die in dem 

Bebauungsplan nach Art und Umfang ausdrücklich vorgesehen sind. 
 
(2)  Von den Festsetzungen des Bebauungsplans kann befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht 

berührt werden und 
 

1.  Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder 
2.  die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder 
3.  die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und 

wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar ist. 

 
 
§ 34 Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
 
(1) Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ist ein Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und 

Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Ei-
genart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden.  

 
(2) Entspricht die Eigenart der näheren Umgebung einem der Baugebiete, die in der auf Grund des § 9a erlas-

senen Verordnung bezeichnet sind, beurteilt sich die Zulässigkeit des Vorhabens nach seiner Art allein da-
nach, ob es nach der Verordnung in dem Baugebiet allgemein zulässig wäre; auf die nach der Verordnung 
ausnahmsweise zulässigen Vorhaben ist § 31 Abs. 1, im Übrigen ist § 31 Abs. 2 entsprechend anzuwen-
den.  

 
(3) Von Vorhaben nach Absatz 1 oder 2 dürfen keine schädlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbe-

reiche in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden zu erwarten sein.  
 
(3a) Vom Erfordernis des Einfügens in die Eigenart der näheren Umgebung nach Absatz 1 Satz 1 kann im Ein-

zelfall abgewichen werden, wenn die Abweichung  
1. der Erweiterung, Änderung, Nutzungsänderung oder Erneuerung eines zulässigerweise errichteten 

Gewerbe- oder Handwerksbetriebs oder der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung einer zulässi-
gerweise errichteten baulichen Anlage zu Wohnzwecken dient,  

2. städtebaulich vertretbar ist und  
3. auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.  

 
 Satz 1 findet keine Anwendung auf Einzelhandelsbetriebe, die die verbrauchernahe Versorgung der Bevöl-

kerung beeinträchtigen oder schädliche Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde 
oder in anderen Gemeinden haben können.  

(4) Die Gemeinde kann durch Satzung  
1. die Grenzen für im Zusammenhang bebaute Ortsteile festlegen,  
2. bebaute Bereiche im Außenbereich als im Zusammenhang bebaute Ortsteile festlegen, wenn die Flä-

chen im Flächennutzungsplan als Baufläche dargestellt sind,  
3. einzelne Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang bebauten Ortsteile einbeziehen, wenn die 

einbezogenen Flächen durch die bauliche Nutzung des angrenzenden Bereichs entsprechend geprägt 
sind.  

 
 Die Satzungen können miteinander verbunden werden. 
 
 
Dritter Teil: Stadtumbau 
 
§ 171a Stadtumbau 
 
(1)  Stadtumbaumaßnahmen in Stadt- und Ortsteilen, deren einheitliche und zügige Durchführung im öffentli-

chen Interesse liegen, können auch anstelle von oder ergänzend zu sonstigen Maßnahmen nach diesem 
Gesetzbuch nach den Vorschriften dieses Teils durchgeführt werden. 

 
(2)  Stadtumbaumaßnahmen sind Maßnahmen, durch die in von erheblichen städtebaulichen Funktionsverlus-

ten betroffenen Gebieten Anpassungen zur Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen vorgenom-
men werden. Erhebliche städtebauliche Funktionsverluste liegen insbesondere vor, wenn ein dauerhaftes 
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Überangebot an baulichen Anlagen für bestimmte Nutzungen, namentlich für Wohnzwecke, besteht oder zu 
erwarten ist. 

 
(3)  Stadtumbaumaßnahmen dienen dem Wohl der Allgemeinheit. Sie sollen insbesondere dazu beitragen, dass  

 1.  die Siedlungsstruktur den Erfordernissen der Entwicklung von Bevölkerung und Wirtschaft an
 gepasst wird, 

 2.  die Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Umwelt verbessert werden, 
 3.  innerstädtische Bereiche gestärkt werden, 
 4.  nicht mehr bedarfsgerechte bauliche Anlagen einer neuen Nutzung zugeführt werden, 
 5.  einer anderen Nutzung nicht zuführbare bauliche Anlagen zurückgebaut werden, 
 6.  freigelegte Flächen einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung oder einer hiermit verträgli-

 chen Zwischennutzung zugeführt werden, 
 7.  innerstädtische Altbaubestände erhalten werden. 

 
 
§ 171b Stadtumbaugebiet, städtebauliches Entwicklungskonzept 
 
(1)  Die Gemeinde legt das Gebiet, in dem Stadtumbaumaßnahmen durchgeführt werden sollen, durch Be-

schluss als Stadtumbaugebiet fest. Es ist in seinem räumlichen Umfang so festzulegen, dass sich die Maß-
nahmen zweckmäßig durchführen lassen. 

 
(2)  Grundlage für den Beschluss nach Absatz 1 ist ein von der Gemeinde aufzustellendes städtebauliches 

Entwicklungskonzept, in dem die Ziele und Maßnahmen (§ 171a Abs. 3) im Stadtumbaugebiet schriftlich 
darzustellen sind. Die öffentlichen und privaten Belange sind gegeneinander und untereinander gerecht ab-
zuwägen. 

 
(3)  Die §§ 137 und 139 sind bei der Vorbereitung und Durchführung der Stadtumbaumaßnahmen entsprechend 

anzuwenden. 
 
(4)  Die §§ 164a und 164b sind im Stadtumbaugebiet entsprechend anzuwenden. 
 
 
§ 171c Stadtumbauvertrag 
 
Die Gemeinde soll so weit erforderlich zur Umsetzung ihres städtebaulichen Entwicklungskonzeptes die Möglich-
keit nutzen, Stadtumbaumaßnahmen auf der Grundlage von städtebaulichen Verträgen im Sinne des § 11 insbe-
sondere mit den beteiligten Eigentümern durchzuführen. Gegenstände der Verträge können insbesondere auch 
sein 

 1.  die Durchführung des Rückbaus baulicher Anlagen innerhalb einer bestimmten Frist und die 
 Kostentragung für den Rückbau; 

 2.  der Verzicht auf die Ausübung von Ansprüchen nach den §§ 39 bis 44; 
 3.  der Ausgleich von Lasten zwischen den beteiligten Eigentümern. 
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Anhang 3: Musterbauordnung Deutschland 
 
§ 67 Abweichungen 
(1) 1Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und aufgrund dieses 

Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen An-
forderung und unter Würdigung der öffentlich-rechtlich geschützten nachbarlichen Belange mit den öffentli-
chen Belangen, insbesondere den Anforderungen des § 3 Abs. 1 vereinbar sind. 2§ 3 Abs. 3 Satz 3 bleibt 
unberührt; [der Zulassung einer Abweichung bedarf es auch nicht, wenn bautechnische Nachweise durch 
einen Prüfsachverständigen bescheinigt werden].  


